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Pino, unser Rathauskater, be-
zweifelt, dass der heutigen 
Gesellschaft das Wohlerge-
hen der jüngeren Generation 
am Herzen liegt. Anders seien 
für ihn weder BAföG-Reform 
noch Generationenkapital er-
klärbar.� Seite 13

Forderungen des Deutschen Städtetags zur Europawahl:

Europas Zukunft 
Richtung geben

Der Deutsche Städtetag hat für die Europawahl 2024 eine 
Reihe von Forderungen formuliert, um Europas Zukunft in 
die richtige Richtung zu lenken.

1. Europa an Werten und 
Rechtsstaatlichkeit ausrichten: 
Angesichts geopolitisch unruhi-
ger Zeiten und einem Rechtsruck 
in einigen EU-Mitgliedsstaaten 
ist ein starkes Bekenntnis zu eu-
ropäischen Werten wie Freiheit, 
Demokratie, Menschenrechten 
und Rechtsstaatlichkeit erfor-
derlich. Die konsequente An-
wendung des Rechtsstaatsprin-
zips sollte gewährleistet sein, 
ohne dass Haushaltszahlungen 
an Mitgliedsstaaten aufgrund 
von Verstößen den europa- 
freundlichen Städten schaden.
2. Sozialen Zusammenhalt und 
Integration gemeinsam meis-
tern: Der Deutsche Städtetag 
fordert, dass die Reform eines ge-
meinsamen europäischen Asyl- 
systems (GEAS) zügig vorange-
trieben und ein gerechtes eu-
ropäisches Verteilsystem um-
gesetzt wird. Die Massenzu-
strom-Richtlinie muss verlän-
gert werden. Die EU soll sich 
stärker den Problematiken der 
Binnenmigration annehmen und 
durch langlaufende Förderpro-
gramme die Städte in ihren In-
tegrationsbemühungen unter-
stützen. Systeme der sozialen 
Sicherheit müssen koordiniert 
werden, um die Freizügigkeit zu 
wahren und Missbrauch zu ver-
hindern.
3. Digitale Transformation oh-
ne Hürden ermöglichen: Ein kla-
rer regulativer Rahmen für die 
Nutzung von Daten durch Städ-
te sollte geschaffen werden, um 
das Potenzial Künstlicher Intelli-
genz im Verwaltungshandeln zu 
nutzen. Offene Standards sind 
zu verwenden, um digitale Ab-
hängigkeiten von Dritten zu ver-
meiden.
4. Städte als zentrale Akteu-
re für ein klimaneutrales Euro-
pa und in der Umsetzung des 
Green Deals unterstützen: Die 
europäischen Rahmenbedin-
gungen müssen Städte befähi-
gen, den Ausbau der erneuer-

baren Energien schnell umzu-
setzen. Für Maßnahmen hin-
sichtlich der Energieeffizienz, 
insbesondere von Gebäuden, 
braucht es sowohl den Blick auf 
das Quartier als auch mit nati-
onalem Recht im Einklang ste-
hende Sanierungsvorgaben. Die 
Energieeinsparvorgaben für den 
öffentlichen Sektor sind ambiti-
oniert. Neben dem öffentlichen 
Bereich müssen alle Sektoren 
ihren Beitrag leisten. Auch muss 
die EU einen Rahmen schaffen, 
um die Erzeugung, die Nutzung 
und den Transport von grünem 
Wasserstoff innerhalb der EU zu 
fördern. Diese hat zudem für ei-
nen funktionierenden Gas- und 
Strombinnenmarkt Sorge zu tra-
gen und muss den Aufbau einer 
grenzüberschreitenden Netzin-
frastruktur zügig vorantreiben.
5. Gesunde und umweltfreund-
liche Städte fördern: Saubere, 
gesunde und umweltbewuss-
te Städte sind ein elementa- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Ministerpräsidentenkonferenz zur Asylpolitik:

Für mehr Klarheit 
und Geschwindigkeit
Geht es nach dem Willen der Bundesländer, soll sich die Bun-
desregierung deutlich gegenüber einer möglichen Verlage-
rung von Asylverfahren in Länder außerhalb der EU positio-
nieren. Bis zur nächsten Bund-Länder-Runde am 20. Juni sei 
die sogenannte Drittstaatenlösung zu prüfen, wurde nach 
Beratungen mit Bundeskanzler Olaf Scholz beschlossen.

Zudem soll bald feststehen, 
wann die im November 2023 
vereinbarte Bezahlkarte für 
Asylbewerber kommt. Sie soll 
teilweise Bargeld-Auszahlungen 
ersetzen und damit verhindern, 
dass die Flüchtlinge Geld in ih-
re Heimatländer überweisen. 
In dem gemeinsamen Beschluss 
fordern die Regierungschefs der 
Länder den Bund auf, dafür zu 
sorgen, dass der Bundestag ei-
nen entsprechenden Entwurf 
dazu rasch verabschiedet.

Söder: Nichts Neues

Unzufrieden mit den Bera-
tungsergebnissen zeigte sich 
Bayerns Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder: „Das reicht nicht: 
Die Ministerpräsidentenkonfe-
renz war wieder nur eine Be-
standsaufnahme und hat nichts 
Neues gebracht. Es braucht end-
lich eine grundlegende Wen-
de der Migrationspolitik in 
Deutschland. Länder und Kom-
munen sind überfordert und die 
Ampel unternimmt zu wenig da-
gegen. Die politische Stabilität 
des Landes darf nicht aus ideo-
logischen Gründen in Gefahr 
geraten. Es müssen umgehend 
Maßnahmen gegen die illega-
le Migration getroffen werden“, 
machte Bayerns Regierungschef 
deutlich.

Bayern und Sachsen:  
Statt Bürgergeld wieder  
die normalen Leistungen

Bayern und Sachsen forder-
ten in einer gemeinsamen Pro-
tokollnotiz, dass neu ankom-
mende ukrainische Flüchtlin-
ge künftig statt Bürgergeld wie-
der die normalen Leistungen für 
Asylbewerber erhalten. Asylbe-
werber sollten erst nach frühes-
tens fünf statt drei Jahren volle 
Sozialleistungen erhalten. Bay-
ern und Sachsen verlangen zu-
dem, alle notwendigen rechtli-
chen Möglichkeiten zu nutzen, 
damit antisemitische Straftäter 
und Feinde unserer Verfassung 
ihre deutsche Staatsangehörig-

keit verlieren und konsequent 
abgeschoben werden können.

Enttäuschung auch beim 
Deutschen Landkreistag: Der 
Verband verlangt mehr Abschie-
bungen und dringt auf mehr Ge-
schwindigkeit in der Migrati-
onswende. Gegenüber dem Re-
daktionsnetzwerk Deutschland 
erklärte Präsident Reinhard Sa-
ger: „Das Treffen hat erneut kei-
nen wirklichen Fortschritt in der 
Migrationspolitik gebracht. Das 
ist schwer nachvollziehbar, auch 
wenn manche Maßnahmen um-
gesetzt worden sind.“

Kaum Rückführungen

Das gelte etwa für die Bezahl-
karte, die zwar auf den Weg ge-
bracht worden sei, aber kaum 
vor Ende des Jahres umgesetzt 
sein würde. „Eine spürbare In-
tensivierung der Anstrengungen 
bei der lange angekündigten 
Rückführungsoffensive sehen 
wir nicht – kaum Abkommen mit 
möglichen Aufnahmestaaten, 
kaum Rückführungen in die Tür- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayern fordert:
„Agenda 2030“ für die Wirtschaft
Der Bayerische Ministerrat hat eine Bundesratsinitiative für eine 
steuer- und wirtschaftspolitische Agenda 2030 für Deutschland 
beschlossen - mit der Forderung nach kräftigen Steuersenkungen 
für Unternehmen als zentralem Punkt. Zur Stärkung und Siche-
rung der Wettbewerbsfähigkeit seien „eine substanzielle Wei-
terentwicklung des Steuerrechts sowie eine zukunftsorientierte 
Energiepolitik dringend erforderlich“, heißt es in der Initiative.

Um die Attraktivität des Standorts Deutschland effektiv zu 
steigern, fordert Bayern unter anderem eine Senkung der Un-
ternehmenssteuerbelastung auf ein Niveau von 25 Prozent und 
eine Abschaffung des Solidaritätszuschlags für alle. Neben steu-
erlichen Anreizen für die Leistung von Überstunden und Mehr-
arbeit soll die degressive Abschreibung für bewegliche Wirt-
schaftsgüter dauerhaft wiedereingeführt werden. Ebenso steht 
die Einführung einer dauerhaften degressiven Gebäudeab-
schreibung zur Stabilisierung der privaten Investitionen im Woh-
nungsbau auf der Agenda.

Auch setzt sich die Staatsregierung dafür ein, den bereits be-
schlossenen Abbau von Steuerentlastungen beim Agrardiesel 
für Landwirte zurückzunehmen und eine Steuerbefreiung für 
Biokraftstoffe, die in der Land- und Forstwirtschaft eingesetzt 
werden, einzuführen. Darüber hinaus will das Kabinett eine Risi-
koausgleichsrücklage ermöglichen, damit Landwirte selbst steu-
erliche Rücklagen für schlechte Jahre bilden können.

In der Gastronomie soll wieder der ermäßigte Mehrwertsteu-
ersatz gelten und zwar künftig auch für Getränke. Die Strom-
steuer soll auf das europäische Mindestmaß abgesenkt und der 
Ausstieg aus der Kernenergie erneut auf den Prüfstand gestellt 
werden. Zudem wendet sich das Kabinett gegen zusätzliche Bü-
rokratie im Steuerrecht „durch die rein ideologisch motivierte 
Abschaffung der Lohnsteuerklassen III und V“.

Einst sei Deutschland die Lokomotive der EU gewesen, heute sei 
man die rote Laterne, erklärte Finanzminister Albert Füracker. Es 
brauche eine Kurswende: „Bayern liefert, was Deutschland benö-
tigt: effektive und wirkungsvolle Maßnahmen statt dem kosmeti-
schen Klein-Klein der Ampel im Wachstumschancengesetz.“ � DK

Fachkonferenz der Bundes-SGK:

Kommunen im Wandel –  
Sicherheit in der Transformation
Unter dem Thema „Kommunen im Wandel – Sicherheit in 
der Transformation“ setzte sich die Bundes-SGK in Pots-
dam mit den vielfältigen Anforderungen der Transforma-
tionsprozesse in Wirtschaft und Gesellschaft aus kommu-
naler Perspektive auseinander. In diesem Umfeld stehen 
Herausforderungen wie fehlende öffentliche Finanzmittel 
für dringend notwendige Infrastrukturinvestitionen, stei-
gende Kosten für Energie und Bauinvestitionen, Arbeits-
kräftemangel aufgrund des demografischen Wandels und 
die Bedrohungen einer von Krieg und Krisen geschüttelten 
Welt. Ziel ist eine sozial gerechte Gesellschaft, in der die 
öffentliche Daseinsvorsorge gestärkt ist und ein starker 
Staat notwendige Investitionen fördert sowie durch sozia-
le Dienstleistungen Sicherheit im Wandel schafft.

Die Fachkonferenz behandelte 
eine Reihe von Themen, darun-
ter die kommunale Energie- und 
Wärmewende, Fachkräfteman-
gel und Digitalisierung in der Ver-
waltung, bezahlbares Wohnen in 
wachsenden Städten, Transfor-
mationsprozesse in ländlichen 
Räumen, Fortschritte in der Mo-
bilitätswende, Beteiligung in 
der Transformation (kommuna-
le Entwicklungsbeiräte), Klima-
anpassung und Katastrophen-
schutz sowie Kommunen und Eu-
ropa in der Transformation. 

Massive Lücke  
auf dem Arbeitsmarkt

Zudem bot die Tagung eine 
Plattform für Diskussionen und 
den Austausch mit wichtigen 
Persönlichkeiten aus der Bun-
des-, Landes- und Kommunalpo-
litik sowie Vertretern aus Wirt-
schaft und Wissenschaft.

Unter den Teilnehmern war 

Bundesarbeitsminister Huber-
tus Heil, der aufgrund der de-
mografischen Entwicklung vor 
einer massiven Lücke auf dem 
Arbeitsmarkt warnte. Im kom-
menden Jahrzehnt gingen zahl-
reiche geburtenstarke Jahrgän-
ge in Rente. Bis 2035 müssten 
sieben Millionen Arbeits- und 
Fachkräfte ersetzt werden. Um 
diese Lücke zu füllen, müsse der 
Staat alle Register ziehen.

Faktor Qualifizierung

Als wichtigen Faktor nann-
te Heil die Qualifizierung: Zwei 
Drittel der Langzeitarbeitslosen 
hätten keine abgeschlossene Be-
rufsausbildung. In diesem Zu-
sammenhang hob er die wichti-
ge Rolle der Jugendberufsagen-
turen hervor. Sie leisteten einen 
entscheidenden Beitrag, um si-
cherzustellen, dass Schülerin-
nen und Schüler eine Chance auf 
berufliche Ausbildung haben. 

Nachholbedarf sieht der Mi-
nister zudem bei der Frauener-
werbsarbeit sowie der Inklusion 
am Arbeitsmarkt. Dagegen ist 
für Heil eine Anhebung des Ren-
teneintrittsalters keine Option.

Geflüchtete in Arbeit bringen

Um den Fachkräftemangel 
auszugleichen, wolle die Bun-
desregierung gemeinsam mit 
Unternehmen, Gewerkschaf-
ten und Kommunen Geflüchte-
te verstärkt in Arbeit bringen, 
führte der Bundesarbeitsminis-
ter weiter aus. Dafür soll der so-
genannte Job-Turbo sorgen. Ziel 
ist es, das Potenzial der geflüch-
teten Menschen schnellstmög-
lich im Arbeitsalltag einzusetzen 
und ihre fachlichen Kompeten-
zen zu nutzen. Sie sollen enger 
betreut und gezielter vermit-
telt werden. Konkret heißt das: 
Wer einen Integrationskurs ab-
solviert hat, soll selbst bei nicht 
perfekten Deutschkenntnissen 
so schnell wie möglich Arbeits-
erfahrung sammeln und sinnvoll 
weiter qualifiziert werden. Von 
den 1,1 Millionen Menschen, 
die Deutschland aus der Ukrai-
ne aufgenommen haben, hätten 
bereits 160.000 Menschen aus 
der Ukraine seit Kriegsausbruch 
in Deutschland eine Anstellung 
gefunden, erklärte Heil. Doch 
reiche dies bei weitem nicht aus.

Die Nachrichten über das im 
November 2023 durch das Re-
cherchenetzwerk Correctiv auf- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karlheinz Albert 

Gemeinde Neuendorf  
am 17.3.

Bürgermeister Josef Demar  
Gemeinde Großbardorf  

am 18.3.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Markus Mahl 

Stadt Hilpoltstein  
am 17.3.

Bürgermeister  
Hans-Walter Hofmann  
Markt Schnabelwaid  

am 24.3.

Bürgermeister Josef Dollinger 
Stadt Moosburg  

am 25.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Landrat Stefan Rößle  
Landkreis Donau-Ries  

am 16.3.

Bürgermeister Willi Reiter  
Gemeinde Ustersbach  

am 22.03.

Bürgermeister Johannes Ruf 
Markt Tussenhausen  

am 22.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Wolfgang Lampe 
Stadt Uffenheim  

am 17.3.

Bürgermeister  
Hermann Etzel  

Gemeinde Egglham   
am 21.3.

Bürgermeister  
Stefan Jocher  

Gemeinde Schlehdorf  
am 27.3.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  

Iris Harms  
Gemeinde Kühlenthal  

am 26.3.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister  
Andreas Eckl  

Gemeinde Prackenbach  
am 23.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Bayerischer Aktionsplan:

QUEER für alle Menschen?
Der Bayerische Aktionsplan QUEER ist ein integraler Bestandteil der 
im Koalitionsvertrag von CSU und Freie Wähler fest verankerten 
Agenda für Vielfalt und gegen Ausgrenzung. Er dient als deutliches Si-
gnal an LSBTIQ-Personen sowie an die Gesamtheit der Gesellschaft. 
Unabhängig von geschlechtlicher Identität oder sexueller Orientie-
rung strebt der Aktionsplan danach, allen Menschen in Bayern ein 
selbstbestimmtes, gleichberechtigtes, diskriminierungs- und gewalt-
freies Leben zu ermöglichen. Die Maßnahmen des Bayerischen Akti-
onsplans QUEER zielen darauf ab, Bewusstsein zu schaffen, Sensibili-
tät zu fördern und den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken, 
so verkündete das zuständige Bayerische Staatsministerium für Fami-
lie, Arbeit und Soziales.

Der Auftakt dieses Prozesses 
wurde durch einen Runden Tisch 
im Juli 2023 eingeleitet. Für das 
Jahr 2024 ist ein umfassender Be-
teiligungs- und Erarbeitungspro-
zess geplant, bevor der Aktions-
plan Ende 2025 präsentiert wer-
den soll und ab 2026 in die Um-
setzung geht. 

Bündnis queerer Akteure

Im Herbst 2023 hat ein brei-
tes Bündnis von nicht staat-
lichen Akteuren, bestehend 
aus queeren zivilgesellschaftli-
chen Organisationen, einen um-
fangreichen Maßnahmenkata-
log erstellt (https://www.lsvd.
de/media/doc/10564/zivilgesell-
schaftlicher-massnahmenkata-
log_aktionsplan-queer_lsvd-bay-
ern-komprimiert.pdf) der vom 
LSVD (Lesben und Schwulenver-
band) an die zuständige Sozial-
ministerin Ulrike Scharf überge-
ben wurde. Der Maßnahmen-
katalog beinhalte, laut Presse-
mitteilung des Verbands, „Über 
120 Maßnahmen gegen Queer-
feindlichkeit in Bayern“ und, so 
der Wunsch des Bündnisses, soll 
als inhaltlich-fachliche Grund-
lage für den weiteren Erarbei-
tungsprozess eines bayerischen 
„Aktionsplan QUEER“ dienen: 
„Die beteiligten Community-Or-
ganisationen wollen sich beim 
geplanten Erarbeitungsprozess 
des Sozialministeriums bis En-
de 2025 fachlich einbringen, den 
Prozess aber auch kritisch be-
gleiten.“ 

Aus dem Bayerischen Sozial-
ministerium heißt es, dass der 
Aktionsplan QUEER ohne inhalt-
liche Vorfestlegung und ergeb-
nisoffen erarbeitet wird: „Dis-
kussionsgrundlage für das Betei-
ligungsverfahren ist neben dem 
Input aus Kommunen, Verbän-
den, Organisationen und von 
Einzelpersonen vor allem der In-
put aus den bayerischen LSBTIQ- 
Communities. Der Zivilgesell-
schaftliche Maßnahmenkatalog 
wird ebenso im Beteiligungsver-

fahren als Diskussionsgrundlage 
herangezogen.“ Auf die Frage der 
Bayerischen GemeindeZeitung, 
ob Frauen- und Kinderschutzver-
bände, Schul- und Lehrerverbän-
de an der Erarbeitung beteiligt 
waren und ob jede der genann-
ten Maßnahmen Queerfeindlich-
keit beträfe, verwies das Ministe-
rium in einem Antwortschreiben 
auf den LSVD und die aufgeliste-
ten Mitwirkenden im Maßnah-
menkatalog selbst: „Das Beteili-
gungsverfahren steht selbstver-
ständlich auch für alle genannten 
Verbände offen.“

Das gesamte Beteiligungsver-
fahren soll transparent durch-
geführt und dokumentiert wer-
den, sagt man im Sozialministeri-
um. Aktuelle Informationen zum 
Beteiligungsverfahren sind unter 
folgendem Link zu finden: www.
aktionsplan-queer.bayern. 

Erbitterte Ablehnung

Es ist zu erwähnen, dass nach 
einer massiven Welle der Em-
pörung und einer Fülle von kriti-
schen Einträgen die interaktive 
Ideenpinnwand „vorübergehend 
offline“ genommen wurde, je-
doch „baldmöglichst“ wieder zur 
Verfügung stehen soll. Vorschlä-
ge können wieder eingereicht 
werden, sollen aber nur noch 
moderiert veröffentlicht werden.

Einige der vorgestellten Maß-
nahmen aus dem Katalog stießen 
auf deutliche Ablehnung, bspw. 
die Forderung „Der Freistaat Bay-
ern soll darauf hinwirken, dass 
an allen bayerischen Bildungsin-
stitutionen geschlechtsneutra-
le Sanitäranlagen und Umkleiden 
zur Verfügung stehen. Der Ein-
satz von Einzelanlagen sollte da-
bei geprüft werden“. Auf die Fra-
ge, ob die individuellen Bedürf-
nisse derjenigen Mitglieder der 
Gesellschaft, die sich nicht als 
Teil der queeren Community se-
hen, Rücksicht genommen wird, 
z.B. wenn Schülerinnen keine ge-
schlechtsneutralen Sanitäranla-
gen und Umkleiden wünschen, 

antwortete das Ministerium: 
„Das Beteiligungsverfahren für 
einen Bayerischen Aktionsplan 
QUEER richtet sich ausdrücklich 
an die gesamte bayerische Gesell-
schaft und alle gesellschaftlichen 
Gruppen und Einzelpersonen.“ 

Kommunen sind (noch) nicht 
in die Beratung involviert

Im Maßnahmenkatalog stehen 
eine Reihe von Forderungen, die 
die bayerischen Kommunen be-
treffen. Noch sind Kommunal-
verbände, nach Aussage des Mi-
nisteriums, nicht in die Beratung 
involviert: „Im Rahmen des Be-
teiligungsprozesses wurde ei-
ne eigene Arbeitsgruppe „Kom-
munale Aktionspläne“ eingerich-
tet. Ein durch die Staatsregierung 
verfasster Bayerischer Aktions-
plan QUEER wird selbstverständ-
lich das übliche Beteiligungs-
verfahren durchlaufen.“ An den 
„Kommunalen Aktionsplänen“ 
können Interessenten mitwirken: 
(https://aktionsplan-queer.bay-
ern/queer/de/process/59085/
singleContent/11). 

Partner des Bayerischen So-
zialministeriums in der Erarbei-
tung sind der Bayerische Jugend- 
ring (BJR) und das JFF – Institut 
für Medienpädagogik.� CH

Bis zum 30. April 2024 können sich ehrenamt-
lich getragene Initiativen und Projekte bewer-
ben, die sich mit großem Engagement der Er-
innerungskultur verschreiben und sich dafür 
einsetzen, dass sich Ereignisse aus der Ge-
schichte nicht wiederholen. Landtagspräsi-
dentin Ilse Aigner: „Wir wollen aus der Ver-
gangenheit lernen – für die Zukunft. Deshalb 
möchten wir mit dem Bürgerpreis 2024 gene-
rationenübergreifendes ehrenamtliches En-
gagement im Bereich der Erinnerungskultur 
und für unsere Demokratie auszeichnen.“ 

Die bayerische Volksvertretung würdigt mit 
der Auszeichnung wieder herausragendes eh-
renamtliches Engagement im Freistaat. Das 
Leitthema lautet diesmal „Nie wieder ist jetzt! 
Ehrenamtliches Engagement für Vielfalt, Zu-
sammenhalt und Demokratie“. Unter dem 
Motto „Aus der Vergangenheit lernen – in Ge-
nerationen denken“ richtet sich die Auslobung 
an ehrenamtliche Initiativen, die sich für Viel-
falt und Offenheit einsetzen und dafür, dass 
demokratische Werte und die Menschenwür-
de die Grundprinzipien des staatlichen und ge-
sellschaftlichen Handelns bleiben. 

Landtagspräsidentin Ilse Aigner: „Hass und 
Hetze, Rassismus und Antisemitismus in unse-
rer Gesellschaft haben zugenommen. Die De-
mokratie wird bedroht Deshalb möchten wir 
mit dem Bürgerpreis 2024 generationenüber-
greifendes ehrenamtliches Engagement für 
die Erinnerungskultur und unsere Demokratie 
auszeichnen.“

Nur eine Gesellschaft, die ihre Geschichte 
kennt und ihre Lehren daraus zieht, die Zeit-
zeugen zuhört und einen Austausch zwischen 
den Generationen fördert, eine Gesellschaft, 
die historische Orte würdigt und Biografien er-
lebbar macht und für Vielfalt, Zusammenhalt 
und Demokratie einsteht, kann dieser Entwick-
lung entgegentreten und eine starke und zu-
versichtliche Gesellschaft sein.

Der Bürgerpreis des Bayerischen Landtags 
2024 richtet sich deshalb insbesondere an 
ehrenamtliche Initiativen im Bereich Erinne-
rungskultur, die sich dafür einsetzen, dass sich 
Ereignisse aus der Geschichte nicht wiederho-
len. Zudem steht besonders ehrenamtliches 
Engagement im Fokus, bei dem sich Menschen 
den besorgniserregenden Entwicklungen mit 
aller Kraft entgegenstellen.

Die Preisträgerinnen und Preisträger wer-
den von einem Beirat unter dem Vorsitz von 
Landtagspräsidentin Ilse Aigner ausgewählt. 
Der Bürgerpreis des Bayerischen Landtags 
2024 ist mit insgesamt 50.000 Euro dotiert. Ei-
ne Teilausschüttung des Preisgeldes bleibt vor-
behalten. Zudem kann das jeweilige Preisgeld 
auch in Teilsummen auf mehrere Preisträge-
rinnen und Preisträger aufgeteilt werden. Das 
Preisgeld ist zweckgebunden und für die För-
derung des prämierten Projekts oder dessen 
Fortentwicklung einzusetzen.

Die Preisverleihung ist für den 17. Oktober 
2024 im Bayerischen Landtag geplant.
Informationen: www.buergerpreis-bayern.de  r

Bayerischer Landtag lobt Bürgerpreis 2024 aus 

Leitthema „Nie wieder ist jetzt! 
Ehrenamtliches Engagement für Vielfalt, Zusammenhalt und Demokratie“

Justizminister Eisenreich:

Neuer Höchststand bei 
Hass und Hetze

Im vergangenen Jahr haben die bayerischen Behörden 3.115 neue 
Verfahren wegen Hass und Hetze im Internet eingeleitet. Nach 
Angaben von Justizminister Georg Eisenreich ist dies ein Plus von 
28 Prozent gegenüber 2022. Damit sei ein neuer Höchststand er-
reicht worden. Die Angriffe seien besonders häufig fremdenfeind-
lich oder antisemitisch motiviert.

Der Großteil der Ermittlungs-
verfahren (2.657) richtete sich 
bayernweit gegen bekannte Tä-
ter (+ 40 Prozent); 458 Verfah-
ren (- 14 Prozent) wurden ge-
gen Unbekannt geführt. Im Be-
zirk der Generalstaatsanwalt-
schaft München waren es 1.664 
Verfahren gegen bekannte Tä-
ter und 319 gegen Unbekannt. 
Im Bezirk der Generalstaatsan-
waltschaft Nürnberg wurden 
613 Verfahren gegen bekann-
te, 85 gegen unbekannte Täter 
sowie bei der Generalstaatsan-
waltschaft Bamberg 380 gegen 
bekannte und 54 gegen unbe-
kannte Täter verzeichnet.

Massive Zunahme  
bei öffentlicher Klage

In insgesamt 728 Verfahren 
wurde öffentlich Klage erhoben, 
im Vorjahr waren es 488 Verfah-
ren. In 567 Verfahren erging 2023 
eine Verurteilung oder ein Straf-
befehl. Davon sind 411 Verfahren 
bereits rechtskräftig abgeschlos-
sen (151 mehr als im Vorjahr).

Von den Verfahren waren 568 
fremdenfeindlich (2022: 401 
Verfahren; +42 Prozent), 481 
antisemitisch (2022: 387 Verfah-
ren; +24 Prozent). In 112 Verfah-
ren wurden die Opfer wegen ih-
rer sexuellen Orientierung oder 
sexuellen Identität angegriffen, 
im Vorjahr 38 (+ 195 Prozent). 
78 Verfahren waren islamfeind-
lich (2022: 41 Verfahren; +90 
Prozent), 64 behindertenfeind-
lich (2022: 64 Verfahren) und 10 
christenfeindlich (2022: 3; + 233 
Prozent) motiviert.

In 376 Verfahren waren die 
Geschädigten im Jahr 2023 
weiblich, im Jahr davor waren es 
214 (+ 76 Prozent). 61 Verfahren 
wurden wegen frauenfeindli-
cher Hate Speech geführt (2022: 
44; + 61 Prozent). Beim bundes-
weiten Aktionstag zur Bekämp-
fung von Frauenfeindlichkeit 
im Internet am 7. März durch-
suchten Ermittler bayernweit 
Wohnungen. Sie ermitteln ge-

gen acht Männer und zwei Frau-
en, im Alter von 24 bis 68 Jah-
ren. Bei einem Großteil der Ta-
ten handelte es sich um Beleidi-
gungen und Volksverhetzungen 
gegen Politikerinnen.

Justiz schützt die Opfer

Wie Minister Eisenreich erläu-
terte, hätten der Terror-Angriff 
auf die Hamas im vergangenen 
Oktober und der Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine Hass 
und Hetze noch einmal neuen 
Nährboden gegeben. Er wün-

sche sich, dass möglichst viele in 
der Gesellschaft Hass offen wi-
dersprechen – sei es am Stamm-
tisch, in der Arbeit, am Garten-
zaun oder im Internet. Eisen-
reich: „Ich will alle Opfer von 
Hasskriminalität ermutigen: Die 
Justiz lässt Sie nicht allein. Zei-
gen Sie die Täter an!“

Hate-Speech-Beauftragter

Um Hass und Hetze im Netz 
effektiv und schlagkräftig zu be-
kämpfen, hatte der Minister mit 
Klaus-Dieter Hartleb bereits 
zum 1. Januar 2020 Deutsch-
lands ersten Hate-Speech-Be-
auftragten zentral für die bay-
erische Justiz bestellt. Nach 
Staatsanwältin Teresa Ott wur-
de nunmehr Staatsanwalt David 
Beck als neuer Beauftragter ein-
geführt. Schon bei der Staatsan-
waltschaft Kempten habe er sich 
mit großer Tatkraft dem Kampf 
gegen Hass und Hetze gewid-
met und so wertvolle Erfahrun-
gen sammeln können, betonte 
Eisenreich. � DK

Bayerischer Ministerrat:

Startschuss für PISA-Offensive
Mit Details zur PISA-Offensive Bayern wartete Kultusministe-
rin Anna Stolz nach einer Sitzung des bayerischen Ministerrats in 
München auf. Vor Pressevertretern verwies sie darauf, dass es sich 
hier um das Ergebnis eines umfassenden und breiten Dialogs mit 
zahlreichen Verbänden, der gesamten Grundschulfamilie und der 
Wissenschaft handle. Im Mittelpunkt stehe die Stärkung der Fä-
cher Deutsch und Mathematik in der Grundschule, für die künftig 
insgesamt sechs Stunden mehr Zeit zur Verfügung stehen werden.

So wird ab dem kommenden 
Schuljahr in allen vier Jahrgangs-
stufen die Anzahl der Deutsch-
stunden jeweils um eine Stun-
de erhöht. Zudem wird es in der 
ersten und dritten Jahrgangs-
stufe je eine zusätzliche Mathe-
matikstunde geben. Um dieses 
Mehr an Zeit für Deutsch und 
Mathematik im Stundenplan zu 
ermöglichen, können die Schu-
len mithilfe eines flexiblen Rah-
mens individuelle Schwerpunk-
te setzen. Wichtig dabei: „Es 
bleiben alle Fächer erhalten, 
kein Fach wird gestrichen“, be-
tonte die Ministerin.

Spracherwerb, Integration, 
Wertebildung

Neu zugewanderten Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwach- 
senen eine erfolgreiche schuli-
sche Integration zu ermöglichen, 
bleibe eine der zentralen bil-
dungspolitischen Herausforde-
rungen. Kernpunkt seien dabei 

Spracherwerb, Integration sowie 
Werte- und Demokratiebildung. 
Die Staatsregierung führe des-
halb die bestehenden Fördermaß-
nahmen für neu zugewanderte 
Schülerinnen und Schüler, die al-
tersmäßig den Jahrgangsstufen 5 
und 6 zuzuordnen sind, zu einem 
neuen Instrument der schulischen 
Erstintegration zusammen.

Laut Ministerpräsident Markus 
Söder ist Sprache der erste Schritt 
zu einer gelungenen Integration. 
„Deswegen legen wir den Fokus 
verstärkt auf das Deutschlernen. 
Künftig gibt es vor der Einschulung 
verpflichtende Sprachtests für al-
le. Nur mit ausreichend Deutsch-
kenntnissen ist der Besuch des re-
gulären Unterrichts sinnvoll. Wir 
wollen Integration ab dem ersten 
Schultag. Das gelingt nur, wenn 
eine gemeinsame, gute Verständi-
gung möglich ist.“

Entschlossen setzt die Staatsre-
gierung auch den digitalen Wan-
del an den bayerischen Schulen 
um: Ab dem Schuljahr 2024/25 

wird, beginnend mit den staatli-
chen weiterführenden allgemein-
bildenden Schulen, ermöglicht, 
die 1:1-Ausstattung aller Schüle-
rinnen und Schüler mit mobilen 
Endgeräten schrittweise zu reali-
sieren. Stolz zufolge setzt der Frei-
staat damit Maßstäbe und geht – 
nach digitalen Klassenzimmern, 
Leihgeräten und Fortbildungen – 
den nächsten und entscheiden-
den Schritt auf dem Weg zur „Di-
gitalen Schule der Zukunft“.�  DK

Stadtmarketing-
Preis Bayern 2024

Bayerns Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger läutet den 
Bewerbungsstart zum Stadt-
marketingpreis Bayern 2024 
ein. Der Wettbewerb des bay-
erischen Wirtschaftsministe-
riums um die besten Ideen zur 
Innenstadtbelebung geht in die 
zwölfte Runde. 

„Auch dieses Jahr suchen wir 
wieder kreative City- und Stadt-
marketingkonzepte. Der Blick auf 
erfolgreiche Initiativen und Er-
folgsgeschichten der vergange-
nen Jahre zeigt: Stadtmarketing 
wirkt! Überall dort, wo aktives 
Stadtmarketing betrieben wird, 
entwickeln sich Innenstädte, 
Handel und Gewerbe besser als 
anderswo. Die Kreativität unse-
rer Städte und Stadtmarketingor-
ganisationen revitalisiert unsere 
Innenstädte und steigert deren 
Attraktivität“, so der Minister.

Bis zum 5. Juni 2024 kön-
nen sich Städte, Gemeinden 
und Stadtmarketingorganisatio-
nen mit ihren Projekten bewer-
ben. Prämiert werden die bes-
ten fünf Ideen. Jeder Gewin-
ner erhält ein Preisgeld in Höhe 
von 3.000 Euro, das von folgen-
den Partnern des Wettbewerbs 
gestellt wird: Handelsverband 
Bayern HBE, Sparkassenverband 
Bayern, Aktionskreis City- und 
Stadtmarketing Bayern AKCS, 
Zentralverband der Immobilien-
wirtschaft ZIA und Günther Rid 
Stiftung für den bayerischen Ein-
zelhandel. Weitere Partner sind 
der Bayerische Städte- und Ge-
meindetag sowie die Bundes-
vereinigung City- und Stadtmar-
keting Deutschland BCSD. Die 
Auszeichnung der Gewinner er-
folgt im Rahmen einer feierli-
chen Preisverleihung am 21. Ok-
tober 2024 im bayerischen Wirt-
schaftsministerium.
Informationen: www.stadtmar-
ketingpreis-bayern.de .� r
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in den bayerischen Wahl-
lokalen geben genauso viele 
Frauen wie Männer ihre Stim-
men ab, doch in kommunal-
politischen Gremien und Spit-
zenpositionen sind Frauen 
noch deutlich unterrepräsen-
tiert. Um den Frauenanteil in 
kommunalen Gremien und 
Spitzenfunktionen erheblich zu 
verbessern, sind nicht nur 
mehr Frauen aufgerufen, sich 
aktiv in der Kommunalpolitik 
zu engagieren, sondern auch 
die Parteien sind aufgefordert, sich verstärkt  
für Kandidatinnen und mehr Frauenförderung  
in der Politik einzusetzen. 

Als KPV haben wir hierzu unseren Beitrag ge-
leistet und vor zwei Jahren die KPV-Initiative 
„Starke Kommunalpolitikerinnen“ ins Leben ge-
rufen. Diese hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
Frauen innerhalb der bayerischen Kommunal-

politik zu unterstützen und ei-
ne wesentliche Erhöhung des 
Frauenanteils im Hinblick auf 
die nächsten Kommunalwah-
len 2026 zu erreichen.

So fand dieses Jahr im Rah-
men des Weltfrauentages am 
08. März 2024 zum zweiten 
Mal ein großer KPV-Kongress 
der CSU-Kommunalpolitikerin- 
nen statt. Neben der Gelegen-
heit zur Vernetzung und dem 
lockeren Austausch unter den 
Kommunalpolitikerinnen gab 
es Impulsvorträge und ge-
meinsame Diskussionen, wie 
Frauen zum Engagement in 

der CSU motiviert und in der Kommunalpolitik 
mehr gefördert werden können.

Für die KPV ist klar: Es braucht mehr starke 
Frauen in der bayerischen Kommunalpolitik. Mit 
unserer KPV-Initiative werden wir daher weiter-
hin die Strukturen und Netzwerke für Frauen in 
der bayerischen Politik stärken. 

Es ist an der Zeit, dass Frauen vermehrt politi-
sche Verantwortung übernehmen und ihre Per- 
spektiven in die politischen Entscheidungspro-
zesse einbringen. Dies ist ein wichtiger Baustein 
dafür, Bayerns Politik repräsentativer und zu-
kunftsorientierter zu gestalten.

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

KPV: Starke Frauen in 
die bayerische  

Kommunalpolitik!

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

„Tag der Archive“ 2024 in Bayern:

Essen und Trinken
Alle zwei Jahre ruft der Verband deutscher Archivarinnen und Ar-
chivare (VdA) zum „Tag der Archive“ auf, um die öffentliche Auf-
merksamkeit auf die vielfältigen gesellschaftlichen Funktionen 
der Archive zu lenken. Der bundesweite Aktionstag fand in die-
sem Jahr an den ersten drei Märztagen statt und stand unter dem 
Motto „Essen und Trinken“.

„Kann Bier politisch sein? Die-
ser und weiterer Fragen rund 
um den besonders feinen baye-
rischen Geschmack konnte am 
„Tag der Archive“ nachgespürt 
werden. Spannende Geschichten 
aus der Vergangenheit warteten 
darauf, entdeckt zu werden. 

Die Staatlichen Archive Bay-
erns beteiligten sich an den Ak-
tionstagen mit einem vielfälti-
gen Programmangebot. Allein in 
München gaben 26 Archive am 
1. und 2. März spannende Ein-
blicke in ihre Bestände. In Würz-
burg organisierten Staatsarchiv, 
Stadtarchiv, Universitätsarchiv, 
Archiv und Bibliothek des Bis-
tums Würzburg sowie das His-
torische Archiv der Würzburger 
Versorgungs- und Verkehrs-Gm-
bH am 1. März gemeinsam „Ge-
schmackvolle Geschichte(n)“ in 
der Würzburger Residenz. Ge-
zeigt wurden zudem historische 
Küchenausstattungen und -ge-
räte. Vertreten war dort auch 
der Lehrstuhl für Europäische 
Ethnologie, der Lesezirkel zum 
kulinarischen Erbe anbot.

Das Bayerische Hauptstaats-
archiv und die Staatsarchive 
Amberg, Landshut und Mün-
chen öffneten am 2. März ih-
re Türen für Besucherinnen 
und Besucher. Flankierend zu 
den analogen Angeboten stell-
ten sich die Archive im digita-
len Raum vor und präsentierten 
Dokumente und spannende Ge-
schichten rund um das Thema 
„Essen und Trinken“. Wie schon 
beim #TagDerArchive2022 ver-
anstalteten die Staatlichen Ar-
chive Bayerns vom 29. Februar 
bis zum 9. März einen BlogSlam. 

Erstmals beteiligte sich auch 
das Nabburger Stadtarchiv – 
seit 2022 in neuen, barrierefrei-
en Räumlichkeiten – am Tag der 
Archive und widmete sich dem 
Thema „Bier-Geschichte in Nab-
burg“. Forschung in historischen 
Dokumenten muss nicht immer 
„trocken“ sein: Im Nabburger 

Archiv wurden u.a. Quellen zum 
Schwarzenfelder Bierkrieg und 
zum Streit um die warme oder 
kalte Gärung präsentiert.

Passend zum Motto „Essen 
und Trinken“ zeigte das Stadt-
archiv Neumarkt i.d.OPf. Archi-
valien aus seinem Bestand, ge-
währte Einblicke in die Arbeits-
welt eines Archivs, vermittelte 
Informationen zur Geschichte 
und bot literarische und kulina-
rische Genüsse. 

Barrierefreie Einblicke

Das Stadtarchiv Nördlingen 
gilt wegen seiner einzigartigen 
Überlieferung aus dem Mittel-
alter und der Frühen Neuzeit 
als das vielleicht bedeutendste 
Stadtarchiv im deutschen Kultur-
raum. Bei einer Führung durch 
das Archiv wurden die umfang-
reichen Bestände und heraus-
ragenden Quellen zur Stadtge-
schichte sowie zum Motto „Es-
sen und Trinken“ präsentiert. 

In seiner Ausstellung „Ansichts-
sache. Fabriken im Bild“ stellte 
das Bayerische Wirtschaftsarchiv 
eine Auswahl seiner schönsten 
und eindrucksvollsten Firmenan-
sichten vor. Zu sehen waren u.a. 
Darstellungen der Löwenbraue-
rei an der Nymphenburger Straße 
(1913), des ersten Fabrikbaus des 
Optikherstellers Rodenstock an 
der Isartalstraße (um 1898) und 
der Lokomotivfabrik von Georg 
Krauss auf dem Marsfeld (1882). 
Neben diesen Münchner Traditi-
onsunternehmen waren u.a. auch 
die Lederer-Brauerei in Nürn-
berg (um 1900), die Wolfshöher 
Tonwerke im mittelfränkischen 
Neunkirchen am Sand (1906) 
oder die Augsburger Kammgarn-
spinnerei (1888) vertreten.

Mit einer Sonderausstellung 
zum Thema „#130JahreGVB – 
Tradition – Transformation – 
Teilhabe“ präsentierte sich der 
Historische Verein bayerischer 
Genossenschaften im Bayeri-

schen Wirtschaftsarchiv. Nicht 
zuletzt zeigte die Ausstellung, 
dass immer wieder die Teilhabe 
der Mitglieder der entscheiden-
de Motor für die Entwicklungen 
und Entscheidungen des Ver-
bandes waren und sind. 

Im Deutschen Museum wur-
den ausgewählte Stücke zur 
„Technik- und Wissenschafts-
geschichte in Farbe“ gezeigt. 
Das Bayerische Landesluftbild-
archiv, untergebracht im Baye- 
rischen Landesluftbildzentrum, 
präsentierte Luftbilder von den 
Anbaugebieten zahlreicher Aus-
gangsprodukte für die tägliche 
Nahrung. Besucher konnten 
beispielsweise die Schönheit 
und Vielfalt von Hopfenfeldern, 
Weinbergen, Getreidefeldern 
oder auch Karpfenweihern aus 
der Vogelperspektive entde-
cken. Außerdem wurden den 
Luftbildern historische Karten 
gegenübergestellt, die aufzeig-
ten, wie früher die Anbauflä-
chen dargestellt wurden.

Im Rahmen der Veranstal-
tung „Dinosaurier im Archiv – 
180 Mio. Jahre alte Fossilien er-
zählen Geschichte“ öffnete die 
Hanns-Seidel-Stiftung die Tore 
zu einer faszinierenden Zeitrei-
se durch die Vergangenheit der 
CSU. Ebenso gewährt wurde ein 
Einblick in die sonst nicht der Öf-
fentlichkeit zugänglichen Räume 
von Archiv und Bibliothek des 
Bayerischen Landtags. � DK

Überwältigende Teilnahme an Online-Umfrage:
Landwirte machen zahlreiche  

Entbürokratisierungs-Vorschläge
Die Belastung der Landwirte durch die Bürokratie hat inzwi-
schen auch den politischen Alltag in Brüssel und Berlin erreicht. 
Zahlreiche Initiativen wurden hierfür in den letzten Tagen an-
gekündigt. In Bayern wird längst nicht mehr nur darüber ge-
sprochen, sondern schon konkret mit Hochdruck an Maßnah-
men zur Entbürokratisierung gearbeitet. 

Bereits im Dezember 2023 hatte die Bayerische Agrarminis-
terin Michaela Kaniber die Initiative „Gemeinsam für schlanke-
re Bürokratie“ gestartet. Ein erster Schritt endete nun. Von den 
100.000 angeschriebenen landwirtschaftlichen Betrieben betei-
ligten sich rund 20.000 an der Online-Umfrage. Sie unterbreite-
ten zahlreiche Vorschläge, die in den kommenden Wochen sys-
tematisch ausgewertet werden. In einer ersten Blitzauswertung 
zeigte sich, dass 63,3 Prozent der Landwirte den wöchentlichen 
Aufwand für bürokratische Aufgaben als „zu hoch“ oder „eher 
zu hoch“ bewerten. „Dies deckt sich mit anderen Umfragen un-
ter Betrieben, die Bürokratie als eines der belastenden Proble-
me nennen. Wir müssen die Rahmenbedingungen schnellstmög-
lich anpassen, wenn wir die Leistungsfähigkeit aller Beteiligten 
und Branchen erhalten wollen“, stellte Kaniber fest.

Als nächsten Schritt werden sich daher der eingesetzte Praktiker-
rat und ein Verwaltungsbeirat mit den Vorschlägen beschäftigen. 
Im Sommer ist dann auch eine Beteiligung der Verbände vorgese-
hen. „Jeder kennt den alten Spruch von Lenin: ‚Vertrauen ist gut, 
Kontrolle ist besser‘. Wo es nur geht, müssen wir das umdrehen: 
Kontrolle ist gut, Vertrauen ist besser“, so die Ministerin weiter.

Bayern hatte das Thema Entbürokratisierung bereits durch ei-
nen eigenen Antrag bei der Agrarministerkonferenz im letzten 
Herbst auf Bundesebene auf die Tagesordnung gebracht und 
wird sich auch bei den Debatten im Bund und in Europa mit eige-
nen Vorschlägen einbringen. Erste Ansatzpunkte für eine schlan-
kere Bürokratie wurden bereits diese Woche, zusammen mit 
Nordrhein-Westfalen, Hessen und Baden-Württemberg, in den 
Agrarausschuss des Bundesrates eingebracht. Darunter etwa die 
Abschaffung der Stoffstrombilanzverordnung, eine Vereinheitli-
chung der Abstandsregelungen zu Gewässern und von Terminen 
und Fristen. „Ich hoffe, dass auch das nächste Bundesratsplen-
um ein entsprechend starkes Signal in dieser Hinsicht setzt“, so 
die Ministerin abschließend. � r

Bayerns Innenminister Herrmann und Österreichs Innenminister Karner:

Engere Zusammenarbeit zwischen 
Bayern und Österreich

Intensivere Bekämpfung des Rechtsextremismus und von Schlepperbanden  
Österreich plant Bezahlkarte für Asylbewerber nach bayerischem Vorbild

Bayerns Innenminister Joachim Herrmann hat in Wien mit dem ös-
terreichischen Bundesinnenminister Gerhard Karner eine intensi-
vere Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Rechtsextremismus 
vereinbart. „Zwischen bayerischen und österreichischen Rechtsex-
tremen bestehen zahlreiche Kontakte und ein reger Austausch, un-
ter anderem bei der Identitären Bewegung“, erklärte Herrmann. 
Verbindende Elemente seien der Hass gegen Flüchtlinge und die 
Ablehnung der Europäischen Union. „Wir müssen deshalb den 
Rechtsextremismus auf allen Ebenen und auch grenzüberschrei-
tend noch konsequenter bekämpfen“, betonte Herrmann.

Dabei geht es insbesondere 
um den Informationsaustausch. 
Herrmann: „Wir müssen unsere 
Erkenntnisse über die internati-
onalen Kontakte von Rechtsext-
remisten unsererseits noch bes-
ser vernetzen.“ Das Erstarken 
rechtsextremistischer Kräfte in 
ganz Europa sei ein besorgniser-
regendes Alarmsignal. „Daher 
wird das Bayerische Landesamt 
für Verfassungsschutz die Zu-
sammenarbeit mit seinen öster-
reichischen Kollegen intensivie-
ren“, kündigte Herrmann an. Die 
Kooperation mit dem primär für 
Deutschland zuständigen Bun-
desamt für Verfassungsschutz 
bleibe davon unberührt. 

Aktuelle Migrationslage

Ein weiterer Schwerpunkt des 
Ministertreffens war die aktuel-
le Migrationslage. In Bayern wie 
in Österreich seien bereits viele 
Kommunen bei der Unterbrin-
gung und Integration von Flücht-
lingen an der Belastungsgrenze. 
„Während die deutsche Bun-
desregierung bei der Eindäm-
mung der illegalen Migration 
die völlig falschen Schwerpunk-
te setzt, bin ich der österreichi-
schen Bundesregierung für die 
klare und stringente Migrations-
politik sehr dankbar“, bilanzier-
te Herrmann. Einig sei man sich 
insbesondere, dass Grenzkon- 
trollen innerhalb der Schengen-
staaten solange notwendig sind, 
wie der EU-Außengrenzschutz 
noch nicht ausreichend funkti-
oniere. „Vor allem menschen-
verachtenden Schleusern muss 
konsequent das Handwerk ge-
legt werden“, forderte Herr-
mann. „Daher werden wir die 
Kooperation zwischen der Baye-
rischen Grenzpolizei und der ös-
terreichischen Polizei weiter in-

tensivieren, insbesondere beim 
Austausch über aktuelle Lage-
entwicklungen und Vorgehens-
weisen von Schleusernetzwer-
ken.“ Insgesamt haben 2022 
die Bayerische Grenzpolizei, die 
Bundespolizei und die österrei-
chische Polizei in Bayern und Ös-
terreich insgesamt rund 2.500 
Schleuser festgenommen.

Keine Gelder ins Ausland

Der Bekämpfung kriminel-
ler Schleuserbanden dient laut 
Herrmann auch die Einführung 
einer Bezahlkarte für Asylbe-
werber: „Damit können wir ver-
hindern, dass Gelder ins Aus-

land überwiesen und dort in 
weitere Schleusungen investiert 
werden.“ Es sei die richtige Ent-
scheidung, dass die österreichi-
sche Bundesregierung ebenfalls 
eine solche Bezahlkarte nach 
bayerischem Vorbild einführen 
möchte.

Zuzugsanreize senken

„Je mehr europäische Länder 
die Zuzugsanreize senken, des-
to weniger attraktiv wird es, sich 
außerhalb der legalen Migra-
tion auf den Weg nach Europa 
zu machen“, ist sich Herrmann 
sicher. Mit den Vorbereitun-
gen zur Einführung einer baye-
rischen Bezahlkarte sei Bayern 
bereits sehr weit. Derzeit laufe 
das Vergabeverfahren. Ziel sei 
es, den Zuschlag in der zweiten 
Hälfte des Februars zu erteilen. 
Ende März könne die bayerische 
Karte in vier Pilotkommunen im 
Einsatz sein. Im Laufe des zwei-
ten Quartals solle die Bezahlkar-
te bayernweit ausgerollt wer-
den. � r

Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf: 

Sozial ist, was Vertrauen schafft!
„Bundesregierung zerstört Vertrauen in die Demokratie“

Bayerns Sozialministerin und weitere stellvertretende Minis-
terpräsidentin Ulrike Scharf betonte in ihrer Rede zur Aktuellen 
Stunde im Bayerischen Landtag: „Sozialleistungen dienen der so-
zialen Sicherung und nicht dem Kauf von Vertrauen oder Extre-
mismusprävention. Soziale Geschenke sind sozialer Sprengstoff 
und können nicht verdecken, dass die Bundesregierung knallhart 
an der Lebensrealität gescheitert ist und täglich mehr Glaubwür-
digkeit und Vertrauen verspielt.“

Dieser Sturzflug dürfe so nicht 
weitergehen. „Es ist mein Ziel, 
Talente zu fördern, statt Politik-
verdrossenheit zu schaffen. Wir 
müssen aktivieren, statt alimen-
tieren. Keine Politik von gestern, 
die wir uns nicht mehr leisten 
können – Politik für morgen, für 
Chance und Teilhabe“ sei die De-
vise. Die Bayerische Staatsregie-
rung stehe für Miteinander und 
Vertrauen in die Politik. „Die-
ser Grundkonsens hält unseren 
Freistaat zusammen.“

Sozial sei, was gerecht ist, was 
Chancen bietet, was Vertrau-
en schafft. „Wir brauchen sozia-
len Ausgleich statt sozialer Span-

nungen. Wir müssen die Sozial-
ausgaben auf solide Beine stel-
len und in Richtung Aktivierung 
steuern. Hilfe zur Selbsthilfe ist 
nachhaltig und sozial! Arbeit und 
Soziales sind zwei Seiten einer 
Medaille. Die Menschen müssen 
an sich selbst spüren, dass sich 
Leistung lohnt. Wir brauchen ei-
nen akzeptierten Sozialstaat, der 
mit seinem sozialen Netz dieje-
nigen auffängt, die Hilfe benö-
tigen. Die Solidarität darf durch 
ideologisch getriebene Projek-
te der Bundesregierung, wie der 
Kindergrundsicherung oder dem 
Bürgergeld, nicht gefährdet wer-
den“, so Scharf. � r

LandFrauen-Präsidentin:

Aufruf zur Wahl 
von Frauen

Der März markiert traditio-
nell einen wichtigen Zeitpunkt 
für frauenpolitische Anliegen. 
Gleichberechtigung bedeutet 
auch, dass Frauen auf allen Ebe-
nen und in allen Entscheidungs-
prozessen vertreten sind – ins-
besondere in der Politik. Doch 
aktuellen Berechnungen des 
Weltwirtschaftsforums (WEF) 
zufolge wird es ganze 162 Jahre 
dauern, bis der Gender Gap im 
Bereich politischer Beteiligung 
geschlossen ist. Es ist an der 
Zeit, aktiver zu werden.

Je ländlicher die Region, desto 
geringer ist die politische  
Repräsentation von Frauen

Petra Bentkämper, Präsiden-
tin des Deutschen LandFrauen-
verbandes (dlv), betont: „2024 
ist ein entscheidendes Wahl-
jahr für die Bundesrepublik. Am 
9. Juni haben wir alle die Mög-
lichkeit, demokratisch für Frau-
enrechte auf EU-Ebene zu stim-
men. Zudem finden in neun 
Bundesländern Kommunalwah-
len statt. Ich appelliere an al-
le Wahlberechtigten: Nutzt eu-
er Wahlrecht und setzt euch für 
die gleichberechtigte Teilhabe 
von Frauen ein!“

Es ist immens wichtig, dass 
Frauen auf entscheidenden po-
litischen Positionen vertreten 
sind, unterstreicht auch Bent- 
kämper: „Wer, wenn nicht die 
Frauen selbst, weiß um die be-
sonderen Herausforderungen 
gerade auch in ländlichen Regi-
onen.“ Dabei zeigt sich: Je länd-
licher die Region, desto geringer 
ist die politische Repräsentation 
von Frauen. Durch das „Aktions-
programm Kommune“ legt der 
dlv gemeinsam mit der EAF Ber-
lin den Grundstein dafür, Frauen 
den Zugang zur Kommunalpolitik 
zu erleichtern. Gerade dort, wo 
die Möglichkeit zum Engagement 
besonders naheliegt, in der eige-
nen Kommune, ist der Frauenan-
teil alarmierend niedrig. Dies 
führt dazu, dass die Anliegen von 
Frauen in der Politik weiterhin 
unterrepräsentiert bleiben.
https://www.frauen-in-die-poli-
tik.com/
https://www.landfrauen.in-
fo/fileadmin/Redaktion/PDF/
Aktuel les/Pressemit tei lun -
gen/2024_03_06_dlv_PM_Inter-
nationaler_Frauentag.pdf� r

https://www.frauen-in-die-politik.com/ 
https://www.frauen-in-die-politik.com/ 
https://www.landfrauen.info/fileadmin/Redaktion/PDF/Aktuelles/Pressemitteilungen/2024_03_06_dlv_PM_Internationaler_Frauentag.pdf
https://www.landfrauen.info/fileadmin/Redaktion/PDF/Aktuelles/Pressemitteilungen/2024_03_06_dlv_PM_Internationaler_Frauentag.pdf
https://www.landfrauen.info/fileadmin/Redaktion/PDF/Aktuelles/Pressemitteilungen/2024_03_06_dlv_PM_Internationaler_Frauentag.pdf
https://www.landfrauen.info/fileadmin/Redaktion/PDF/Aktuelles/Pressemitteilungen/2024_03_06_dlv_PM_Internationaler_Frauentag.pdf
https://www.landfrauen.info/fileadmin/Redaktion/PDF/Aktuelles/Pressemitteilungen/2024_03_06_dlv_PM_Internationaler_Frauentag.pdf
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(Fortsetzung von Seite 1)
rer Baustein des Green Deals. 
Die EU ist gefordert, den Rah-
men dafür zu setzen, und kom-
munales Handeln zu befördern. 
Es ist dringend erforderlich, zur 
Verbesserung der Luftqualität 
in den Städten einen ganzheit-
lichen Ansatz zur Emissionsre-
duktion umzusetzen. Weiterhin 
muss die Kommission zirkuläres 
Wirtschaften befördern. Zum 
Schutz der Gewässer muss die 
Wasserrahmenrichtlinie verlän-
gert und das Prinzip der Herstel-
lerverantwortung ausgeweitet 
werden. Weiterhin ist der Erhalt 
und die Förderung der Biodiver-
sität ein zentrales Zukunftsthe-
ma für lebenswerte Städte.
6. Nachhaltige Mobilität schaf-
fen: Zur Umsetzung der Verord-
nung über Transeuropäische 
Netze für Verkehr fordert der 
Deutsche Städtetag städtische 

Kommunen 
im Wandel ...
(Fortsetzung von Seite 1)
gedeckte Treffen rechtsextre-
mer Kräfte unter Beteiligung von 
Funktionären der AfD und Mit-
gliedern der Identitären Bewe-
gung hat in weiten Teilen der Ge-
sellschaft für Empörung gesorgt. 
Der Vorstand der Bundes-SGK 
hat deshalb eine „Potsdamer Er-
klärung“ verabschiedet und sich 
klar für Demokratie und Zusam-
menhalt und gegen Rechtsextre-
mismus positioniert.

Laut Dr. Thorsten Kornblum, 
Vorsitzender der Sozialdemo-
kratischen Gemeinschaft für 
Kommunalpolitik (Bundes-SGK) 
und Oberbürgermeister der 
Stadt Braunschweig, „leben in 
unseren Städten, Gemeinden 
und Landkreisen Menschen un-
terschiedlicher Herkunft, religiö- 
ser Überzeugung und mit viel-
fältigen Lebensentwürfen. Dies 
macht unsere pluralistische und 
weltoffene Gesellschaft aus – 
macht sie stark und lebenswert. 
Unsere Städte, Gemeinden und 
Landkreise gehören allen Men-
schen, die hier leben und ge-
meinsam tragen wir Verantwor-
tung dafür, dass die Geschichte 
sich nicht wiederholt. Deswe-
gen ist es auch so wichtig, dass 
sich möglichst Viele politisch en-
gagieren. Die bevorstehenden 
Kommunalwahlen in neun Bun-
desländern bieten dafür eine 
von vielen Möglichkeiten.“

Kein Platz für Hass und Hetze

Dietmar Woidke, Vorsitzen-
der der SPD Brandenburg und 
Ministerpräsident des Landes 
Brandenburg, wies darauf hin, 
dass in vielen deutschen Städ-
ten, auch in Brandenburg, hun-
derttausende, wohl Millionen 
engagierte Bürgerinnen und 
Bürger auf die Straßen gegan-
gen seien und für Demokratie, 
gesellschaftlichen Zusammen-
halt und die Zukunftskraft des 
Landes demonstriert hätten. 
„Dafür bin ich sehr dankbar. Für 
die weitere gute Entwicklung 
unserer Städte und Dörfer brau-
chen wir Weltoffenheit, Sicher-
heit und Stabilität. Die gibt es 
nur, wenn wir unsere Demokra-
tie gemeinsam schützen.“

„Treffen dieser Art, auf denen 
Pläne für Massendeportationen 
und ethnische Säuberungen ge-
schmiedet werden, gab es ganz 
in der Nähe schon einmal. We-
der in Potsdam noch sonst wo 
Platz ist für solche Ideen“, stell-
te Mike Schubert, stellvertre-
tender Vorsitzender der Bun-
des-SGK und Oberbürgermeis-
ter der Stadt Potsdam, fest. „Als 
sozialdemokratische Kommunal-
politiker:innen stehen wir für ei-
ne offene und vielfältige Gesell-
schaft, in der Ressentiments und 
Hass keinen Platz haben.“ � DK

(Fortsetzung von Seite 1)
kei, obwohl wir hier geringe An-
erkennungsquoten haben, kei-
ne weiteren sicheren Herkunfts-
staaten. Wir brauchen viel mehr 
Geschwindigkeit in der Migra- 
tionswende. Wir müssen auch  
die europäischen Einigungen der 
letzten Monate dringend um-
setzen und mit Leben erfüllen. 
Die Landkreise erwarten deutli-
che Signale, dass die Flüchtlings-
zahlen absehbar sinken.“

Politische Debatte gefordert

Auch die Diskussion darüber, 
wie viele Geflüchtete Deutsch-
land im Jahr gut verkraften und 
integrieren kann und wie die Ak-
zeptanz der Menschen für eine 
gute Aufnahme vor Ort erhalten 
werden kann, sei wichtig und 
richtig. „Wir brauchen eine po-
litische Debatte genau darüber, 
wobei klar ist, dass wir eine Grö-
ßenordnung von derzeit deutlich 
über 300.000 Menschen im Jahr 
nicht bewältigen können. An ei-
ne ordentliche Unterbringung 
und Versorgung, vor allem an ei-
ne erfolgreiche Integration ist 
bei solchen Zahlen nicht ernst-
haft zu denken. Das muss man 
nicht Obergrenze nennen, aber 
die Beschreibung einer Dimen-
sion des Leistbaren ist erforder-
lich“, betonte Sager. In finanzi-
eller Hinsicht sei der Deutsche 
Landkreistag nach wie vor sehr 
unzufrieden, so der Verbands- 
chef. „Unsere Kernforderung 

Maßnahmen durch die neue 
Connecting Europe Facility (CEF) 
auskömmlich zu finanzieren. Di-
gitalisierung und Wettbewerb 
müssen in Zusammenhang mit 
einer starken städtischen Steu-
erungsfunktion konsequent ge-
nutzt werden, um den öffent-
lichen Personennahverkehr in 
den Ballungsräumen mit weite-
ren Angeboten zu verknüpfen 
und autonome Fahrfunktionen 
zu integrieren. Die Umrüstung 
von Bussen und Nutzfahrzeu-
gen sollte mit Fördermitteln bis 
2030 beschleunigt werden.
7. Lebenswerte Städte im ge-
meinsamen Wandel entlasten: 
Die europäische Kohäsionspo- 
litik ist das zentrale Element,  
um Transformationsprozesse an- 
schieben zu können. Die Urba-
ne Agenda und die Neue Leip-
zig Charta müssen weiter um-
gesetzt und gestärkt werden. 
Kommunalrelevante EU-Pro-
gramme sind besser aufeinan-
der abzustimmen. Die Bauleit-
planung muss als Verfahren für 
eine gerechte Abwägung der  
widerstreitenden Belange an-
erkannt werden. Starre inhaltli-
che Vorgaben sowie redundante 
Verfahrensanforderungen sind 
auf ein Maß zu reduzieren, das 
zur Wahrung der Umweltbelan-
ge erforderlich ist.
8. Städte bei der nachhaltigen 
Finanzierung kommunaler In-
vestitionen unterstützen: Der 
Deutsche Städtetag fordert eine 
stärkere Berücksichtigung kom-
munaler Belange und Investitio-
nen bei der Weiterentwicklung 
der Sustainable Finance-Stra-
tegie der Europäischen Union. 
Dazu braucht es einen Paradig-
menwechsel bei der Förderung 
kommunaler Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsmaßnahmen, 
wonach sich die Fördersumme 
künftig an der Wirksamkeit an-
stelle der Projektkosten ausrich-
tet. Zudem sollten die Auswir-
kungen neuer Verwaltungsan-
forderungen auf die Städte stär-
ker berücksichtigt werden und 
die Kommunen an der Ausarbei-
tung beteiligt werden. Das be-
trifft etwa neue Standards zur 
öffentlichen Rechnungslegung. 
Zur Förderung von Personalent-
wicklungsmaßnahmen auf kom-
munaler Ebene braucht es eine 
Umsatzsteuerbefreiung für Per-
sonalüberlassungen.
9. Entlastung durch Entbüro-
kratisierung schaffen: Viele 
EU-Regelungen und Vorgaben 
sind teilweise nicht mehr zeitge-
mäß. So sollte etwa das Verga-
berecht vereinfacht und Verfah-
ren beschleunigt werden. Die 
EU-Kommission muss bei der 
Erstellung neuer Gesetzesvor-
schläge potenziell Betroffene 
stärker einbeziehen sowie eine 
Folgenabschätzung einführen, 
mit der unter Einbindung der 
Kommunen die Auswirkungen 
der Gesetzgebung auf die loka-
le Ebene vorab geprüft werden.
10. Kommunale Beteiligung si-
cherstellen und intensivieren: 
Städte müssen auch in europä-
ische Gesetzgebungs- und Ent-
scheidungsprozesse struktu-
riert und kontinuierlich einbe-
zogen werden. Dazu braucht es 
verpflichtende Anhörungs- und 
Konsultationsrechte der Städ-
te und ihrer Verbände sowie 
eine Stärkung des Ausschus-
ses der Regionen. Dazu ge-
hört insbesondere eine Erhö-
hung der durch die kommuna-
le Ebene besetzten Mandate in 
den nationalen Delegationen 
auf mindestens ein Drittel. Ge-
setzgebungsverfahren müssen 
auf Subsidiarität und Achtung 
der kommunalen Selbstverwal-
tung mittels Folgenabschätzung 
überprüft werden. Der Deut-
sche Städtetag fordert zudem 
einen jährlichen europäischen 
Städtegipfel sowie einen Vize-
präsidenten der Europäischen 
Kommission für städtische An-
gelegenheiten. Damit kann dem 

horizontalen und fachbereichs-
übergreifenden Charakter städ-
tischer Angelegenheiten Rech-
nung getragen werden.
11. Rolle der Städtediplomatie 
in der internationalen Zusam-
menarbeit anerkennen: Der An-
satz der Städtediplomatie (Urban 
Diplomacy) muss in den interna-
tionalen Strategien der EU an-
erkannt werden. Dem sollte der 
europäische Rechts- und För-
derrahmen noch stärker Rech-
nung tragen, in dem er Projekte 
und Austauschmöglichkeiten auf 
der Kooperationsebene intensi-
viert. Städte müssen stärker bei 
der Umsetzung der Agenda 2030 
und ihrem Nachfolgeprozess auf 
Entscheidungsebene einbezogen 
werden. Die kommunale Ent-
wicklungszusammenarbeit sollte 
im neuen mehrjährigen Finanz-
rahmen ab 2027 wieder budge-
tiert werden. � DK

nach einer vollständigen Über-
nahme der Unterkunftskosten 
für anerkannte Flüchtlinge durch 
den Bund ist noch immer uner-
füllt. Dabei geht es 2022 und 
2023 zusammen um 5 Mrd. Eu-
ro. Nur so sind die betroffenen 
Landkreise und Städte, die die 
Unterbringung leisten, unmittel-
bar von den damit verbundenen 
Kosten zu entlasten.“

November-Beschlüsse 
konsequent umsetzen

Auch der DStGB hätte sich mit 
Blick auf das Treffen der Minis-
terpräsidenten mit dem Bun-
deskanzler weitere klare Schrit-
te zur nachhaltigen Entlastung 
der Kommunen gewünscht. 
Zwar liege Scholz nicht falsch, 
wenn er Deutschland auf dem 
richtigen Weg sieht, wichtig sei 
jetzt aber, dass die Beschlüsse 
aus dem November nun konse-
quent und zügig umgesetzt wer-
den, unterstrich der Kommunal-
verband. Nicht nachzuvollzie-
hen sei allerdings, dass sich die 
Ministerpräsidentinnen und Mi-
nisterpräsidenten nicht darauf 
verständigen konnten, dem Bei-
spiel Hessens und weiterer Bun-
desländer zu folgen und ver-
bindlich festzulegen, Asylbe-
werber nur bei Vorliegen einer 
klaren Bleibeperspektive auf die 
Kommunen zu verteilen. Dies 
hätte den Städten und Gemein-
den zumindest kurzfristig eine 
dringend notwendige Atempau-
se verschafft.

Zudem reiche es nicht, sich 
auf die Umsetzung der Beschlüs-
se aus dem November zu kon-
zentrieren. Mit Blick auf die wei-
terhin sehr starke Belastung der 
Kommunen bei Aufnahme, Un-
terbringung und Versorgung er-
wartet der DStGB von Bund und 
Ländern weitere Schritte, die 
schnell wirksam sind. Ein Be-
schluss zum Verbleib in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen hätte 
aus Verbandssicht ebenso dazu-
gehört wie das Bekenntnis zu ei-
ner weiteren Flexibilisierung bei 
den Möglichkeiten zur Integrati-
on in den Arbeitsmarkt. Hier soll-
te es möglich sein, das Sprach- 
und Integrationskurse parallel 
zur Arbeitsaufnahme erfolgen. 
„Wir müssen in der Migrations-
politik schnell wirksame Schrit-
te zur Entlastung der Kommunen 
gehen. Dies bedeutet steuern, 
ordnen und begrenzen“, hieß es 
in einer Mitteilung. � DK

Europas Zukunft ... Wirtschaftsminister Aiwanger fordert:

Ende der Prüfungen von 
Corona-Wirtschaftshilfen

Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger fordert die Bun-
desregierung auf, die Prüfung der Corona-Wirtschaftshilfen 
noch in diesem Jahr abzuschließen. „Es muss aufhören, dass 
der Bund immer intensivere und tiefergehende Nachprüfungen 
fordert. Bayern muss wie die anderen Bundesländer zuneh-
mend viel Geld in die Hand nehmen, um jeden einzelnen För-
derbescheid noch genauer überprüfen zu lassen.“

Der Effekt sei, „wir nerven die Unternehmen mit diesem Miss-
trauen, binden Kräfte und entziehen der Wirtschaft Geld... Wir 
sollten Zukunftsinvestitionen ermöglichen, statt weiter zu prü-
fen, ob Wirtshaustische nach den damaligen Richtlinien kor-
rekt eingebaut sind. Verrückterweise werden die Förderkriterien 
auch ständig geändert und verschärft, so dass auch die Steuer-
berater oftmals nicht mehr genau wissen, was richtig ist. Es dro-
hen nun zunehmend Gerichtsverfahren über die Rechtmäßigkeit 
der Anträge und es gibt mittlerweile Fälle, wo Unternehmen den 
eigenen Steuerberater verklagen. Somit ist zu befürchten, dass 
wir uns bis in die Jahre 2027/28 hinein immer noch mit Anträgen 
zu Corona-Hilfen beschäftigen müssen. Also: der Bund muss die-
se unendliche Geschichte jetzt beenden.“  

In Bayern wurden mehr als 11 Milliarden Euro Corona-Wirt-
schaftshilfen an über 400.000 Antragsteller ausgezahlt. Die Bun-
desregierung hat die Mittel zur Verfügung gestellt, aber die Län-
der übernehmen die Abwicklung und tragen die Kosten.  

Aiwanger: „Nach jetzigem Stand wird diese Prüferitis noch bis 
Ende 2025 andauern. Am Ende kosten diese Nachforschungen 
mehr, als an Ergebnis rauskommt. Wir haben heute andere wirt-
schaftliche Probleme am Hals. Wir müssen froh sein über jeden, 
der die Corona-Schwierigkeiten überlebt hat, statt die Firmen 
mit ständigen Nachfragen in ein schiefes Licht zu rücken. Natür-
lich akzeptieren wir keinen Betrug, aber es muss jetzt ein Deckel 
drauf und nach vorne geschaut werden.“� r

Für mehr Klarheit ...

Gerlach zum Bayerischen Demenzfonds:

Teilhabe von Menschen mit 
Demenz weiter verbessern

Das Expertengremium für den Bayerischen Demenzfonds hat 
weitere Projekte für eine Förderung mit einer Gesamtsumme von 
über 100.000 Euro ausgewählt. Darauf hat Bayerns Gesundheits- 
und Pflegeministerin Judith Gerlach hingewiesen.

Die Ministerin betonte: „Mein 
Ziel ist eine Gesellschaft, in der 
Menschen mit Demenz mitten-
drin sind – eine Gesellschaft, die 
Verständnis für die Betroffenen 
und ihre Angehörigen hat und 
ihnen eine gesellschaftliche Teil-
habe ermöglicht. Mit dem De-
menzfonds fördern wir daher 
verschiedene Ansätze und Pro-
gramme, die genau das tun: Sie 
unterstützen Menschen mit De-
menz und ihre Angehörigen da-
bei, am gesellschaftlichen Le-
ben teilzuhaben. Im Vorder-
grund stehen dabei kulturelle, 
musische, sportliche und soziale 
Angebote, die insbesondere zu 
Hause lebende Menschen mit 
Demenz sowie ihre An- und Zu-
gehörigen unterstützen. Es freut 
mich sehr, dass auch die zusätzli-
che Fördermöglichkeit für Kom-
munen genutzt wird, um vor Ort 
demenzsensible Programme zu 
etablieren.“

Demenz kann jeden treffen

Gerlach unterstrich: „Demenz 
ist eine Herausforderung, der vie-
le von uns gegenüberstehen, sei 
es persönlich oder durch Erfah-
rungen mit geliebten Menschen. 
Demenz kann jede und jeden von 
uns treffen. Alleine heute gibt es 
in Bayern 270.000 Betroffene und 
die Zahl wird in den kommenden 
Jahren weiter steigen.“

Die Ministerin fügte hinzu: „In 
der zweiten Förderrunde für das 
Jahr 2023 haben sich zwölf Pro-
jektträger auf eine Förderung 
durch den Demenzfonds beim 
Bayerischen Landesamt für Pfle-
ge (LfP) beworben. Sieben Pro-
jekte aus fünf Regierungsbezir-
ken konnten das Expertengre-
mium direkt überzeugen. Zwei 
weitere Antragstellerinnen bzw. 
Antragsteller bekommen zudem 
die Gelegenheit, ihre Konzepte 
zu konkretisieren.“

Folgende Projekte konnten 
überzeugen:

Fördersäule 1: 
Teilhabeangebote
•	 Seniorenchor „Vergissmein-
nicht“: Generationen verbin-
den; Evang.-Luth. Kirchenge-
meinde Neunkirchen am Brand 
(Oberfranken)
•	 Zeig mir meine Stadt – Ver-
anstaltungs- und Aktionsreihe 
für Menschen mit und ohne De-
menz; Curatorium Altern gestal-
ten (Mittelfranken)
•	 AQUA REVITAL – Bewegungs-
training und Schwimmkurse für 
Senioren ab 75 plus mit und  
ohne Demenz; Curatorium Al-

tern gestalten (Mittelfranken)
•	 1 Bild, 1 Lied, 1 Gedicht – Kul-
tur-Begegnungen für Menschen 
mit und ohne Demenz; Büro Kul-
tur und Alter, Petra Kellermann 
(Oberbayern)
Fördersäule 2: 
Demenzsensible Kommunen
•	 Wildpoldsried – ein Leben 
lang lebenswert, durch Teilha-
be; Gemeinde Wildpoldsried 
(Schwaben)
•	 Demenzkampagne im Land-
kreis Landsberg am Lech; Land-
kreis Landsberg am Lech (Ober-
bayern)
•	 Straubing – demenzsensible 
Kommune; Stadt Straubing (Nie-
derbayern)

Die Ministerin fügte hinzu: 
„Die Entscheidung, welche Vor-
haben gefördert werden kön-
nen, treffen die sechs Mitglie-
der des interdisziplinären Exper-
tengremiums. Sie bewerten die 
eingesendeten Ideen aus unter-
schiedlichen Perspektiven: aus 
kommunaler, wissenschaftlicher 
und fachpraktischer Sicht.“

Antragsfrist bis 30. Juni

Gerlach betonte: „Haben auch 
Sie eine kreative Idee, die die 
Lebensbedingungen von Men-
schen mit Demenz und ihren 
An- und Zugehörigen verbes-
sern kann? Dann bewerben Sie 
sich jetzt! Die erste Förderrunde 
für dieses Jahr läuft bereits.“ Die 
Antragsfrist endet am 30. Juni 
2024. Förderanträge können je-
weils zum 30. Juni und zum 31. 
Dezember an das LfP gerich-
tet werden – per E-Mail an de-
menzfonds@lfp.bayern.de Eine 
Förderung ist einmalig mit bis zu 
15.000 Euro für Fördersäule 1 
„Teilhabeangebote“ und mit bis 
zu 20.000 Euro für Fördersäule 
2 „Demenzsensible Kommunen“ 
möglich.

Wissenschaftliche Arbeiten

Zudem können bis jeweils 
zum 31. Dezember wissen-
schaftliche Arbeiten eingereicht 
werden, die sich mit praxisbezo-
genen Fragestellungen zur Ver-
besserung der Lebenssituation 
von Menschen mit Demenz so-
wie ihren An- und Zugehörigen 
im häuslichen Umfeld befassen. 
Die Arbeit sollte einen Bezug 
zum Freistaat Bayern haben und 
zum Zeitpunkt der Bewerbung 
bereits abgeschlossen sein. Der 
Wissenschaftspreis ist mit 1.000 
Euro dotiert.

Informationen: www.demenz-
fonds.bayern.de. � r

CSU-Landtagsfraktion:

Gemeinnützige Arbeit  
für Asylbewerber 

Landräte sollen rechtlichen Rahmen ausschöpfen
Nach der gesetzlichen Klarstellung und dem einstimmig posi-
tiven Votum aus der CSU-Fraktionssitzung, dass Asylsuchen-
den sowohl Aufgaben innerhalb ihrer Unterkunft als auch Tä-
tigkeiten bei staatlichen, kommunalen oder gemeinnützigen 
Trägern verpflichtend zugewiesen werden können, äußert 
sich der CSU-Fraktionsvorsitzende Klaus Holetschek wie folgt:

„Ja zum Schutz für politisch Verfolgte, aber wir erwarten da-
für auch, dass sie sich in unsere Gesellschaft aktiv einbringen. 
Beim Thema gemeinnützige Arbeit für Asylbewerber heißt das: 
Potenziale nutzen und wir fordern die Landräte auf, von ihren 
rechtlichen Möglichkeiten Gebrauch zu machen! In bayerischen 
Ankerzentren ist die Nachfrage von Seiten der Asylbewerber 
teilweise sogar höher als die möglichen Arbeitsgelegenheiten. 
Für uns steht nach wie vor fest: Wir brauchen endlich den Kurs-
wechsel in der Migrationspolitik und müssen die illegale Zu-
wanderung stoppen. Wir müssen Migranten auch an den deut-
schen Grenzen rechtssicher zurückweisen können. Die Ampel 
muss endlich wirksame Maßnahmen auf den Weg bringen, statt 
sich Lösungen zu versperren und die Realität zu verweigern.“r

mailto:demenzfonds%40lfp.bayern.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:demenzfonds%40lfp.bayern.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.demenzfonds.bayern.de
http://www.demenzfonds.bayern.de
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Neufassung der Kommunalabwasserrichtlinie:

Überfälliger Paradigmenwechsel
Nach monatelangen Verhandlungen haben sich die EU-Institutio-
nen Ende Januar 2024 auf die Neufassung der Kommunalabwas-
serrichtlinie geeinigt. Haben Rat und Parlament die vorläufige 
Einigung formell angenommen, wird die novellierte Richtlinie vor-
aussichtlich bis Ende April dieses Jahres veröffentlicht und in Kraft 
treten. Bereits 2026 müssen dann die EU-Mitgliedstaaten der 
EU-Kommission nationale Umsetzungsprogramme übermitteln.

Die neuen Anforderungen zie-
len darauf ab, die Qualität der 
Abwasserbehandlung zu verbes-
sern und die Umwelt zu schüt-
zen. Die Kommission möchte 
die vierte Reinigungsstufe bis 
31.12.2035 verpflichtend für alle 
Kläranlagen größer oder gleich 
100.000 EW einführen. Gleich-
zeitig soll bis zum 31.12.2040 die 
vierte Reinigungsstufe ebenfalls 
für Siedlungsgebiete zwischen 
10.000 und 100.000 EW überall 
dort eingeführt werden, wo hö-
here Mikroschadstoffkonzentra-
tionen ein Risiko für die mensch-
liche Gesundheit oder die Um-
welt darstellen.

Zudem sollen Mitgliedstaaten  
dazu verpflichtet werden, die er-
weiterte Herstellerverantwor-
tung auf nationaler Ebene für 
Arzneimittel für den menschli-
chen Gebrauch sowie für Kosme-
tikprodukte anzuwenden. Die in-
dividuellen Beiträge der Herstel-
ler ergeben sich aus der Quanti-
tät und der Toxizität der in den 
Umlauf gebrachten Stoffe.

Darüber hinaus legt die Richt-
linie Vorgaben fest, um den Ab-
wassersektor energieneutral zu 
gestalten. Vorgesehen sind vier-
jährige Energie-Audits für Klär-
anlagen ab 100.000 EW bis En-
de 2025 sowie für Kläranlagen 
ab 10.000 EW bis Ende 2030. 
Überdies soll die gesamte jähr-
lich produzierte Energiemenge 

aus Erneuerbaren Energien, die 
auf Kläranlagen (≥ 10.000 EW) 
erzeugt wird, bis Ende 2030 50 
Prozent des Energiebedarfs die-
ser Kläranlagen decken. Bis En-
de 2040 soll sich dieser Anteil 
auf 100 Prozent erhöhen.

Auch sieht die überarbeitete 
Richtlinie vor, die EU-Länder da-
zu zu verpflichten, im kommu-
nalen Abwasser Gesundheitspa-
rameter in Bezug auf das SARS-
CoV-2-Virus und seine Varian-
ten, aber auch in Bezug auf das 
Poliovirus und Grippeviren neue 
Krankheitserreger, zunehmend 
besorgniserregende Schadstof-
fe und andere Parameter der öf-
fentlichen Gesundheit zu über-
wachen, die von den zuständi-
gen nationalen Behörden als re-
levant erachtet werden.

Zufriedene Verbände

Überwiegend zufrieden mit 
der Einigung zur Kommunalab-
wasserrichtlinie zeigten sich der 
Verband kommunaler Unter- 
nehmen (VKU), die Deutsche Ver- 
einigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall (DWA), und 
der Bundesverband der Energie- 
und Wasserwirtschaft (BDEW). 
Laut VKU-Vizepräsident Kars-
ten Specht „wird mit der Über-
arbeitung der Kommunalabwas-
serrichtlinie ein längst überfäl-
liger Paradigmenwechsel Wirk-

lichkeit: Künftig müssen sich 
Kosmetik- und Pharmaindust-
rie, deren Produkte Gewässer 
belasten, an den dadurch ver-
ursachten Kosten der Abwasser-
behandlung beteiligen. Abwas-
serentsorger und Bürger zahlen 
nicht mehr allein dafür, Gewäs-
serbelastungen zu vermindern. 
Dafür sorgt die EU mit der Ein-
führung einer erweiterten Her-
stellerverantwortung, durch die 
auch die Umsetzung neuer Vor-
gaben und Anforderungen an 
Kläranlagen finanziert werden 
soll. Richtig umgesetzt wird die-
se Herstellerverantwortung den 
Geldbeutel der Abwasserkun-
dinnen und -kunden entlasten 
und dafür sorgen, dass Herstel-
ler vermehrt auf Produkte set-
zen, die weniger gewässerbelas-
tend sind.“

Ambitionierte Überarbeitung 
der Richtlinie

Zwar bleibe die Trilog-Ver-
ständigung zur Finanzierung hin-
ter den Erwartungen des VKU 
zurück – „wir hätten uns einen 
100-Prozent-Ansatz gewünscht 
und keine 80/20-Regelung, bei 
der die Länder 20 Prozent der 
Kosten selbst tragen müssen“ –, 
aber dennoch sei das Erreichte  
ein Meilenstein, betonte Specht.

Die Überarbeitung der Richtli-
nie sei aber auch für die kommu-
nalen Abwasserentsorger selbst 
ambitioniert, fuhr der Vizeprä-
sident fort. Das Hausaufgaben-
heft werde voller. Beispielswei-
se bedeute der geforderte Aus-
bau der Kläranlagen mehr Tech-
nik und dadurch einen höheren 
Energieeinsatz. Den, so sagt die 

Richtlinie, müsse die Abwass-
erwirtschaft selbst erneuerbar 
erzeugen oder von Dritten er-
werben. Weil es bei vielen Be-
trieben aufgrund der begrenz-
ten Flächen und Anlagentechnik 
schlichtweg nicht möglich sei, 
auf - wie es ursprünglich ange-
dacht war - 100 Prozent eigene 
Energieerzeugung zu setzen, sei 
die nun vorliegende Entschei-
dung praktikabler. Betriebe 
könnten ihre Energieneutralität 
auch durch einen bis zu 35-pro-
zentigen Zukauf aus nichtfossi-
len Quellen erreichen.

Erweiterte 
Herstellerverantwortung

Aus Sicht von Dr. Lisa Broß, 
Sprecherin der DWA-Bundesge-
schäftsführung „ist die Novellie-
rung der Kommunalabwasser-
richtlinie ein wichtiger Schritt für 
einen nachhaltigen Gewässer-
schutz und den Erhalt unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen“. 
Die Ziele und Vorgaben seien 
zum Teil äußerst ambitioniert, 
insbesondere im Bereich Nähr-
stoffe und der geforderten Ener-
gieneutralität des Sektors. „Ab-
solut zu begrüßen“ sei die jetzt 
feststehende Verankerung der 
erweiterten Herstellerverant-
wortung. Das bereits 1987 in die 
Umweltpolitik der EU eingeführ-
te Verursacherprinzip finde da-
mit endlich auch in der Wasser- 
wirtschaft Anwendung, unter-
strich Broß.

Auch nach Auffassung des 
BDEW werden mit dem neu-
en Rechtsakt wichtige Vorga-
ben und Maßnahmen für die 
Abwasserreinigung der kom-
menden Jahre getroffen. „Mit 
der erzielten Trilog-Einigung fi-
nalisieren die EU-Institutionen 
die Überarbeitung der über 30 
Jahre alten kommunalen Ab-

wasserrichtlinie und passen die-
se an aktuelle Herausforderun-
gen sowie den technologischen 
Fortschritt an“, erklärte Martin 
Weyand, BDEW-Hauptgeschäfts-
führer Wasser/Abwasser. Insbe-
sondere die verbindliche Einfüh-
rung der erweiterten Hersteller-
verantwortung stelle einen um-
weltökonomischen Meilenstein 

dar. Dadurch, dass zukünftig die 
Hersteller von Arzneimitteln und 
Kosmetikprodukten dazu ver-
pflichtet werden, die Kosten der 
Einführung und des Betriebs der 
Vierten Reinigungsstufe aufzu-
kommen, werde das Verursacher-
prinzip nun auch in der Abwasser- 
wirtschaft rechtskräftig umge-
setzt, hob Weyand hervor.� DK

Kaiser-Therme vor 
großer Herausforderung

Als Kernthema der jüngsten Sitzung des Bau- und Werkaus-
schusses des Zweckverbands Kurmittelhaus Bad Abbach stand 
die Modernisierung der technischen Gebäudeausstattung in der 
Kaiser-Therme in Bad Abbach auf der Tagesordnung. In diesem 
Zusammenhang erfolgten die Erläuterung des Status quo und die 
Vorstellung der Vorplanung inklusive einer Kostenschätzung.

„Mit den erwarteten Kosten 
von rund 17 Millionen Euro und 
einer möglichen Schließzeit zwi-
schen eineinhalb und zwei Jahren 
stehen wir vor großen Herausfor-
derungen“, resümierte Verbands-
rat Alfred Holzner, Vorsitzender 
des Bau- und Werkausschusses, 
im Anschluss an die Präsentation 
des beauftragten Ingenieurbüros 
AquaForum GmbH und des Be-
zirksbaumeisters Matthias Kopf. 

Da sich die Kaiser-Therme in öf-
fentlicher Trägerschaft befindet 
(Gewährsträger sind der Bezirk 
Niederbayern, der Landkreis Kel-
heim und der Markt Bad Abbach)  
sieht Bad Abbachs Bürgermeis-
ter Dr. Benedikt Grünewald ei-
ne weitere dringliche Aufgabe zu-
nächst in der Finanzierungsfrage: 
„Bei dieser Größenordnung kön-
nen wir nicht ohne Weiteres in die 
Umsetzung der Sanierung einstei-
gen. Die Finanzlage ist in den öf-
fentlichen Haushalten mehr denn 
je angespannt. Vielmehr muss zu-
vor und bis zur kommenden Ver-
sammlung des Zweckverbands ge-

klärt werden, wie eine Finanzie-
rung ermöglicht werden kann.“ 
In der Diskussion zum weiteren 
Vorgehen entstand auch der Ge-
danke, sich zumindest in den Pla-
nungen weiteren Ideen zu öffnen. 
„Wir müssen den Weitblick und 
Mut haben, Szenarien zuzulassen, 
welche die Nutzungsmöglich-
keiten der Kaiser-Therme verän-
dern“, forderte Verbandsrat Mar-
kus Scheuermann.

Bei einem zügigen Einstieg in 
die notwendigen Vorbereitun-
gen kann von einem Sanierungs-
beginn in gut zweieinhalb Jahren 
ausgegangen werden. Auch die 
Mitarbeitenden der Kaiser-Ther-
me Bad Abbach wurden bereits 
über die anstehenden Planungen 
informiert. „Wir werden mit ei-
nem zukunftssichernden Perso-
nalkonzept und im Austausch mit 
jedem Einzelnen eine individuelle 
und passende Lösung finden“, ist 
sich der strategische Geschäfts-
führer der Niederbayerischen 
Thermengemeinschaft Franz Alt-
mannsperger sicher.� r

https://ifat.de/de/messe/tickets/
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Forderung der bayerischen Wasserversorger:

Trinkwasser muss in Bayern 
hohe Qualität haben

VBEW-Fachtagung Wasser in Bamberg
„Die Sicherung der Trinkwasser- und Gewässerqualität in Bayern hat 
für uns oberste Priorität. Dies ist kein leichtes Unterfangen, denn vor 
dem Hintergrund der Energiewende kommt hinsichtlich des Grund-
wasserschutzes auf die Unternehmen der bayerischen Wasserwirt-
schaft einiges zu,“ sagte Gerhard Moser, Vorstandsmitglied des Ver-
bands der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft e. V. – VBEW 
im Vorfeld des diesjährigen Expertentreffens der bayerischen Was-
serwirtschaft. „Und auch die auf europäischer Ebene diskutierten 
Neuregelungen der Dienstleistungskonzessionsrichtlinie können für 
unsere Unternehmen noch reichlich Handlungsbedarf verursachen.“

Für die Wasserversorger wird 
es nicht einfacher. Der mit der 
eingeleiteten Energiewende ein-
hergehende Umbau der Ener-
gieerzeugung hin zu erneuer-
baren Energien ist insbesonde-
re hinsichtlich des Grundwasser-
schutzes bedeutsam. „In Bayern 
wird mit einem Anteil von ca. 90 
Prozent weitgehend das gesam-
te Trinkwasser aus Grundwas-
ser gewonnen. Grundwasser hat 
ein langes Gedächtnis. Das heißt, 
dass wir „heute“ die möglichen 
wasserwirtschaftlichen Auswir-
kungen für „morgen“, die sich 
etwa beim Bau von regenerati-
ven Energieerzeugungsanlagen 
und beim vermehrten Anbau von 
Energiepflanzen für den Schutz 
des Trinkwassers ergeben kön-
nen, unbedingt berücksichtigen 
müssen,“ sagte Moser.

Grundwasserschutz bei  
der Energiewende beachten

Sowohl innerhalb als auch au-
ßerhalb von Wasserschutzgebie-
ten können in unterschiedlicher 
Intensität Gefährdungen durch 
Photovoltaik-, Biogas-, Windkraft- 
und Geothermieanlagen für das 

Grundwasser ausgehen. Auch 
ein verstärkter Energiepflanzen- 
anbau und Monokulturen kön-
nen durch die Düngungsintensi-
vierung die Auswaschungsgefahr 
von Nitrat und Pflanzenschutz-
mittelrückständen in das Grund-
wasser erhöhen. „Den Anbau al-
ternativer und grundwasserscho-
nender Energiepflanzen testen 
wir bereits in Feldversuchen in 
enger Kooperation mit der Agrar- 
wirtschaft,“ erläuterte Moser. 
Die bayerische Wasserwirtschaft 
werde ihr hohes Engagement für 
den vorsorgenden Gewässer-
schutz fortsetzen. „Auch wir wol-
len die Energiewende, Ziel ist es 
aber, den Kunden auch in Zukunft 
Trinkwasser überwiegend aus na-
turbelassenem Grundwasser in 
Bayern zur Verfügung zu stellen“, 
so Moser.

Bewährte Struktur der  
ortsnahen Wasserversorgung

„Eine sichere und zuverlässige 
Wasserver- und Abwasserentsor-
gung ist ein wichtiger Teil der Da-
seinsvorsorge für die Menschen 
und deshalb eine kommunale 
Pflichtaufgabe. Der Ordnungs-

rahmen einer ortsnahen und öf-
fentlich-rechtlichen Unterneh-
mensstruktur hat sich dafür seit 
Jahrzehnten bestens bewährt“, 
sagte Moser. Die Unternehmen 
der Städte und Gemeinden sowie 
die Zweckverbände, zu denen 
sich mehrere Gemeinden oder 
auch Landkreise zusammenge-
schlossen haben, gewährleisten 
in Bayern eine hohe Ver- und Ent-
sorgungssicherheit. Die meisten 
Wasserver- und Abwasserentsor-
ger sind in Bayern in öffentlicher 
Rechtsform organisiert. Bei klei-
neren Betrieben überwiegen die 
Rechtsformen Regie- bzw. Eigen-
betrieb, mittlere Unternehmen 
sind meist als Zweckverband, 
Kommunalunternehmen oder Ei-
genbetrieb und größere Unter-
nehmen auch in privatrechtlicher 
Rechtsform als GmbH oder Akti-
engesellschaft ggf. auch mit Be-
teiligung eines dritten Unterneh-
mens organisiert.

Dienstleistungs- 
konzessionsvergaberichtlinie

Vor dem Hintergrund der aktu-
ellen Diskussion auf EU-Ebene zur 
Konzessionsvergaberichtlinie, die 
die Vergabe von Konzessionen EU-
weit regeln soll, könnten Unter-
nehmen der Wasserver- und der 
Abwasserentsorgung in Deutsch-
land und in Bayern betroffen 
sein, sofern sie nicht zu 100 Pro-
zent kommunal organisiert sind. 
„Die Unternehmen müssen nun 
prüfen, wenn die Richtlinie tat-
sächlich so in Kraft tritt, wie vom 
EU-Binnenmarktausschuss verab-

schiedet, wie sie darauf reagie-
ren“, so Moser. „Jedes Unterneh-
men muss allerdings die Entschei-
dungs- und Gestaltungshoheit ha-
ben, in welcher Rechtsform es 
organisiert sein will.“

Die Wasserversorgung ist in 
Bayern regional gut aufgestellt 
und hat langfristige Entwicklun-
gen wie etwa die Auswirkungen 
des Klimawandels oder die Ent-
wicklung der Bevölkerungsstruk-
tur fest im Blick. „Zweifelsohne 
haben wir in Bayern insbesonde-
re in den Regionen, die vom Be-
völkerungsrückgang stark betrof-
fen sind, auch in der Wasserwirt-
schaft erheblichen strukturellen 
Anpassungsbedarf. Die dafür not-
wendigen Maßnahmen abzulei-
ten schaffen wir aber alleine. Da-
zu brauchen wir die EU-Richtlinie 
nicht“, ergänzte der VBEW-Ge-
schäftsführer Detlef Fischer.

VBEW-Fachtagung Wasser – 
wichtiges Branchentreffen

„Die Fachtagung Wasser ist 
für uns jedes Jahr ein wichtiges 
Branchentreffen. Auf der Agen-
da stehen zentrale bayerische 
Wasserthemen, aber auch über-
geordnete Aspekte, die unsere 
Branche betreffen und über die 
unsere Unternehmen informiert 

sein müssen,“ so Gerhard Moser. 
An der Tagung nahmen rund 150 
Fachleute der Wasserwirtschaft, 
Wissenschaftler, Vertreter aus 
Ministerien und Behörden so-
wie von Wasserversorgungs- und 
Abwasserentsorgungsunterneh-
men teil. Als Tagungsort hat der 
VBEW Bamberg gewählt, da hier 
die Trinkwasserversorgung in ih-
rer Qualität, Struktur und Orga-
nisation exemplarisch für Bayern 
stehen kann.

Trinkwasser in Bamberg

Mit einer Wasserabgabe von 
jährlich rund sechs Millionen Ku-
bikmetern zählen die Stadtwer-
ke Bamberg zu den bedeutends-
ten Wasserversorgern im frän-
kischen Raum. Rund zwei Drittel 
der Menge werden in Gebieten 
entlang der Regnitz gewonnen 
und über ein 280 Kilometer lan-
ges Rohrnetz an die Kunden im 
80.000 Einwohner umfassen-
den Versorgungsgebiet geliefert. 
„Die Stadt Bamberg macht mit 
der kommunalen Wasserversor-
gung sehr positive Erfahrungen. 
Vor diesem Hintergrund sind wir 
sehr sensibilisiert, wenn die Eu-
ropäische Union die Vergabe von 
Trinkwasser-Konzessionen neu 
regeln will“, so Bambergs Ober-

bürgermeister und Vorstands-
mitglied des bayerischen Städ-
tetags, Andreas Starke, anläss-
lich der Tagung in der Welterbe-
stadt. Erst im Januar hatte sich 
der Bamberger Stadtrat mit ei-
ner Resolution einstimmig für ei-
ne Anpassung der EU-Konzessi-
onsrichtlinie ausgesprochen. „Als 
wesentlicher Teil der Daseinsvor-
sorge muss die Trinkwasserver-
sorgung aus dem Anwendungs-
bereich der Richtlinie ausgenom-
men werden“, unterstrich Starke 
vor den bayerischen Wasserex-
perten. 

Die Stadtwerke Bamberg rea-
lisieren derzeit ein Jahrhundert-
projekt, um die sichere Wasser-
versorgung auch für die kom-
menden Jahrzehnte garantieren 
zu können. Neben der erfolgrei-
chen Ausweisung eines Wasser-
schutzgebiets zählen der derzeiti-
ge Neubau des Bamberger Wass-
erwerks sowie die Planung eines 
zentralen Hochbehälters am Fu-
ße der Bamberger Altenburg zu 
dem Projekt. „Diese Investitionen 
sind Basis dafür, dass wir auch 
zukünftig qualitativ hochwerti-
ges Wasser an die Kunden abge-
ben können,“ sagte Klaus Rubach, 
Geschäftsführer der Stadtwerke 
Bamberg Energie- und Wasser-
versorgungs GmbH. � r

Vortrieb des Sammlers Untenitter 
in Solingen 

Sicherheit und Qualität für den Gewässerschutz
In Solingen setzen die Technischen Betriebe Solingen (TBS) in  
Zusammenarbeit mit dem Bergisch-Rheinischen Wasserverband 
(BRW) bis Mitte 2024 ein ganzheitliches Gewässerschutz Konzept 
im Ittertal um. Zu den Maßnahmen zählt neben der Erstellung 
des Staukanals Ittertal (BRW und TBS) und des Sammlers Bavert 
(TBS) auch der Bau des Sammlers Untenitter (TBS) mit einer Länge 
von rund 1.080 Metern und einem Nennweitendurchmesser DN 
1800. Die Sonntag Baugesellschaft mbH & Co. KG, Dörth, errich- 
tete diesen grabenlos im Rohrvortrieb. 

So wird die Itter zukünftig so-
wohl vor der unzulässig hohen 
stofflichen Belastung der ange-
schlossenen Gebiete als auch vor 
der hydraulischen Überlastung 
aufgrund von Starkregenereig-
nissen geschützt. 

Damit der neue Sammler seine 
Aufgabe langfristig erfüllen kann, 
wird bei der Umsetzung Wert auf 
den Dreiklang aus Qualität, Qua-
lifikation und Arbeitsschutz ge-
legt. Mit dem Gütezeichen VMD 
der Gütegemeinschaft Kanalbau 
verfügt Sonntag über den Nach-
weis der spezifischen fachtech-
nischen Qualifikation, um die Ar-
beiten durchzuführen. Als Bau-
herr, Bauoberleitung und als Bau-
überwachung betreuen die TBS 
unter anderem auch die zusätz-
liche Qualitätsüberwachung der 
Rohrherstellung im Werk. Die Be-
auftragung von Fischer Teamplan, 
Niederlassung Düsseldorf zur Si-
cherheits- und Gesundheits-
schutzkoordination (SiGeKo), 
sorgt für einen sicheren und rei-
bungslosen Bauablauf. 

Das große Ganze im Blick

Auf Grundlage des Wasser-
haushaltsgesetzes und des Lan-
deswassergesetzes NRW ent-
standen bereits vor 15 Jahren 
die ersten Planungen für das 
Großprojekt mit den Baumaß-
nahmen entlang der Itter. 2019 
begannen die Arbeiten mit dem 
Bau des Staukanals. Mitte 2022 
starteten die vorbereitenden Ar-

beiten für den Vortrieb des neu-
en Mischwassersammlers Un-
tenitter. Dieser verläuft von dem 
gleichnamigen Regenüberlauf-
becken (RÜB) entlang der im Tal 
gelegenen Straße und endet in 
einem Übergabebauwerk zum 
Staukanal Ittertal. Über eine inte-
grierte Schwallspülklappe inner-
halb dieses Bauwerkes lässt sich 
der neue Sammler darüber hin-
aus zur Spülung des Staukanals 
einstauen. 

Speziell abgestimmt  
auf den Baugrund

Insgesamt wurden 283 Stahl-
betonrohre DN 1800 einzeln auf 
die Baustelle geliefert und von 
einer gut 15 Meter tiefen Start-
baugrube zum Zielschacht vor-
getrieben. Wegen der bergigen 
Lage des Ittertals verändert sich 
die Erdüberdeckung auf der Lei-
tungstrasse und beträgt in Teil-
bereichen bis zu 25 Meter. Die 
große Tiefenlage hat den Vorteil, 
dass die gesamte Vortriebstre-
cke unterhalb des Kampfmittel-
horizontes verläuft. So konnte 
die Kampfmittelsondierung auf 
den Bereich der Baugruben be-
schränkt werden. Gleichzeitig er-
folgt der Vortrieb jedoch kom-
plett im Grundwasser mit variie-
rendem Grundwasserdruck zwi-
schen 0,7 und 2,4 bar. 

Für den Vortrieb wurde eine 
Vollschnittmaschine mit Druck-
luftstützung eingesetzt. Das 
Schneidrad der Maschine stimm-

te Sonntag speziell auf die Gege-
benheiten ab, um den Verschleiß 
während des Vortriebes mög-
lichst gering zu halten. „Die vor-
liegende Geologie in Solingen ist 
hochkomplex. Wir mussten fast 
ausschließlich durch Schiefer-
gebirge aus Ton- und Sandstein 
fahren, in dem neben hochfes-
ten quarzitischen Bereichen auch 
weichere bindige Bodenlinsen 
eingeschlossen waren“, erläutert 
Sonntag-Oberbauleiter Dipl.-Ing. 
(FH) Jonathan Trosdorff. Insge-
samt viermal wurde der Vortrieb 
für einen Werkzeugwechsel ge-
stoppt, um verschlissene Disken 
und Schälmesser auszutauschen. 

Für ein dichtes Bauwerk

Damit der neue Sammler die 
Erdlasten zuverlässig aufnehmen 
und ableiten kann, haben sich die 
TBS für dickwandige Stahlbeton-
rohre mit einem Außendurch-
messer DN 2400 in drei und vier 
Metern Länge entschieden. Die 
kürzeren Rohre sind in dem Rohr-
strang so angeordnet, dass sie 
später in den engen Kurvenbe-
reichen des Sammlers mit einem 
Radius von 500 m liegen. So wird 
die Abwinkelung und Klaffung 
zwischen zwei Rohren in den 
Rohrfugen reduziert, um auch in 
engeren Kurvenbereichen eine 
hohe zuverlässige Pressenkraft 
zu erreichen. Darüber hinaus 
wird der Gefahr einer Undichtig-
keit durch übermäßige Abwink-
lungen entgegengewirkt. 

Zudem wurde bei der Bau-
ausführung und bei der Produk-
tion der Stahlbetonrohre viel 
Wert auf Qualität gelegt. So be-
suchte der zuständige TBS-Pro-
jektleiter, B.Sc. Marius Langer-
hans Muhlack mehrmals die Be-
tonwerke, in denen die Rohre ge-
fertigt wurden: „Dabei habe ich 
mir von der Herstellung der Be-

Im Rahmen einer unangekündigten Baustellenprüfung kontrolliert 
Güteschutz-Prüfingenieur Marc Mielke (l.) zusammen mit Sonn-
tag-Oberbauleiter Jonathan Trosdorff die Dokumentation der Ei-
genüberwachung.	 Bild: Güteschutz Kanalbau

wehrungskörbe über die Scha-
lung bis hin zum fertigen Rohr al-
les genau angesehen. Jedes Rohr 
betrachten wir als ein einzelnes 
Bauwerk.“ Zusätzlich wurden die 
Rohre mit einer Edelstahlplakette 
versehen, auf der eine eindeutig 
zuordenbare Rohrnummer ein-
gefräst ist. Auf dem dazugehö-
rigen Rohrbegleitschein werden 
neben dieser Nummer alle an-
deren wichtigen Daten des Roh-
res erfasst, die zukünftig für eine 
BIM-gerechte Datennutzung be-
reitgestellt werden sollen. 

Fachliche Qualifikation

Qualitativ hochwertig herge-
stellte Rohre sind jedoch nur ein 
Baustein für ein langlebiges, dich-
tes Bauwerk. Ein weiterer ist die 
Verlegung nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik. 
Einen möglichen Nachweis für 
die fachliche Qualifikation, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässig-
keit des ausführenden Unterneh-
mens stellt das RAL-Gütezeichen 
961 dar. „Die Firma Sonntag ver-
fügt über das Gütezeichen VMD 
für den grabenlosen Einbau von 
Kanälen mit geschlossenen, steu-
erbaren Schilden und Stützung 
der Ortsbrust durch Flüssigkeit, 
mit Druckluft oder Erddruck und 
ist damit fachlich qualifiziert, das 
Projekt Untenitter umzusetzen“, 
führt Dipl.-Ing. Marc Mielke, vom 
Güteschutz beauftragter Prüfin-
genieur, aus. „Bei den unangekün-
digten Baustellenprüfungen legen 
wir Prüfingenieure Augenmerk 
auf die Arbeitsweise vor Ort, kon-
trollieren die Eigenüberwachung 
sowie deren Dokumentation und 
prüfen und bewerten die Unter-
lagen auf Vollständigkeit.“ Da-
bei gehe es auch um den Gesam-
teindruck, den eine Baustelle bie-
tet, und der sei in Solingen sehr 
gut gewesen. Der Bericht über die 
Baustellenprüfung enthielt kei-
nerlei Beanstandungen. 

Gemeinsam zum Ziel

Basis für den guten Gesamt- 
eindruck bilden auch die wö-
chentlich stattfindenden Bau-
besprechungen mit den Verant-
wortlichen. Trosdorff betont: 
„Wir hatten eine sehr gute und 
zielführende Zusammenarbeit. 
Themen, Probleme und auftau-
chende Fragestellungen wurden 
im Team auf einer vernünftigen 
technischen Basis fachgerecht 
und kompetent behandelt.“

„Bei Kanalbauarbeiten ist es 
bei den TBS üblich, die Ausschrei-
bung von Projekten selbst zu ma-
chen, das Ausschreibeverfahren 
zu begleiten und die Bauleitung, 
Bauoberleitung und Bauherren-
funktion zu übernehmen. Dabei 
greifen wir bei Bedarf auf die Un-
terstützung eines Bodengutach-
ters zurück und beauftragen ein 
Ingenieurbüro, gemäß Baustellen-
verordnung einen Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzkoordinator 
– kurz SiGeKo – für die Baumaß-
nahme zu stellen“, erläutert Lan-
gerhans-Muhlack. So koordiniert 
Leon Psula von Fischer Teamplan 
den Sicherheits- und Gesundheits-
schutz: „Zu Beginn wird die Ge-
fährdungsbeurteilung erstellt. In 
dieser werden die möglichen Ge-
fahren aufgezeigt und Schutzmaß-
nahmen beschrieben. Darauf auf-
bauend wird der Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzplan erstellt, 
der den Gewerken auf der Bau-
stelle Gefahren und Schutzmaß-
nahmen zuordnet.“ Nach erfolgter 
Einweisung der Baubeteiligten in 
die einzuhaltenden Arbeitsschutz-
bestimmungen wird deren Ein-
haltung regelmäßig während un-
angekündigter Baustellentermine 
überprüft. Psula: „Bis jetzt gab es 
im Rahmen des Bauvorhabens an 
der Untenitter nur wenige Bean-
standungen. Darin zeigt sich, dass 
ein erfahrenes Unternehmen mit 
der Umsetzung beauftragt wur-
de.“

Wenn alle Arbeiten abge-
schlossen sind und der Samm-
ler voraussichtlich Mitte 2024 
in Betrieb geht, wird der aktuel-
le Sammler im Ittertal stillgelegt 
und die beiden Bauwerke RÜB 
Untenitter und der Regenüber-
lauf (RÜ) Sonnenschein/ Mittelit-
ter außer Betrieb genommen und 
zurückgebaut. � r

Klarheit bei  
„roten Gebieten“

Kaniber zu Entscheidung 
des Bayerischen  

Verwaltungsgerichtshofs
Aufgrund neuer Bundes-
vorgaben mussten bis En-
de November 2022 die mit 
Nitrat belasteten und eutro-
phierten Gebiete in Bayern 
mit der Änderung der Aus-
führungsverordnung Dün-
geverordnung (AVDüV) neu 
ausgewiesen werden. Mitt-
lerweile sind über 60 Nor-
menkontrollanträge gegen 
die Ausweisung beim Baye- 
rischen Verwaltungsge-
richtshof anhängig, geklagt 
haben circa 1.000 landwirt-
schaftliche Betriebe. Der 
Bayerische Verwaltungsge-
richtshof hat vier Muster-
verfahren abgetrennt und 
nun die ersten Urteile in den 
Musterverfahren verkündet. 

„Unsere Ausweisungs-
verordnung ist grundsätz-
lich rechtmäßig. In einem 
Fall wurde eine Messstel-
le als nicht geeignet ange-
sehen. Da werden wir die 
Urteilsbegründung abwar-
ten müssen. Der gesamten 
Bayerischen Staatsregie-
rung ist aber auch bewusst, 
dass wir sowohl im Interes-
se der Landwirte wie auch 
der gesamten Gesellschaft 
das Ausweisungsmessnetz 
bis Ende des Jahres 2024 auf 
1.500 Ausweisungsmess-
stellen ausbauen müssen. 
Das bleibt eine große Her-
ausforderung für die Was-
serwirtschaftsverwaltung 
und das Umweltministeri-
um. ... Der Bund muss end-
lich die versprochene ver-
ursachergerechte Regelung 
beim Düngerecht angehen. 
Das hat Bundeslandwirt-
schaftsminister Cem Özde-
mir vor zwei Jahren in einer 
Protokollerklärung im Bun-
desrat verbindlich zugesagt. 
Darauf warten die Landwir-
te immer noch“, so Agrar-
ministerin Michaela Kaniber 
zu den Entscheidungen des 
Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs. � r
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Tourismus in Bayern: 
Starkes Dach für den bayerischen Tourismus

In Kooperation mit der
Bayern Tourismus Marketing GmbH

GZ KOMMUNAL-

Bayern ist und bleibt Deutschlands Reiseland  
Nr. 1. Mit 100 Millionen Übernachtungen und 
über 500 Millionen Tagesreisen generieren Bay-
erns Gäste jährlich einen touristischen Gesamt-
konsum von ca. 47,5 Milliarden Euro. Der Tou-
rismus ist damit eine wichtige Leitökonomie für 
Bayern. Die Organisation, die in Bayern auf Lan-
desebene für die Tourismus- und Freizeitwirt-
schaft zuständig ist, ist die Bayern Tourismus 
Marketing GmbH (BayTM). Als Landestourismus- 
organisation verantwortet sie im Auftrag des 
Freistaats und ihrer 28 Gesellschafter aus den 
verschiedensten Bereichen des Tourismus das 
nationale und internationale Marketing für das 
Urlaubs- und Reiseland Bayern. Sie unterstützt 
ihre Partner in den Orten und Regionen des Frei-
staats bei der Tourismusentwicklung als starker 
Wirtschaftsfaktor und wichtiger Arbeitgeber. 
Damit hilft die BayTM, regionale Wertschöp-
fungsketten, gute (Freizeit-)Infrastrukturange-
bote und natürliche Ressourcen zu bewahren – 
für eine lebenswerte Heimat für Einheimische 
und Gäste.

Eine Kernaufgabe der BayTM ist die Entwick-
lung und Umsetzung von Beteiligungsmöglich-
keiten im Rahmen des Endkunden-Marketings. 
Destinationen und Kommunen, die ihre Pro-
dukte und Angebote über die BayTM vermark-
ten, profitieren von der Bekanntheit und Stär-
ke der Marke Bayern sowie von zielgerichteten 

Bühnen, die ihnen die Landtourismusorganisati-
on bietet, um gemeinsam für Bayern zu werben. 
Mit mehr als 180.000 Websitebesuchen pro Mo-
nat, über 66 Mio. Impressionen auf Social Media 
und 520.000 Magazin-Exemplaren pro Jahr er-
reicht die BayTM eine Vielzahl potenzieller Gäs-
te. Durch ihr gewachsenes Netzwerk an erfahre-
nen Autoren und Fotografen ist die BayTM in der 
Lage, hochwertigen Content zu den Urlaubsthe-
men ihrer Partner zu konzipieren und zu produ-
zieren. So erreichen auch sie ihre Ziele und Ziel-
gruppen ohne große Streuverluste.

Gemeinsam mehr erreichen

Damit der Tourismus in Bayern auch in Zukunft 
weiter so erfolgreich ist, unterstützt die BayTM 
die touristischen Akteure im Freistaat auch bei 
der Destinationsentwicklung. Dafür teilt sie ihr 
Wissen für Märkte, Trends und Entwicklungen 
und stellt ihnen strategische Werkzeuge in den 
Bereichen Nachhaltigkeit und Digitalisierung zur 
Verfügung. Zusätzlich schafft die BayTM Platt-
formen für den Austausch und die Vernetzung 
der unterschiedlichen Tourismusakteure, um ge-
meinsam mehr erreichen zu können. Ein dicht 
geknüpftes, solides und verlässliches Netzwerk 
ist die wichtigste Voraussetzung für eine dynami-
sche Weiterentwicklung der Destination Bayern.

Mehr Informationen zur BayTM und ihren Ser-
vices gibt es unter tourismus.bayern. � r

Wohnungsbau:

KfW-Fördergelder wieder verfügbar
Ende des vergangenen Jahres wurden einige Bau-Förderprogram-
me der Bundesregierung gestoppt. Der Grund: Bereits nach zehn 
Monaten war der Fördertopf leer. Damit ist jetzt Schluss. Seit kur-
zem können für die Programme Klimafreundlicher Neubau (KFN), 
Genossenschaftliches Wohnen und Altersgerecht Umbauen wie-
der Anträge bei der KfW gestellt werden.

Laut Bundesbauministerin Kla-
ra Geywitz sind alle drei Bau-För-
derprogramme wichtig für die 
stark schwächelnde Baukonjunk-
tur: „Jeder Förder-Euro löst Auf-
träge in den Büchern der Hand-
werker aus und kurbelt die Bin-
nennachfrage an. Das sind genau 
die Impulse, die wir jetzt brau-
chen.“ Für die Programme ste-
hen insgesamt 927 Millionen Eu-
ro bereit.

Beim Programm Klimafreund-
licher Neubau (KFN) liegt der 
Endkundenzinssatz für Wohnge-
bäude bei 2,1 Prozent und damit 
deutlich unter den aktuell markt- 
üblichen Zinsen für Baufinan-
zierungen. Für KFN stehen heu-
er insgesamt 762 Millionen Eu-
ro für die Zinsverbilligung von 
Förderkrediten zur Verfügung. 
Möglich sind Kreditsummen bis 
zu 100.000 Euro (klimafreund-
liches Wohngebäude) bzw. bis 
zu 150.000 Euro (klimafreund-
liches Wohngebäude mit Quali-
tätssiegel Nachhaltiges Gebäu-
de QNG).

Gefördert werden der Neu-
bau sowie der Ersterwerb neu 
errichteter klimafreundlicher 
und energieeffizienter Wohn- 
und Nichtwohngebäude, die 
spezifischen Grenzwerte für die 
Treibhausgas-Emissionen im Le-
benszyklus unterschreiten und 
den energetischen Standard ei-
nes Effizienzhauses 40/Effizienz-
gebäudes 40 für Neubauten vor-

weisen. Eine größere Unterstüt-
zung gibt es für Gebäude, die zu-
sätzlich das Qualitätssiegel QNG 
erreichen.

Die Förderung erfolgt über 
zinsverbilligte Kredite zur Er-
richtung von klimafreundlichen 
Wohn- und Nichtwohngebäu-
den. Investoren, Genossenschaf-
ten, Unternehmen und Privatper-
sonen können Anträge über ih-
re Förderbanken stellen. Darüber 
hinaus erhalten Kommunen und 
Landkreise Investitionszuschüsse, 
z.B. für den Bau von Wohnungen, 
Kindertagesstätten oder Schulen. 
Der Zuschuss beträgt dabei bis 
zu 12,5 Prozent ihrer Kosten für 
Wohngebäude, Wohneinheiten 
und Nichtwohngebäude bei Neu-
bau und Erstkauf.

„Genossenschaftliches 
Wohnen“

Für das Programm „Genos-
senschaftliches Wohnen“ ste-
hen in diesem Jahr insgesamt 
15 Millionen Euro (2023: neun 
Millionen Euro) zur Verfügung. 
Damit werden Menschen un-
terstützt, die eine eigene Ge-
nossenschaft gründen, um an-
schließend zu bauen, oder die 
Genossenschaftsanteile erwer-
ben möchten, mit zinsgünstigen 
Krediten und einem Tilgungszu-
schuss. Zum Start liegt der Zins-
satz bei 2 bis 2,5 Prozent, je 
nach Laufzeit. Es können Kre-

dite bis zu 100.000 Euro aufge-
nommen werden. Der Tilgungs-
zuschuss liegt bei 7,5 Prozent.

Die Förderung erfolgt sowohl 
bei Neugründung als auch bei 
der Beteiligung an einer beste-
henden Wohnungsgenossen-
schaft. Voraussetzung für die 
Förderung ist, dass die erworbe-
nen Genossenschaftsanteile für 
die Selbstnutzung der Genos-
senschaftswohnung verwendet 
werden. Antragsberechtigt sind 
Privatpersonen.

„Altersgerecht umbauen“

Damit Menschen möglichst 
lange in ihrem gewohnten Zu-
hause wohnen bleiben können, 
wird mit dem Programm „Al-
tersgerecht Umbauen“ der bar-
rierefreie Umbau von Wohnun-
gen unterstützt. In diesem Jahr 
stehen hierfür 150 Millionen Eu-
ro bereit, eine Verdoppelung 
der Summe aus dem vergange-
nen Jahr. Einzelne Maßnahmen 
werden mit bis zu 2.500 Eu-
ro bezuschusst. Wer sein Haus 
zum Standard „Altersgerechtes 
Haus“ umbaut, bekommt 12,5 
Prozent der förderfähigen Kos-
ten (maximal 6.250 Euro) von 
der KfW erstattet.

Geplant ist nach Geywitz‘ An-
gaben noch ein weiteres Pro-
gramm zur Förderung des Woh-
nungsneubaus: „Klimafreundli- 
cher Neubau im Niedrigpreis-
segment“ (KNN). Hier werden 
noch die Förderrichtlinien aus-
gearbeitet. Zudem solle künftig 
die Förderung „Jung kauft Alt“ 
junge Familien beim Kauf alter 
Immobilien unterstützen und 
mit dem Programm „Gewerbe 

Verleihung des Gütesiegels 
„Flächenbewusste Kommune“

Mit dem staatlichen Gütesiegel „Flächenbewusste Kommu-
ne“ wurden jüngst Ebermannstadt, Bubenreuth und Unterwös-
sen ausgezeichnet. Wie Umweltminister Thorsten Glauber, Wirt-
schaftsstaatssekretär Tobias Gotthardt und der Amtschef des 
Bayerischen Bauministeriums, Dr. Thomas Gruber betonten, 
zeichneten sich die neuen Preisträger insbesondere dadurch aus, 
dass sie ein aktives Flächenmanagement betreiben und innovati-
ve Konzepte und Maßnahmen zur Reduzierung des Flächenver-
brauchs anwenden.

Zu den Zielen des Mittelzen-
trums Ebermannstadt im Land-
kreis Forchheim zählen eine 
nachhaltige Siedlungs- und Flä-
chenentwicklung, die Deckung 
des Bedarfs an Wohnbauflä-
chen sowie eine sozial gerechte 
Bodennutzung mit besonderem 
Augenmerk auf den Erhalt ei-
ner lebendigen Innenstadt. Eber-
mannstadt hat dazu in den Jah-
ren 2014/2015 im Zusammen-
wirken von Stadtrat, Verwaltung, 
Bürgerschaft und Nachbarkom-
munen eine Strategie nach dem 
Grundsatz „Innen vor Außen“ er-
arbeitet. Am Anfang stand der 
Aufbau eines städtischen Immo-
bilienmanagements. Es folgte 
ein Grundsatzbeschluss zu einem 
Baulandmodell und die Installati-
on eines Zentrenmanagements. 
Mit Bebauungsplänen der Innen- 
entwicklung wurden brachlie-
gende innerstädtische Flächen 
für den Wohn- und Gewerbebau 
aktiviert.

Innenentwicklung 
in Ebermannstadt

Im Ergebnis konnten Potenzi-
ale der Innenentwicklung durch 
Nachnutzung, Umbau und Sa-
nierung von Leerständen, auch 
von städtischen Liegenschaf-
ten, gehoben werden. Ein neu-
es Baugebiet wird aktuell nach 
dem Baulandmodell erschlos-
sen. Brachliegende Areale wer-
den einer Nutzung zugeführt, 
unter anderem durch die Schaf-
fung von Baurecht für ein „Ge-
nerationenquartier“ mit stati-

onärer Pflege, ambulant unter-
stütztem Wohnen für Menschen 
mit Behinderung, Kinderkrippe 
und Kindergarten.

Die Gemeinde Bubenreuth 
(Landkreis Erlangen-Höchstadt) 
startete 2015 den Ortsentwick-
lungsprozess „Bubenreuth 4.0 
mit integriertem städtebauli-
chen Entwicklungskonzept“. Da-
mit soll die hohe Lebensqualität 
zumindest erhalten und gleich-
zeitig die historisch gewachsene 
Ortsstruktur gesichert werden.

Bubenreuth 4.0

Die weitere Ortsentwicklung 
wird etwa durch Bürgerforen 
regelmäßig thematisiert. 2021 
erfasste die Gemeinde Baulü-
cken und Leerstände. Zudem 
wurden kommunale Förder-
programme zur gestalterischen 
Aufwertung von Anwesen, für 
Flächenentsiegelung, Nachbe-
grünung und Biodiversität sowie 
zur CO2-Einsparung in den Be-
reichen Mobilität, Wärme und 
Strom aufgelegt. Durch die Auf-
stellung von Bebauungsplänen 
konnte eine im Innenbereich ge-
legene Brachfläche für Wohn-
bebauung wieder nutzbar ge-
macht werden. 

Für ein 5,6 Hektar großes 
Areal in der Ortsmitte wur-
de Baurecht für Geschosswoh-
nungsbau geschaffen. Dar- 
über hinaus wurden neue Woh-
nungen errichtet, und es soll  
ein verkehrsberuhigtes Quartier 
mit Wohnungen, Wohnraum für 
„Leben und Wohnen im Alter“, 

Nahversorger, Bäcker/Café, La-
den- und Praxisräumen entste-
hen. Mit finanzieller Unterstüt-
zung durch die Städtebauför- 
derung wird eine ehemalige, 
teils denkmalgeschützte Hof- 
stelle zum Kulturhof umgebaut. 
Nahe der S-Bahn-Haltestelle 
sind ein Parkhaus und eine Bike 
& Ride-Anlage entstanden.

Gemeinde Unterwössen

Ziel der Gemeinde Unterwös-
sen (Landkreis Traunstein) ist 
ein verantwortungsvoller Um-
gang mit Grund und Boden als 
begrenzter Ressource, das Ent-
gegenwirken einer Zersiedelung 
in den Randbereichen von Ober- 
und Unterwössen, die Stär-
kung des Tourismus als wichti-
gem Wirtschaftszweig und eine 
nachhaltige Daseinsvorsorge für 
ortsansässige Familien.

Ab 2016 entstand ein Konzept 
zur Flächen- und Ortsentwick-
lung, das schließlich in einem 
Grundsatzbeschluss der Ge-
meinde festgehalten wurde. Die 
Ortsentwicklung wird so gesteu-
ert, dass der Ortskern gestärkt, 
Flächeninanspruchnahme mini-
miert und Baulücken, Brachflä-
chen und Leerstände aktiviert 
werden.

So entstand auf einer zen- 
tralen Gewerbebrache in räum-
licher Nähe zum Rathaus ein 
Wohn- und Beschäftigungspro-
jekt mit bezahlbaren und geför-
derten Wohnungen für Men-
schen mit und ohne Behinderun-
gen, mit Gemeinschaftsräumen, 
einer Praxis für Allgemeinmedi-
zin und einem integrativen öf-
fentlichen Café. Ein ehemali-
ges Hallenbad wandelte sich 
zum Bürgerhaus. Durch dessen 
umfassende Sanierung wurde 
ein gesellschaftlicher, kulturel-
ler und sozialer Mittelpunkt für 
Vereine und den Ort sowie das 
Achental geschaffen.� DK

zu Wohnen“ der Umbau von Ge-
werbe- zu Wohnimmobilien be-
zuschusst werden.

Bundesregierung 
in der Pflicht

Tim-Oliver Müller, Hauptge-
schäftsführer des Hauptverban-
des der Deutschen Bauindus- 
trie, verwies darauf, dass mit 
den Förderprogrammen zwar 
die zweimonatige Förderlücke 
im Wohnungsbau geschlossen 
werde, die Bundesregierung je-
doch nach wie vor eine konsis-
tente und auf Verlässlichkeit 
ausgerichtete Wohnungsbaupo-
litik schuldig bleibe. Dies zeige 
sich unter anderem daran, dass 
auf Bundes- und Länderebene 
eine umfassende Prioritätenset-
zung zur Beseitigung der Woh-
nungsnot fehlt.

Branche braucht 
Klarheit und Sicherheit

Die Branche brauche Klarheit 
und Sicherheit für unternehme-
risches Handeln, und das über 
mehrere Jahre. „Unsere Unter-
nehmen beweisen täglich auf 
Deutschlands Baustellen, wel-
che Zukunftspotentiale sie und 
ihre rund eine Million Fachkräf-
te heben. Diese Einstellung for-
dern wir auch von der Politik“, 
unterstrich Müller.� DK

Neubauatlas aktualisiert
Interaktive Karte ermöglicht bundesweite Vergleiche 

zu Gebäuden und Wohnungen 

Der Neubauatlas ist eine interaktive Karte der Statistischen Äm-
ter des Bundes und der Länder und liefert bundesweite Daten der 
Baufertigstellungsstatistik für die Jahre 2018 bis 2022.  

Mit dem Neubauatlas kann 
bspw. die Entwicklung neu fer-
tiggestellten Wohnraums bis 
auf Gemeindeebene als Kar-
te visualisiert und über die Zeit 
hinweg beobachtet werden. Die 
regionalen Unterschiede in der 
Entstehung von neu gebauten 
Wohngebäuden  sowie Woh-
nungen sind damit einfach sicht-
bar. Neben der Gesamtzahl neu 
fertiggestellter Wohnungen in 
den Gemeinden, Kreisen und 
kreisfreien Städten Deutsch-
lands kann auch die Fertigstel-
lung je 1 000 Einwohner mit we-
nigen Klicks angezeigt und somit 
bundesweit verglichen werden. 

München verfügt über  
die meisten fertiggestellten 
neuen Wohnungen 

Für Bayern zeigt sich bei-
spielsweise, dass im Jahr 2022 
mit einer Anzahl von 6 467 die 
meisten neuen Wohnungen in 
der Stadt München fertigge-
stellt wurden. Bezieht man die 

Anzahl der neu fertiggestellten 
Wohnungen auf den Bevölke-
rungsstand zum 31. Dezember 
2022 errechnet sich eine Bauin-
tensität für die Landeshaupt-
stadt von 4,28 Wohnungen je 1 
000 Einwohner. Für die Städte 
Fürth, Nürnberg und Schwein-
furt bspw. lauten die entspre-
chenden Vergleichswerte 827 
bzw. 6,29, 1 644 bzw. 3,14 sowie 
68 bzw. 1,24.

Vergleicht man die Kaufwerte 
für baureifes Land, kostet bau-
reifes Land im Jahr 2022 in Mün-
chen durchschnittlich 5 434 Eu-
ro, in Fürth 660 Euro, in Nürn-
berg 1 206 Euro und in Schwein-
furt 380 Euro je Quadratmeter. 
Im Jahr 2018 liegen die Wer-
te erwartungsgemäß deutlich 
niedriger bei 2 638 Euro, 637 Eu-
ro, 699 Euro bzw. 213 Euro. 

Der Neubauatlas der Statis-
tischen Ämter des Bundes und 
der Länder ist im Statistikportal 
unter dem Link https://neubau-
atlas.statistikportal.de erreich-
bar.� r
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In Kooperation mit
Bayerischer Industrieverband 

Baustoffe, Steine und Erden e. V.
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

ABC der Heimischen Rohstoffe 
Recycling-Beton

Nachfrage nach Beton mit recycelten Gesteinskörnungen nimmt deutlich zu
Der europäische Green Deal beinhaltet die Stär-
kung der Kreislaufwirtschaft (Circular Economy), 
also die verstärkte Rückführung von Abfällen in 
den Wirtschaftsprozess. Die Baubranche mit ei-
nem jährlichen Abfallaufkommen von rund 53 
Mio. Tonnen pro Jahr 1 allein in Bayern trägt da-
bei eine besondere Verantwortung. 

Beton besteht zum überwiegenden Teil aus Ge-
steinskörnungen, also Kies, Sand und/oder Splitt. 
Hier liegt das Potenzial, nämlich primär gewonne-
ne Gesteinskörnungen durch Recycling-Material 
zu ersetzen. Doch so einfach wie es klingt, ist die 
Sache nicht!

Technische Qualitäten müssen stimmen

Beton ist ein genormter Baustoff, der vorgege-
benen Anforderungen an Standfestigkeit, Dau-
erhaftigkeit und Gebrauchstauglichkeit entspre-
chen muss. Daraus ergeben sich auch Anforde-
rungen an die Ausgangsstoffe, insbesondere die 
eingesetzten Zemente (Bindemittel) und die Ge-
steinskörnungen. Diese sind hohen Qualitätsstan-
dards unterworfen. Aufbereiteter Bauschutt ist 
in der Regel ein Gemisch unterschiedlicher Aus-
gangsmaterialien (Beton-, Ziegel-, Gips- und Mör-
telgemische), die diese Qualitätsmaßstäbe nicht 
in jedem Fall erfüllen. Deshalb begrenzt die Be-
tonnorm den Einsatz nach Menge und Zusam-
mensetzung der Recycling-Gesteinskörnungen 
und legt auch besondere Qualitätssicherungs-
maßnahmen bei deren Einsatz fest. Das macht 
die Bereitstellung von Recycling-Beton für den 
Hersteller aufwendiger und teurer. 

Verfügbare Mengen  
an Recycling-Material sind begrenzt

Der überwiegende Anteil des anfallenden mi-
neralischen Abfalls sind Erdaushübe, die nur in 
Ausnahmefällen ohne großen Aufwand zu Aus-
gangsmaterial für Beton verwendbar sind. Bau-
schutt fällt in einer Größenordnung von 10 Mio. 
Tonnen pro Jahr an, davon werden aktuell rund 7 

Mio. Tonnen zu Recycling-Baustoffen in speziellen 
Anlagen aufbereitet. Der Rest lässt sich unter den 
gegenwärtigen technischen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen nicht zum Recycling-Bau- 
stoff aufbereiten, weil er zu viele Fremdstof-
fe oder belastetes Material enthält. Um den tat-
sächlich wiederverwertbaren Anteil konkurrieren 
unterschiedliche Anwendungen im Bauwesen: 
Tiefbau, Straßen- und Wegebau und eben auch 
Betonhersteller. Der Einsatz im Beton stellt vom 
Sortieraufwand und der Aufbereitungstechnik 
die höchsten Anforderungen an den Aufbereiter. 
Das führt dazu, dass Recycling-Material in der Re-
gel dort seine Wiederverwertung findet, wo dies 
mit dem geringsten Aufwand und damit geringe-
ren Kosten möglich ist.

Normung und Fördermaßnahmen  
ermöglichen breitere Anwendung

Die Überarbeitung der Betonnorm erleichtert 
zukünftig den Einsatz von normgerechtem Recy-
cling-Beton. Die Verwendung von Recycling-Ge-
steinskörnungen wurde erweitert, der Mehrauf-
wand bei der Gütesicherung reduziert. Sowohl öf-
fentliche wie auch private Ausschreibungen set-
zen verstärkt auf den Einsatz von Recycling-Beton. 
Das hat auch wirtschaftliche Hintergründe für die 
Bauherren, weil für förderungswürdige Zertifizie-
rungen der Bauwerke immer häufiger der Einsatz 
von rezyklierten Baustoffen nachgewiesen wer-
den muss. Insofern stellt sich die Betonindustrie 
auf eine zunehmende Nachfrage ein, deren Be-
dienung alle Beteiligten vor Herausforderungen 
stellt. � r

Begriffserläuterungen:
Beton: Baustoff aus Zement, Gesteinskörnun-
gen, Wasser und ggfs. geringen Mengen an Zu-
satzstoffen und Zusatzmitteln
Recycling-Beton: Beton, bei dem ein Teil der 
Gesteinskörnungen durch die Verwendung von 
aufbereitetem Bauschutt ersetzt wird, ansons-
ten gleiche Zusammensetzungen

1 Mengenangaben zu mineralischen Abfällen, anfallendem und aufbereitetem Bauschutt sind Ver-
öffentlichungen des Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (BayLfStD) ent-
nommen.

BVI-Präsident Thomas Meier fordert:

Umfassendes Förderprogramm für 
Eigentumswohnanlagen

„Selbst die Mittelschicht kann sich die energetische Sanierung  
ihres Wohnungseigentums kaum leisten“

Geht es nach der Bundesregierung, sollen Deutschlands Bestands-
gebäude in Zukunft deutlich effizienter werden. Das betrifft auch 
einen Großteil der rund 10 Millionen Eigentumswohnungen. 
Doch genau hier fehle es an geeigneten Fördermöglichkeiten, kri-
tisiert der BVI Bundesfachverband der Immobilienverwalter e. V., 
dessen Mitglieder rund 15 Prozent des Bestandes an Eigentums-
wohnungen betreuen. Auf den Münchner Verwaltertagen im Fe-
bruar  forderte der Verband ein gesondertes Förderprogramm, 
das die komplexe Beschlussfassung und die Kostenlast in Woh-
nungseigentümergemeinschaften (WEGs) berücksichtigt. 

„Die Fördermaßnahmen für 
energetische Sanierungen im 
Bestand greifen zu kurz. „Selbst 
die breite Mittelschicht kann 
sich die energetische Sanie-
rung ihres Wohnungseigentums 
kaum leisten“, sagte BVI-Prä-
sident Thomas Meier auf dem 
Branchentreff in München. Da-
mit es auch in Deutschlands Ei-
gentumswohnungen mit der 
Wärmewende klappe, brau-
che es zielgenaue Unterstüt-
zung durch den Bund, die ange-
sichts der gewaltigen Herausfor-
derungen finanziell deutlich um-
fassender ausgestattet werden 
müsse als die bisherigen Hil-
fen. Erforderlich sei ein spezifi-
sches Programm: „Die aktuel-
len Fördermittel mögen für Ein- 
und kleinere Mehrfamilienhäu-
ser funktionieren, doch auf die 
Kostenlast und die Komplexität 
der Entscheidungsprozesse in 
größeren Eigentumswohnungs-
anlagen sind sie einfach nicht 
zugeschnitten“, machte Meier 
deutlich.

Komplexe Beschlussfassung 

Während Hausbesitzer oft un-
abhängig über den zeitlichen 
und finanziellen Rahmen von Sa-
nierungsmaßnahmen entschei-
den können, sind Wohnungs-
besitzer an die Entscheidungen 
ihrer Eigentümerversammlung 
und deren Fristvorgaben gebun-
den. Dass der Gesetzgeber die-
sen Umstand nicht hinreichend 
berücksichtigt hat, zeigt eine 
große Zahl an Rückmeldungen, 
die den Verband erreicht. Dem-
nach können etliche WEGs die 
Fördermittel des Staates nicht 

ohne Weiteres einsetzen, weil 
sie die ihnen gesetzlich vor-
geschriebenen Fristen zur Be-
schlussfassung einhalten müs-
sen. Erschwerend hinzu komme 
die Vielzahl der Akteure, die bei 
der energetischen Sanierung ei-
ner Wohnanlage im Boot sitzen. 
Eine Abstimmung und Koordi-
nation sei unter anderem mit 
Schornsteinfegern, Energiebe-
ratern, Behörden und Handwer-
kern nötig.

Hohe Kostenlast  
in Eigentumswohnanlagen

Was die aktuellen Förderpro-
gramme laut Verband noch ver-
missen lassen: Sie federn die ho-
he Kostenlast nicht genügend 
ab, die mit der Modernisierung 
eines großen Mehrparteienhau-
ses meist einhergehen. „Bei der 
Formulierung des GEG hat das 
politische Berlin offensichtlich 
nicht ausreichend bedacht, wel-
che enormen Kosten auf Eigen-
tümer in Wohnungseigentümer-
gemeinschaften zukommen“, 
sagte Meier in München. 

600 bis 1.000 Euro / qm

Laut Studien kämen je nach 
angestrebtem Effizienzstandard 
im Bestand zwischen 600 und 
mehr als 1.000 Euro pro Quad-
ratmeter auf die Wohnungsbe-
sitzer zu. Die Erfahrung der rund 
800 Verbandsmitglieder zeige, 
dass viele mit der Finanzierung 
umfassender Sanierungsmaß-
nahmen überfordert seien. Zu-
dem bereiteten hohe Zinsen so-
wie steigende Baukosten eben 
nicht nur bei Neubauten erheb-

liche Probleme, sondern auch 
im Bestand.

„Wenn es die Bundesregie-
rung mit der Energiewende 
ernst meint, muss sie entschlos-
sen handeln. Sie muss Eigentü-
mern und Verwaltern das nö-
tige Rüstzeug an die Hand ge-
ben – und vor allem Planungssi-
cherheit schaffen“, betonte der 
BVI-Präsident. So würden die 
zuletzt schnell geleerten För-
dertöpfe bei Wohnungseigen-
tümern und Immobilienverwal-
tern fast zwangsläufig die Frage 
aufwerfen: Werden auch in Zu-
kunft genügend Mittel vorhan-
den sein, um die dringend erfor-
derlichen Sanierungsmaßnah-
men umzusetzen?

Langfristige Förderstrategie 
notwendig 

Nach Ansicht des BVI könn-
ten mit gesonderten Förderpro-
grammen die größten Hürden 
für WEGs aus dem Weg geräumt 
werden – sofern die Finanz-
mittel schnell, unbürokratisch 
und zielgerichtet abrufbar sei-
en. Nach den Worten von Meier 
brächten Deutschlands Immobi-
lienverwalter die Energiewen-
de im Bestand gerne kompetent 
voran. Aber dafür brauche es 
dringend eine klare und langfris-
tige Förderstrategie vom Bund.

Über den BVI

Der BVI Bundesfachverband 
der Immobilienverwalter e. V. 
vertritt seit 1983 professionel-
le Unternehmen aus der Immo-
bilienverwaltung. Insgesamt ge-
hören dem Verband rund 800 
Hausverwaltungen an, die über 
1,4 Millionen Einheiten betreu-
en und damit rund 15 Prozent 
des Bestandes an Eigentums-
wohnungen in Deutschland. Die 
von den Verbandsmitgliedern 
verwalteten Vermögenswerte 
in der Immobilienwirtschaft be-
tragen über 140 Milliarden Euro. 
Thomas Meier ist seit mehr als 
20 Jahren Präsident des BVI. � r

Die Beispielbilder stammen aus dem Albrecht-Ernst-Gymnasium in Oettingen. Attraktive Lernland-
schaften werden im Landkreis Donau-Ries sehr gut angenommen, denn sie bringen echte pädago-
gische Verbesserungen� Bilder: Simon Kapfer, LRA Donau-Ries

Gymnasium Donauwörth: 

Bauausschuss stimmt  
für weitere Lernlandschaften 

Als Sachaufwandsträger für die weiterführenden Schulen baut 
und saniert der Landkreis Donau-Ries seit vielen Jahren fort-
laufend seine Schulgebäude. Am Gymnasium Donauwörth, der 
größten Schule des Landkreises, wird seit mehreren Jahren in ver-
schiedenen Bauabschnitten an einer vollständigen Modernisie-
rung des Schulgebäudes gearbeitet.  

Neben baulichen Ertüchtigun-
gen und einer besseren Aus-
stattung mit modernen Gerä-
ten steht dabei auch die Umset-
zung eines von einer schulischen 
Arbeitsgruppe ausgearbeite-
ten pädagogischen Konzepts im 
Vordergrund. 

Abwechslung im Unterricht

Dabei sind unter anderem ins-
gesamt fünf „freie Klassenzim-
mer“ bzw. Lernlandschaften für 
die Klassen der Unterstufe vor-
gesehen.  

Lernlandschaften bzw. „freie 

Klassenzimmer“ sind deutlich 
größer als übliche Klassenräume 
und offener gestaltet. So wird 
die pädagogische Zusammenar-
beit mehrerer Klassen in einem 
Raum und damit eine Abwechs-
lung im Unterricht als neuer pä-
dagogischer Anreiz ermöglicht.  

Lernlandschaften bereits in 
mehreren Landkreisschulen

In seiner letzten Sitzung 
sprach sich der Bauausschuss 
des Landkreises Donau-Ries mit 
großer Mehrheit für die Schaf-
fung zweier weiterer Lernland-

schaften am Gymnasium Do-
nauwörth aus und entsprach 
so dem Wunsch der Schullei-
tung und der schulischen Ar-
beitsgruppe. Im vorangegan-
genen Bauabschnitt konnten 
schon drei Lernlandschaften 
realisiert werden. Landrat Ste-
fan Rößle begrüßt die Entschei-
dung: „Lernlandschaften wur-
den bereits in mehreren un-
serer Landkreisschulen um-
gesetzt und werden sehr gut 
angenommen. Dass wir nun 
auch dem Wunsch der Schul-
leitung am Gymnasium Donau-
wörth entsprechen konnten, 
freut mich sehr. Auch der Bau-
abschnitt IV an unserer größten 
Landkreisschule wird eine ech-
te pädagogische Verbesserung 
für die Schülerinnen und Schü-
ler und um eine Attraktion rei-
cher.“ � r

Alternatives Beschaffungskonzept:

Sach- und fachgerechte Vergabe  
von Planungs- und Bauaufträgen

Die Unsicherheiten bei der Vergabe von Planungs- und Bauauf-
trägen nach Streichung des § 3 Abs. 7 Satz 2 VgV haben ein En-
de: Kammern und Verbände der planenden Berufe haben ein 
Rechtsgutachten von Prof. Dr. iur. Martin Burgi, dem Leiter der 
Forschungsstelle für Vergaberecht und Verwaltungskooperatio-
nen an der Ludwig-Maximilians-Universität München, vorgelegt, 
das eine EU-rechtskonforme Lösung aufzeigt.

Die Frage, wie der geschätz-
te Auftragswert bei der Vergabe 
von Planungsleistungen rechts-
sicher berechnet werden kann, 
hat seit der Änderung der VgV 
im letzten Jahr zu erheblichen 
Unsicherheiten bei den öffent-
lichen Auftraggebern geführt. 
Um diese – auch im Interesse 
der Auftragnehmerinnen und 
Auftragnehmer – zu beseitigen, 
hat Prof. Burgi im Auftrag von 
Kammern und Verbänden der 
planenden Berufe die Zulässig-
keit eines alternativen Beschaf-
fungskonzepts geprüft.

Entlastung für Vergabestellen 
und Auftragnehmer

Dieses Konzept erlaubt ei-
nen sach- und fachgerechten 
Umgang mit Vergaben bei Pla-
nungs- und Bauaufträgen und 
entlastet Vergabestellen ebenso 
wie Auftragnehmer deutlich von 
Bürokratie. Möglich wird dies 
durch das europarechtlich ver-
ankerte Wahlrecht des Auftrag-

gebers, Planungs- und Bauleis-
tungen entweder getrennt oder 
gemeinsam, auch kombiniert 
mit einer Fachlosbildung, zu ver-
geben. Dabei geht das europäi-
sche Vergaberecht davon aus, 
dass es sich insgesamt um einen 
Bauauftrag handelt, für den der 
für die Vergaben von Bauleis-
tungen geltende Schwellenwert 
von 5.538.000 Euro zur Anwen-
dung kommt.

Mittelstandsfreundliche 
Vergabe

Denn: Die Streichung von § 
3 Abs. 7 Satz 2 VgV lässt den 
Grundsatz der mittelstands-
freundlichen Vergabe unbe-
rührt. Deshalb sind die zu ver-
gebenden Planungs- und Bau-
leistungen auch bei diesem Be-
schaffungskonzept in Fach- und 
Teillose aufzuteilen, was wieder- 
um eine Vergabe nach Haus-
haltsvorgaben oder der Unter-
schwellenvergabeverordnung 
eröffnet. Mit anderen Worten: 

Architektenleistungen können 
im Wege eines eigenen Fachlo-
ses vergeben werden.

Die Präsidentin der Bayeri-
schen Architektenkammer, Prof. 
Lydia Haack, begrüßt dieses Er-
gebnis: „Das Gutachten zeigt 
nicht nur einen Weg auf, den 
bürokratischen Aufwand bei 
der Vergabe von Planungs- und 
Bauaufträgen in Grenzen zu hal-
ten, sondern ermöglicht vor al-
lem auch regionalen und jun-
gen Architekturbüros, sich er-
folgreich um Planungsaufträ-
ge, die im Wege von Fachlosen 
vergeben werden, zu bewerben. 
Das stärkt gerade angesichts der 
schwierigen konjunkturellen La-
ge die regionale Planungs- und 
Bauwirtschaft.“

Das Rechtsgutachten „Ge-
meinsame Vergabe von Aufträ-
gen für Planungs- und Bauleis-
tungen, kombiniert mit Fach-
losbildung: Funktionsweise und 
Rechtskonformität eines alter-
nativen Beschaffungskonzepts 
(v. a. bei kommunalen Investi-
tionsvorhaben für Klimaschutz, 
sozialer Infrastruktur, Sanie-
rung, etc.) nach Streichung des 
§ 3 Abs. 7 S. 2 VgV finden Sie un-
ter: https://bak.de/wp-content/
uploads/2024/02/Burgi-Gutach-
ten.pdf .� r
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Wissen bringt Rendite
Wie die Deutschen Geld vernichten und was dagegen hilft 

Ein Kommentar von Dr. Jürgen Gros

Dass die Deutschen wissen, wie man spart, ist nichts Neues. Tradi-
tionell liegt ihre Sparquote weltweit im Spitzenfeld. 2023 haben sie 
nach vorläufigen Zahlen voraussichtlich 11,2 Prozent ihres verfüg-
baren Einkommens auf die hohe Kante gelegt. Besser sind da nur 
noch die Nachbarn in der Schweiz und in den Niederlanden. Allein 
2023 ist das Geldvermögen der privaten Haushalte in der Bundes-
republik um rund sechs Prozent auf 7,9 Billionen Euro gewachsen 
– gestiegene Zinsen und Börsenentwicklung haben den Vermö-
gensaufbau zusätzlich befördert.

Angesichts eines unsicheren 
wirtschaftlichen und globalen 
Umfeldes geben die Bundesbür-
ger weniger aus und halten ihr 
Geld zusammen. Das stellen sie 
freilich nur begrenzt clever an. 
Jedenfalls dann, wenn man sich 
die Ergebnisse der repräsentati-
ven Studie „So investiert Deutsch-
land“ zu eigen macht, die die 
Commerzbank beim Markt- und 
Meinungsforschungsinstitut Ipsos 
beauftragt und Ende Februar vor-
gelegt hat. 

64 Milliarden Euro  
Kaufkraftverlust

Etwas mehr als 2,1 Billionen  
Euro horten die Deutschen auf 

ihren Sparbüchern, Tages- oder 
Festgeldkonten. Und damit fängt 
die Malaise an. Der Privatkun-
denvorstand der Commerzbank, 
Thomas Schaufler, hat es bei der 
Präsentation der erwähnten Stu-
die vorgerechnet. Denn, so sein 
Gedankengang, bei einer durch-
schnittlichen Inflation von sechs 
Prozent und einem Einlagenzins 
von drei Prozent belaufe sich der 
Kaufkraftverlust auf drei Pro-
zent und damit 64 Milliarden Eu-
ro. Ein Verlust, der daraus resul-
tiert, dass die Sparer in Deutsch-
land Anlagealternativen mit bes-
seren Renditen nur wenig nutzen. 
Zum Vergleich: Rund 3,2 Billionen 
Euro ihres Geldvermögens halten 
sie als Einlagen und Bargeld, wei-

tere 2,3 Billionen haben sie in Ver-
sicherungsprodukten angelegt. 
Bei Aktien und Investmentfonds 
halten sie sich dagegen zurück. 
Sie investieren hier mit 1,8 Billio-
nen Euro lediglich etwas mehr als 
23 Prozent ihres Geldvermögens – 
und verschenken damit Rendite. 

Das alles mag in einem Land, in 
dem das Sicherheitsdenken in al-
len Lebensbereichen sehr ausge-
prägt ist, nicht verwundern. Doch 
ist damit die tendenziell einseitige 
Anlagepolitik der Deutschen nicht 
vollständig erklärt. Die Commerz-
bank-Studie weist auf einen Punkt 
hin, der nachdenklich stimmt. 
Nämlich die erheblichen Defizite 
der Bundesbürger, wenn es um ihr 
Finanzwissen geht – und weil sie 
sich nicht so gut in Finanzdingen 
auskennen, legen sie eben ihr Geld 
in beschriebener Form an, verzich-
ten nolens volens auf Rendite.

Die der Produkt- und Unterneh-
menswerbung unverdächtige Bun-
desanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin) hat zuletzt 
in einer eigenen Studie zur Finanz-
bildung Erschreckendes veröffent-

licht: Lediglich 21 Prozent der Er-
wachsenen sind in Finanzfragen 
stattelfest und: Die Deutschen ha-
ben selbst bei der Lösung einfacher 
Zinsrechnungen Probleme. 

Mangelndes Finanzwissen in 
der Bevölkerung ist in Deutsch-
land ein Thema. Allerdings auch 
eines, das seit vielen Jahren be-
kannt ist. Viele politische Anläu-
fe gab es in der Vergangenheit, 
um Abhilfe zu schaffen. Den letz-
ten hat die Bundesregierung 2023 
mit der „Finanzbildungsstrategie 
für Deutschland“ gestartet. Gro-
ßes wird zusammen mit der OECD 
angestrebt – Finanzbildungsplatt-
form und Stärkung der Forschung 
zur finanziellen Bildung lauten die 
PR-Schlagworte. Eine fürsorglich 
gemeinte bildungspolitische Repa-
raturmaßnahme, mehr aber auch 
nicht.

Finanzbildung  
in die Lehrpläne

Wer das Thema Finanzbildung 
angehen will, muss konsequent 
anders ansetzen und Durchhalte-
vermögen an den Tag legen. Die 
Ergebnisse der letzten Pisa-Stu-
die diktieren dazu die politischen 
Hausaufgaben: Wer die Finanzbil-
dung in der Breite und für die Zu-
kunft stärken will, muss Finanz-
bildung in die Lehrpläne in al-
len Altersstufen und Schulformen 
einpassen. Er muss den Anteil leis-
tungsschwacher Schüler in Mathe-
matik von aktuell 30 Prozent deut-
lich verringern. Er muss jungen 
Menschen den Alltagsnutzen von 
Mathematik vermitteln (Zinsrech-
nung!) und Jugendliche befähigen, 
den Sinn von Texten zu erfassen, 
denn da hapert es ebenfalls gewal-

tig. Wie all das geht? Die Vereini-
gung der Bayerischen Wirtschaft 
(vbw) hat im Januar fundiert Po-
sitionen zu den „Lehren aus der  
Pisa-Misere“ formuliert. Wer sie 
beherzigt, führt auch die deut-
schen Sparer à la longue zur bes- 
seren Anlagerendite. 

Über unseren Autor

Der an der Ludwig-Maximi- 
lians-Universität in München  
promovierte Politikwissenschaft-
ler Jürgen Gros (*1969) war zwei 
Jahrzehnte im Management ver-
schiedener bayerischer Verbän-
de tätig, zuletzt als Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bay-
ern. Schwerpunktmäßig beschäf-
tigt er sich mit finanzwirtschaft- 
lichen und mittelstandspolitischen 
Themen.� r

LfA-Förderbilanz 2023: 

Bayerischer Mittelstand investiert 
weiter in Modernisierung

2,3 Milliarden Euro für die Zukunft von Bayerns Unternehmen und Kommunen 
Trotz Investitionszurückhaltung gestiegene Nachfrage nach Innovationskrediten

Die LfA Förderbank Bayern verzeichnete 2023 ein solides För-
derjahr. Erreicht wurde ein Kreditvolumen von rund 2,3 Mil-
liarden Euro für die bayerischen Unternehmen und Kommu-
nen. Davon wurden etwas mehr als 1,6 Milliarden Euro im 
Rahmen programmgebundener Förderkredite vergeben. Ins-
gesamt nutzten mehr als 3.500 Unternehmen und Kommu-
nen die Angebote der LfA.

In den wichtigen Förderberei-
chen Gründung (über 465 Mil-
lionen Euro) und Wachstum 
(über 765 Millionen Euro) sagte 
die LfA Kredite von mehr als 1,2 
Milliarden Euro zu. Mehr als die 
Hälfte der Gründungsförderung 
wurde für Unternehmensnach-
folgen eingesetzt. Die LfA unter-
stützt Unternehmensübergaben 
ebenso wie Neugründungen. Ei-
nen deutlichen Zuwachs von 33 
Prozent gab es beim Innovati-
onskredit 4.0, mit dem im ver-
gangenen Jahr über 350 Unter-
nehmen mit rund 185 Millionen 
Euro insbesondere Innovations- 
und Digitalisierungsvorhaben fi-
nanziert haben.

Wirtschaftliche Unsicherhei-
ten sowie der Wegfall von Son-
dereffekten führten dazu, dass 

die Nachfrage nach den LfA-För-
derkrediten 2023 im Vergleich 
zum überaus starken Vorjahr 
insgesamt geringer ausgefallen 
ist. So gab es im ersten Halbjahr 
2022 eine ungewöhnlich hohe 
Fördernachfrage aufgrund von 
Vorwegnahme-Effekten wegen 
der sich damals bereits abzeich-
nenden Zinsentwicklung. Zu-
dem standen dem bayerischen 
Mittelstand im ersten Halbjahr 
2022 noch die LfA-Coronapro-
dukte zur Verfügung.

Schädliche Zurückhaltung 
bei Investitionen

Bayerns Wirtschaftsminister 
und LfA-Verwaltungsratsvorsit- 
zender Hubert Aiwanger er-
klärt: „Innovation, Gründung 

und Wachstum waren die Trei-
ber des Förderjahres 2023. Das 
sind klare Zukunftsthemen. Es 
ist von zentraler Bedeutung, 
dass die bayerische Wirtschaft 
am Puls der Zeit bleiben kann. 
Für eine neue Aufbruchstim-
mung müssen deshalb die Rah-
menbedingungen stimmen. Die 
Zurückhaltung bei Investitionen 
ist schädlich.“

„Auch 2023 hat die LfA den 
bayerischen Mittelstand mit ziel-
gerichteten Förderangeboten un- 
terstützt. Um den Kreditzugang 
für die Betriebe und Hausbanken 
weiter zu erleichtern, haben wir 
zu Beginn dieses Jahres die bis-
her getrennten Produkte Start- 
und Investivkredit zu einem ein-
fachen und schlanken Produkt 
‚Gründungs- und Wachstums-
kredit‘ zusammengefasst. Mit 
diesem neuen und vielseitig ein-
setzbaren Kreditprodukt erleich-
tern wir Unternehmen die Fi-
nanzierung von Zukunftsinvesti-
tionen“, erläutert Dr. Bernhard 
Schwab, Vorstandsvorsitzender 
der LfA Förderbank Bayern.� r

Bayerische Finanzpolitik:

Spitzenrating und FinanzIT BAYERN-Turbo
Erfreuliche Nachrichten aus dem Bayerischen Finanzministerium: 
Der Freistaat Bayern erhält für seine Finanzpolitik auch 2024 die 
Top-Note von Standard & Poor‘s. Die renommierte Ratingagentur 
bewertet Bayerns Haushaltspolitik damit bereits seit 2012 durch-
gehend mit dem Spitzenrating ‚AAA/A-1+‘ mit stabilem Ausblick. 
„Das zeigt: Bayern ist und bleibt der Garant für finanzpolitische 
Stabilität – trotz vieler Herausforderungen durch die zu bewälti-
genden Krisen der letzten Jahre. Bayern hat damit nach wie vor 
von drei Ratingagenturen das jeweils bestmögliche Rating erhal-
ten“, erklärte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker.

„Wir werden auch weiter an 
diesem Kurs festhalten“, stellte 
der Minister klar: „Mit dem Re-
gierungsentwurf des Doppelhaus-
halts 2024/2025 setzen wir unse-
re solide und zukunftsorientier-
te Haushaltspolitik in Bayern fort. 
Unter anderem 52 Milliarden Euro 
für Bildung und Forschung, 22,4 
Milliarden Euro an Investitions-
ausgaben – das alles schafft der 
Freistaat Bayern trotz schwieriger 
Rahmenbedingungen ohne neue 
Schulden im Staatshaushalt.“

In der Höchstbewertung der 
Ratingagentur kommen vor allem 
das starke Finanzmanagement 
und eine im internationalen Ver-
gleich sehr niedrige Verschul-
dung zum Tragen. Dazu gesel-
len sich die soliden institutionel-
len Rahmenbedingungen und die 
sehr widerstandsfähige breit auf-
gestellte Wirtschaft und Unter-
nehmenslandschaft in Bayern.

Abgeschlossen ist unterdessen 
die Gründung der ‚FinanzIT BAY-
ERN‘: Dank der neuen Organisa- 
tionsstruktur werden die umfas-
senden IT-Kompetenzen des Lan-
desamts für Finanzen ab sofort 
zentral in Regensburg gebündelt.

Füracker zufolge ist Bayern Vor-
reiter bei der Digitalen Transfor-
mation der Steuer- und Finanzver-
waltung. „Mit der ‚FinanzIT BAY-
ERN‘ kommen wir unserem Ziel 
der Volldigitalisierung der Per-

sonalwirtschaft einen enormen 
Schritt näher. Zudem profitiert die 
Oberpfälzer Region: Wir bieten 
heimatnahe, zukunftssichere und 
familienfreundliche Arbeitsplätze 
in einem dynamischen Umfeld mit 
innovativen und spannenden Auf-
gaben.“ Die „FinanzIT BAYERN“ ist 
als moderner IT-Dienstleister mit 
über 400 Beschäftigten, davon al-
lein rund 300 in der Oberpfalz, ei-
ner der größten IT-Arbeitgeber in 
der Region. Perspektivisch entste-
hen dort zusätzlich 110 weitere 
IT-Arbeitsplätze.

Die schnelle, effiziente und di-
gitale Kommunikation kommt, so 
der Minister, sowohl den Beschäf-
tigten als auch den Steuerzahlern 
zugute. Das erfolgreiche digitale 
Antrags- und Auskunftspor-
tal „Mitarbeiterservice Bayern“ 
ermögliche volldigitale Perso-
nalprozesse, unter anderem die 
Bereitstellung digitaler Mittei-
lungen, Personaldaten, Versor-
gungsauskünfte und Angebote 
wie das JobBike Bayern sowie ein 
Dienstreisemanagement.

Auch im Bereich der digitalen 
Zahlungsabwicklung des Frei-
staats stelle die „FinanzIT BAY-
ERN“ moderne ePayment-Ver-
fahren zur Verfügung. Die „Fi-
nanzIT BAYERN“ führe konti-
nuierlich innovative digitale 
Verfahren ein – so wurde nach 
erfolgreicher Testphase die Di-
gitale Personalakte Bayern mitt-
lerweile in allen Besoldungsrefe-
raten implementiert.� DK

BayernLabo emittiert erfolgreich  
dritten Social Bond im Benchmarkformat  

Die BayernLabo hat erneut mit 
großem Erfolg auf Basis ihres Soci-
al Bond Frameworks einen Social 
Bond am Kapitalmarkt platziert. 
Die Emission mit einem Volumen 
von 500 Mio. Euro wird von der  
Ratingagentur Moody’s mit Aaa 
bewertet. Mit dem Emissionser-
lös refinanziert die BayernLabo 
Darlehen zur Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum für Haus-
halte mit geringem Einkommen.  

Die erfolgreiche Platzierung 
wurde von einem Konsorti-
um aus BayernLB, Erste Group, 
NordLB, Société Générale und 
UniCredit begleitet. Die Anlei-
he mit einer Laufzeit von sieben 

Jahren weist einen Zinskupon 
von 2,875 Prozent aus. In einem  
herausfordernden Marktumfeld 
stieß der deutlich überzeichnete 
Social Bond bei den Investoren 
auf großes Interesse. Die Nach-
frage wurde dominiert von Ban-
ken-Treasuries und Asset Mana-
gern. Mehr als 40 Prozent dabei 
aus dem Ausland. 

Die Bewertungen von aner- 
kannten Nachhaltigkeits-Rating- 
agenturen bescheinigen der 
BayernLabo eine herausragen-
de Nachhaltigkeitsleistung. Da-
mit gehört sie auch global zu ei-
nem der am besten bewerteten 
Unternehmen der Branche.� r

https://www.tvbayernlive.de/
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DSGV-Präsident Prof. Reuter zur Konjunkturprognose 2024:

Leistung muss belohnt werden
„Nur mit klimagerechtem Wirtschaftswachstum kann Deutsch-
lands Wohlstand erhalten bleiben. Die Voraussetzung dafür ist 
eine gemeinsame Kraftanstrengung aller arbeitsfähigen Men-
schen in diesem Land und mehr Leistungsbereitschaft“, machte 
DSGV-Präsident Prof. Ulrich Reuter auf einer Pressekonferenz zur 
Veröffentlichung der Konjunkturprognose deutlich.

Nach Einschätzung der Chef-
volkswirte der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe könnte das Brut-
toinlandsprodukt im laufenden 
Jahr ein Plus von 0,3 Prozent ver-
zeichnen. Der Chefvolkswirt der 
DekaBank, Dr. Ulrich Kater, ver-
wies darauf, dass die wirtschaft-
liche Entwicklung in Deutsch-
land gleichzeitig unter struk-
turellem und konjunkturellem 
Druck stehe. Eine Verbesserung 
sei in Sicht: „Der private Konsum 
erholt sich, weil sich die Inflati-
on weiter beruhigt. Gleichzeitig 
tritt eine Gewöhnung an wieder 
dauerhaft höhere Zinsen ein, 
was Investitionen begünstigt. 
Nicht zuletzt wird der Export 
wieder anziehen, was für die ex-
portorientierte deutsche Wirt-

schaft besonders wichtig ist.“
Wie Präsident Reuter ausführ-

te, gebe es spezifische Grün-
de, weshalb Deutschland derzeit 
schwächer wächst als andere In-
dustrieländer: „Zum einen haben 
wir – zum Glück und anders als 
in vielen anderen Ländern – ei-
ne ausgeprägte Industrie in die-
sem Land, häufig energieinten-
siv. Die muss unbedingt hier ge-
halten werden. Zum anderen ist 
Deutschland ein starkes Export-
land. Die schwächelnde Weltkon-
junktur trifft uns deshalb beson-
ders. Mir ist deshalb wichtig, dass 
sich unser Land, vor allem die Po-
litik, auf die Rahmenbedingun-
gen konzentriert, die die Wettbe-
werbsfähigkeit erhalten und ver-
bessern.“

Für die Zukunft entscheidend 
ist aus Reuters Sicht eine siche-
re und kostengünstige Energie-
versorgung – „vor allem für die 
Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Industrie“. Aus guten öko-
logischen Gründen habe sich 
Deutschland entschieden, dass 
regenerative Energien künftig 
die Basis sein sollen. Diese seien 
heute im Preis durchaus wettbe-
werbsfähig. Sie benötigten aller-
dings für den Ausgleich von Be-
lastungsspitzen Reservekapazitä-
ten – für eine gewissen Zeit noch 
Kohle, möglichst schnell Gas und 
langfristig Wasserstoff. Die dazu 
laut Bundesnetzagentur notwen-
digen 25 Gigawatt – das sind rund 
50 Gaskraftwerke – müssten so 
finanziert werden, dass sie nicht 
zu einer dauerhaften Belastung 
der Energiepreise und damit der 
Wettbewerbsfähigkeit werden.

Als weiteren entscheidenden 
Erfolgsfaktor betrachtet der DS-
GV-Chef die internationale Aus-
richtung der deutschen Wirt-

schaft. „Sie ist dadurch aller-
dings nicht nur konjunkturell für 
globale Störungen anfällig, son-
dern auch in den Lieferketten. 
Wir haben das gesehen im Rah-
men der Corona-Phase, zu Be-
ginn des Kriegs gegen die Ukrai-
ne, beim querliegenden Frach-
ter im Suez-Kanal und jetzt bei 
den Schiffs-Angriffen der Huthis 
im Roten Meer. Es ist deshalb 
gut, dass sich die deutsche Wirt-
schaft bei den Zulieferern brei-
ter – auch regional breiter – auf-
stellt“, unterstrich Reuter und 
ergänzte: „Ich denke, dass die 
Politik diesen Prozess gut unter-
stützen sollte und könnte – durch 
mehr Partnerschaften mit weite-
ren Schwellenländern und durch 
gezielte Auslandsinvestitionen.“

Die deutsche Wirtschaft brau-
che schlichtweg mehr Partner in 
der Welt. Dies müsse politisch 
flankiert werden. Dank des Eu-
ropäischen Binnenmarktes sei 
die EU neben China und den Ver-
einigten Staaten einer der drei 
größten globalen Akteure im in-
ternationalen Handel. Der Euro-
päische Binnenmarkt helfe den 
EU-Mitgliedsstaaten, sich auf 
dem Weltmarkt zu behaupten 
und stärke den Einfluss der EU in 
der Welt. Eine Abwendung von 
der EU wäre deshalb nach Reu-
ters Auffassung ökonomischer 
Unsinn.

Für die Zukunft entscheidend 

Für eine lebenswerte Welt
Stiftung der Sparkasse Donauwörth vergab erstmals Nachhaltigkeitspreis

Premiere bei der „Stiftung der Sparkasse Donauwörth“: Erstmals 
vergab sie den mit 10.000 Euro dotierten Nachhaltigkeitspreis. 
Diese Auszeichnung wurde an 13 Vereine und Organisationen 
verliehen, die sich in Bereichen wie Ressourcenschonung, Ener-
gieeffizienz und Umweltschutz engagieren.

Zu den Preisträgern zählt das 
Reparatur-Café, Landratsamt Do-
nau-Ries mit Partnern. Unter dem 
Motto „Reparieren statt Wegwer-
fen“ bringen ehrenamtliche Hel-
fer (Näher, Fachkräfte, Meister 
und Bastler) kaputte Gegenstän-
de in Donauwörth und Nördlin-
gen wieder in Gang. Bezahlt wer-
den nur die Ersatzteile. Hauptziel 
des Projekts ist es, ein Umdenken 
in den Menschen zu wecken, vom 
wachsenden Wegwerftrend hin 
zur Sensibilisierung für Ressour-
cen. Ein weiteres Reparatur-Café 
in Harburg ist in Planung.

Eine Projektwoche der Leon-
hard-Fuchs-Grundschule und 
Mittelschule Wemding zum The-
ma „Fairtrade“ überzeugte so, 
dass der Prozess zum „Zertifi-
kat Fairtrade-School“ angesto-
ßen wurde. Im Mittelpunkt ste-
hen faire Produkte, wie z.B. Kaf-
fee im Lehrerzimmer, Bananen 
in der Schulobstaktion, Hefte mit 
blauem Engel, Pausenverkauf mit 
fair gehandelten Snacks und Ge-
tränken sowie der Versuch, regi-
onales Einkaufen näher zu brin-
gen, wozu es auch eine Wander-
ausstellung an der Schule gab.

Am Albrecht-Ernst-Gymnasi-
um Oettingen wurde ein nach-
haltiger Schulgarten mit Gemüse 
und Kräutern zur Bereicherung 
der Schulküche angelegt. Ver-
wendung fand ein Hochbeet aus 
Altholz und ein Komposthaufen. 
Verzichtet wurde auf Unkraut- 
und Schädlingsbekämpfungs-
mittel. Das Projekt soll anderen 
Schulen als Vorbild dienen.

Das Projekt „Wasser – ein 
kostbares Gut“ der Sebasti-
an-Franck-Grundschule Donau-
wörth-Parkstadt wurde zum 
50-jährigen Schuljubiläum gestar-
tet, auch aufgrund des Trinkwas-
serproblems in der Parkstadt. Ein 
Musical („Wassertropfen-Welt-
reise“) wurde einstudiert, zudem 
wurden eine Ausstellung von 
UNICEF („Wasser ist Leben“) und 
ein Sponsorenlauf („Running for 
water“) organisiert. Im Rahmen 
der ressourcenschonenden Ver-
wendung von Wasser wird der 
Schulgarten nur noch mit gesam-
meltem Regenwasser bewässert. 
Plakate sollen auf der Schultoilet-
te zum Wassersparen animieren.

Der Abschlussjahrgang der An-
ton-Jaumann-Realschule Wem-
ding stellte sich die Aufgabe, ei-
ne eigene Biogas-Anlage zu bau-
en. Mit Unterstützung der Schu-
le und eines Sponsors wurden ein 

passender Behälter und die Tech-
nik angeschafft, um so die Funk-
tionsweise nachhaltiger Energie-
gewinnung kennenzulernen. Mit 
dieser wurde beispielsweise Nu-
delwasser erhitzt und ein Mittag-
essen zubereitet.

Private Wirtschaftsschule 
Donauwörth

Die Private Wirtschaftsschule 
Donauwörth erreichte mit ihrem 
verankerten Leitbild beim The-
ma Umwelt- und Klimaschutz ei-
ne Auszeichnung als „Umwelt-
schule in Europa/Internationa-
le Nachhaltigkeitsschule“. In den 
Klassen wird ein strenges, von 
Lehrkräften überwachtes Heiz-
protokoll mit dem Ziel geführt, 
den Energieverbrauch zu sen-
ken. Außerdem setzten Schüler 
unter Anleitung eines Försters in 
Zusammenarbeit mit der Stadt 
Donauwörth Rotbuchensetzlin-
ge. Das Wachstum soll informativ 
bei Wandertagen begleitet wer-
den. Darüber hinaus wurde mit 
einer Bodenanalyse der Schul-
garten angelegt und passend ge-
düngt. Bewusst wird auf Chemi-
kalien und Giftstoffe verzichtet 
und der Umgang mit Regenwas-
ser sowie die Kompostwirtschaft 
erlernt. Angelegt wurden zudem 
Nisthilfen für Vögel und Bienen, 
Igelunterschlupfe und ein Mi-
niteich. Gebaut wurde auch ein 
„grünes Klassenzimmer“ für den 
Unterricht im Freien. Der Na-
turgarten wurde vom Landrats- 
amt zertifiziert.

Das Hauptziel des Deutschen 
Alpenvereins, Sektion Donau-
wörth, ist die Klimaneutrali-
tät bis 2030. Im Rahmen nach-
haltiger Mobilität sollen Zielor-
te klimaschonend und möglichst 
wohnortnah geplant werden. Da-
zu gehören unter anderem Fahr-
gemeinschaften, ein sektionsin-
ternes Tempolimit bei 120, ein 
vereinsinternes Klimabudget bei 
Fahrten mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln, die Planung der Zie-
le mit anderen Sektionen zur Aus-
lastung des Reisebusses und per-
spektivisch der Umstieg auf Bus-
se mit nachhaltigen Antrieben. 
Zusätzlich verfolgt der Verein 
die Umstellung auf Ökostrom, 
die Aufstellung einer CO2-Bi-
lanz, den Einbau einer digitalen 
Wärmesteuerung für das Ver-
einsheim, die Nutzung regiona-
ler Getränke und vegetarischer 
Alternativen, möglichst Fairtra-

de oder Recycling-Produkte.
Das Aktionsbündnis „Monheim 

summt!“ hat bisher über 70.000 
Blumenzwiebeln ausgepflanzt. 
Das Projekt hat das Hauptziel „In-
sektenschutz“, dazu sollen Blüh-
flächen geschaffen, Beete insek-
tenfreundlich umgestaltet wer-
den, das Nahrungsangebot für 
Insekten erweitert, Nisthilfen an-
gelegt und Öffentlichkeitsarbeit 
geleistet werden. Erweitert wur-
de das Projekt durch eine Aktion 
mit Streuobstwiesen, die Bürger 
künftig nutzen können. Um einen 
möglichst insektenfreundlichen 
Garten zu entwickeln, bietet das 
Bündnis eine Gartenberatung an.

Das Gymnasium Donauwörth 
führt im Rahmen der Umwelt AG 
verschiedene Aktionen durch, 
um die Schüler für das Thema 
Nachhaltigkeit zu sensibilisieren. 
Projekte waren unter anderem 
eine Handysammelaktion mit 
269 Altgeräten, deren Verkaufs- 
erlös an die Missio München ge-
spendet wurde, ein zentraler 
Heftverkauf aus Recyclingpapier 
in der Schule, das Erstellen eines 
Erklärvideos zum Thema Arten-
vielfalt und die Teilnahme an der 
Müllsammelaktion des AWV.

Arbeitskreis  
Nachhaltigkeit Oettingen

Der Arbeitskreis Nachhaltigkeit 
Oettingen wartet mit zahlreichen 
Beiträgen zur Sensibilisierung 
und Bildung der Bevölkerung in 
Sachen Nachhaltigkeit und Kli-
maschutz auf. Weitere Themen 
sind Vorträge in der VHS zu The-
men wie ökologische und sozi-
ale Aspekte bei der Bekleidung, 
Schulung von Bauhofmitarbei-
tern zu Baumbepflanzung, He-
ckenschnitt und Mähen, Initiati-
ve zur Anschaffung von Pfandrin-
gen an Müllbehältern, Teilnahme 
an der Mehrweginitiative „Nach-
haltiges Nordschwaben“, Akti-
on gegen Schottergärten, Unter-
stützung von Projekten der AG 
Umweltschutz an der Grund- und 
Mittelschule, Organisation von 
Müllkippen-Sammelaktionen 
und Aufstellen von Kippensam-
melbehältern sowie Aufklärungs-
arbeit über die Schädlichkeit des 
Rauchens.

Die Stadt Oettingen hat im 
Sommer in Zusammenarbeit mit 
der Diakoneo, die auch an der 
Organisation des Host-Town-
Programms maßgeblich beteiligt 
war, den Zuschlag für die Speci-
al Olympic World Games erhal-
ten, deren Ziel es ist, Menschen 
mit geistiger Behinderung durch 
den Sport zu mehr Anerkennung, 
Selbstbewusstsein und letztlich 
zu mehr Teilhabe an der Gesell-

schaft zu verhelfen und die In-
klusionsbewegung voranzubrin-
gen. In Oettingen war die Dele-
gation für Boccia und Leichtath-
letik aus Kambodscha zu Gast. 
Das bunte Programm beinhal-
tete auch einen Spiel-, Sport- 
und Gesundheitstag, der sich al-
le zwei Jahre wiederholen soll. 
Die auf der Freibadinsel gebau-
te Boccia-Bahn kann von der Be-
völkerung genutzt werden. Wäh-
rend der Host-Town-Woche wur-
de auch ein großer inklusiver 
Fackellauf in der Innenstadt aus-
gerichtet.

Nachdem urbaner Gartenbau 
in Großstädten längst zum Trend 
geworden ist, gibt es seit 2023 
auch ein solches Projekt in Do-
nauwörth. Volkshochschule und 
Stadtverwaltung haben sich hier 
zusammengetan, um jungen Fami-
lien die Chance zu bieten, für sich 
zu gärtnern. Auf zehn Parzellen 
kann je nach Bedarf angepflanzt 
werden, was beliebt. Professionel-
le Begleitung und Beratung vom 
Gärtner gibt es obendrauf.

Der Verein Transition Town 
Donauwörth („Stadt im Wan-
del“) steht für mehr Gerechtig-
keit und Achtsamkeit im Umgang 
mit Menschen, Umwelt und Erde, 
nimmt regelmäßig an Treffen ei-
nes Nachhaltigkeitsstammtisches 
teil und unterstützt diesen bei 
seinen Aktivitäten. Themen bei 
Veranstaltungen mit Referenten, 
die sich auf Nachhaltigkeit spezi-
alisiert haben, sind beispielswei-
se die Donauwörther Klimawo-
che, Reinigen ohne Plastik und 
Tipps für nachhaltige Putz- und 
Waschmittel sowie müllsparende 
Verbräuche im Haushalt.

Der Vorsitzende der „Stiftung 
der Sparkasse Donauwörth“, 
Oberbürgermeister Jürgen Sorré, 
wertete die Vergabe des Nach-
haltigkeitspreises als eine „aus-
gezeichnete Idee, um sich für ei-
ne lebenswertere Welt einzu-
setzen“. Dies zeige sich auch am 
Einreichen der Vielzahl an guten 
und auszeichnungswürdigen Vor-
schlägen.

Landrat Stefan Rößle, eben-
falls im Stiftungsvorstand vertre-
ten, verwies auf das langjährige, 
vielfältige Engagement im Land-
kreis für mehr Nachhaltigkeit. 
„Wir nehmen die Aufgabe sehr 
ernst, denn Kommunen spielen 
für die Verwirklichung praktisch 
aller Ziele einer nachhaltigen 
Entwicklung eine wichtige Rol-
le. Hier leben die Menschen, die 
nachhaltige Entwicklung im all-
täglichen Handeln aktiv umset-
zen und die Veränderungen spü-
ren“, unterstrich Rößle.� DK

sei auch der Einsatz neuer Tech-
nologien und vor allem von KI. 
„Dabei müssen wir unsere Wett-
bewerbsfähigkeit und den Erhalt 
der eigenen Souveränität glei-
chermaßen im Auge behalten. 
Konkret: Im B-to-C-Geschäft lie-
gen heute die meisten Daten 
bei globalen Big-Techs, die de-
ren Nutzungsmöglichkeiten nicht 
fair teilen. Das ist ein erhebli-
cher Wettbewerbsnachteil euro-
päischer Anbieter – eine unfaire 
Wettbewerbsbeschränkung. Das 
darf im B-to-B-Geschäft nicht 
auch noch passieren. Denn hier 
hat Deutschland derzeit noch 
große, selbst erarbeitete Wett-
bewerbsvorteile, die wir nicht 
unfreiwillig und fahrlässig Drit-
ten überlassen dürfen. Deshalb 
ist es wichtig, dass die Forschung 
und Anwendung künstlicher In-
telligenz für Unternehmen und 
für die Politik ein zentraler Fak-
tor ist bzw. wird. Das betrifft et-
wa die Verfügbarkeit von Großre-
cheneinheiten.“

Benötigt werde zudem eine 
neue Leistungskultur. Reuter zu-
folge sollte die Politik den Men-
schen in diesem Land klarer als 
bisher sagen, dass der Weg hin 
zu neuer Wettbewerbsfähigkeit 
nur mit neuen und auch größeren 
Anstrengungen erfolgreich zu be-
wältigen ist. Ich verstehe deshalb, 
wenn Arbeitnehmende einen fai-
ren Anteil am Wertzuwachs ha-
ben und auch durchsetzen wollen. 
Wir alle müssen aber auch verste-
hen: Es ist jetzt nicht die Zeit, für 
kürzere Arbeitszeiten einzutre-
ten. Im Gegenteil: Wir alle müssen 
die Ärmel hochkrempeln, um uns 
aus den aktuellen Schwierigkeiten 
herauszuarbeiten.“

Leistung und zusätzliche Arbeit 
sollten deshalb gefördert und be-
lohnt werden. „Ich könnte mir 
zum Beispiel politisch vorstel-

len, zusätzliche Arbeitsstunden 
über ein definiertes Mindest-
maß hinaus steuerlich zu ent-
lasten oder eine freiwillige Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit 
steuerrechtlich oder sozialversi-
cherungsrechtlich stärker zu be-
lohnen. Umgekehrt muss jetzt 
wirklich und ernsthaft die Leis-
tungsfähigkeit und Leistungsbe-
reitschaft von Unternehmen und 
Arbeitnehmenden durch den Ab-
bau überzogener Bürokratie- und 
Berichtspflichten entfesselt wer-
den. Angekündigt wurde das 
schon oft, bisher ist für die Unter-
nehmen kein Vollzug sichtbar ge-
worden“, stellte der Sparkassen-
präsident fest.

„Wir als Sparkassen-Finanz-
gruppe sind bereit und in der La-
ge, den Weg hin zu mehr Wett-
bewerbsfähigkeit zu unterstüt-
zen und zu finanzieren. Wir sind 
überall in Deutschland der wich-
tigste Ansprechpartner, wenn es 
um Unternehmensfinanzierun-
gen geht. 42 Prozent aller Un-
ternehmenskredite kommen aus 
unserer Gruppe, rund drei Vier-
tel aller Unternehmen sind unse-
re Kunden“, betonte Reuter und 
fuhr fort: „Wir stehen für stabi-
le Finanzierungen. Wir beglei-
ten unsere Kundschaft dabei, ih-
re Geschäftsmodelle von ‚braun‘ 
zu ‚grün‘ zu entwickeln. Damit 
unterstützen wir wesentlich den 
Wandel hin zu einer nachhalti-
geren Wirtschaft.“ Die Sparkas-
sen seien für diese Aufgabe aus-
reichend kapitalisiert. „Und wir 
werden unsere ökonomische 
Substanz auch weiter stärken. 
Gleichzeitig wollen wir – im Fir-
menkundengeschäft und im Pri-
vatkundengeschäft gleicherma- 
ßen – unsere schon starke 
Marktstellung schrittweise wei-
ter ausbauen“, hob Reuter ab-
schließend hervor.� DK

GVB zu EU-Krisenmanagement- und Einlagensicherungsregeln:

Finanzstabilität und 
Proportionalität wahren
Im April 2023 legte die Europäische Kommission ihren Vorschlag 
für eine Überarbeitung der Regelungen zum Krisenmanagement 
von Banken und zur Einlagensicherung (Crisis Management & De-
posit Insurance, CMDI) vor. Damit sollen die europäischen Ab-
wicklungsvorschriften künftig nicht mehr nur für internationa-
le Großbanken gelten, sondern auf mittlere und kleinere Banken 
ausgeweitet werden. Die Änderungen betreffen aber auch weite-
re Kernelemente wie die genossenschaftliche Institutssicherung.

Wie der Bayerische Genossen-
schaftsverband in einem Positi-
onspapier darlegt, möchte die Eu-
ropäische Kommission mit der 
CMDI-Reform das EU-Krisenma-
nagement ausbauen und einen 
einheitlichen Abwicklungsansatz 
für in Schieflage geratene Ban-
ken etablieren. Durch eine Aus-
weitung des Anwendungsbereichs 
auf nicht-systemrelevante Banken 
würden die regulatorischen Anfor-
derungen auch für kleine Institute 
an die der Großbanken angegli-
chen. Zudem sollen effiziente nati-
onale Absicherungsmechanismen 
zugunsten einer europäischen Lö-
sung abgelöst werden.

Aus Sicht des GVB verletzt der 
Gesetzentwurf durch die Auswei-
tung des Anwendungsbereichs 
den Proportionalitäts- und den 
Subsidiaritätsgrundsatz. Für die 
Ausweitung des EU-Abwicklungs-
regimes bestehe kein Anlass. Na-
tionale Sicherungs- und Insolvenz-
regeln seien bereits bestens geeig-
net, um maximalen Einlegerschutz 
zu garantieren.

„Regionalbanken sind im euro-
päischen Kontext nicht systemre-
levant und durch nationale Sys-
teme abgesichert“, unterstreicht 
der Genossenschaftsverband. 
„Der Kommissionsvorschlag er-
läutert folglich nicht, wie eine Aus-
weitung des Abwicklungsmecha-
nismus auf nicht-systemrelevante 
Banken die Finanzstabilität erhö-
hen soll und Eingriffe in nationale 
Sicherungstöpfe rechtfertigt. Im 
Gegenteil kann die beabsichtig-
te, möglichst schnelle Abwicklung 
das Vertrauen in das Bankensys-
tem beschädigen.“ Darüber hin- 

aus sei im Legislativpaket eine Ver-
einheitlichung effizienter nationa-
ler Instituts- und Einlagensiche-
rungssysteme vorgesehen. Das 
geplante Verfahren für den prä-
ventiven Einsatz von Einlagensi-
cherungsmitteln ist laut GVB je-
doch praxisfern und der Prozess 
zur Kostenoptimierung würde den 
präventiven Mitteleinsatz faktisch 
unmöglich machen. Dem voraus-
schauenden Charakter der genos-
senschaftlichen Institutssicherung 
werde mit dem Vorschlag nicht 
Rechnung getragen, und das ob-
wohl sich die Institutssicherung 
und das genossenschaftliche Prü-
fungssystem seit über 80 Jahren 
bestens bewährt haben. Eine Ein-
schränkung der präventiven Maß-
nahmen von Institutssicherungen 
wäre daher der falsche Weg für 
die Finanzstabilität in Europa.

„Kleine und mittlere Institu-
te leisten bereits heute finanzi-
elle Beiträge zum europäischen 
Abwicklungsfonds sowie zur Fi-
nanzierung des Single Resoluti-
on Boards (SRB). Es ist sachlich 
nicht nachvollziehbar, worin der 
Mehrwert für die Finanzstabili-
tät liegt, wenn kleine Institute zu-
sätzlichen, unverhältnismäßigen 
Kosten ausgesetzt werden“, stellt 
der GVB fest. „Sie sollten daher 
gänzlich von der Ausweitung des 
EU-Abwicklungsregimes ausge-
nommen werden. Auch die deut-
schen Instituts- und Einlagen-
sicherungssysteme haben ihre 
Praxistauglichkeit bewiesen. Eine 
Aushebelung dieser funktionie-
renden Systeme muss verhindert 
werden, da ansonsten Fehlanrei-
ze erzeugt würden.“� DK
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Alarmsituationen automatisch 
erkennen, bevor sie entstehen.
Hochstabil und verlässlich.

Videosicherheit ist intelligente 
Videoüberwachung mit IPS-Faktor.

Besonders. Sicher.
securiton.de/ips-faktor

KRITIS – besserer Schutz  
für Strom, Wasser, Netze und Co.
Europäische und nationale Gesetze ziehen Sicherheitszaun um Kritische Infrastrukturen

Anschläge auf Erdgas-Pipelines, durchtrennte Kabel bei der Bahn, 
Spionage-Drohnen über Truppenübungsplätzen: Die Kritische Infra-
struktur (KRITIS) ist verletzlich. Europäische wie nationale Gesetze 
und Verordnungen sollen Abhilfe schaffen und künftig etwa Ener-
gieversorger, Unternehmen der medizinischen Versorgung oder des 
Transports besser schützen. Mit dem geplanten KRITIS-Dachgesetz 
sollen auch weitere Branchen zur Bewertung von Risiken, zu Min-
deststandards und zentralem Störungsmonitoring verpflichtet und 
das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) 
zur übergeordneten Behörde umgebaut werden.

Der Bund nimmt mit dem 
Dachgesetz demnächst auch die 
Privatwirtschaft stärker in die 
Pflicht. Künftig soll es mindestens 
elf Sektoren der Kritischen Infra-
struktur geben: Energie, Verkehr, 
Bankwesen, Finanzmarkt-Infra-
strukturen, Gesundheit, Lebens-
mittel, Trinkwasser, Abwasser, di-
gitale Infrastruktur, öffentliche 
Verwaltung und Weltraum. Wer 
in Kürze dazu zählen könnte, soll-
te sich jetzt mit den Anforderun-

gen und Möglichkeiten vertraut 
machen – und wird schnell fest-
stellen: Technik und etablierte 
Standards für Hochsicherheitsbe-
reiche sind längst vorhanden, das 
Know-how der Sicherheitsbran-
che ist enorm.

Videosicherheitssysteme als 
moderne Gefahrenabwehr

Ob Umspannwerk, Recycling- 
anlage oder Flughafen – die Be-

drohungsszenarien sind immer 
individuell. Wollen zum Beispiel 
Energieversorger Metalldiebe von 
ihrem Gelände fernhalten, ist es 
hingegen die Aufgabe von Justiz-
vollzugsanstalten, Straftäter fest-

zuhalten. Videosicherheitssyste-
me von Securiton Deutschland 
lassen sich flexibel den jeweiligen 
Aufgaben anpassen – in Kombina-
tion mit intelligenten Videoana-
lysen bilden sie das Rückgrat der 
modernen Gefahrenabwehr. Ana-
lyse-Algorithmen sichten und be-
werten die Flut an Kamerabildern. 
Gefährliche Situationen, Unregel-
mäßigkeiten und unerwünschte 
Ereignisse werden zuverlässig er-
kannt und in Echtzeit gemeldet – 

erst danach muss der Mensch ak-
tiv werden.

Speziell für Kritische Infrastruk-
turen hat Securiton Deutschland 
ein eigenes Analyse-Modul ent-
wickelt. IPS Critical Infrastructure 
Protection schützt die kritischen 
Anlagen gegen Einbruch, herum-
lungernde Personen und Kame-
rasabotage. 

Die Außenbereiche besonders 
sensibler und schützenswerter 
Einrichtungen sichert das Video-
sicherheitssystem mit dem pa-
tentierten Zonenkonzept. Es er-
kennt verlässlich Übertritte und 
verdächtige Bewegungen. Im 
Ernstfall nimmt das System sogar 
virtuell die Verfolgung auf, und 
Sicherheitskräfte wissen jeder-
zeit ganz genau, wo sich ein mut-
maßlicher Täter aufhält oder in 
welche Richtung er sich bewegt. 
Das Videosicherheitssystem wird 
exakt auf die besonderen Pro-
jektanforderungen abgestimmt. 
So entsteht ein hochstabiles 
Frühwarnsystem zur Gefahren-
erkennung. Das Bildmaterial wird 
für eine gewisse Zeit gespeichert 
und datenschutzkonform verar-
beitet. Diese Form der Präven-
tion begrenzt den Schaden, ver-
meidet daraus resultierende 
Störfälle, spart Kosten und unter-
stützt das Fachpersonal maßgeb-
lich. Ergänzend können zur Be-
wertung der Lage auch Aufklä-
rungsdrohnen entsandt werden, 
um die Alarmursache genauer zu 
verifizieren. 

Wärmebildkameras behalten 
auch bei schwierigen Umge-
bungsbedingungen selbst nachts 
das Umfeld im Blick: Denn her- 
umlungernde Personen könn-
ten beispielsweise ein Ziel aus-
spähen. Werden sie direkt durch 
Lautsprecher angesprochen, ist 
der Aufenthalt in den meisten Fäl-
len schnell und kontaktlos been-
det. Zäune können darüber hin-
aus mit Detektionssensoren aus-
gestattet und überwacht werden. 
Alarme verarbeitet die zentrale Si-
cherheitsmanagement-Plattform.

Eine Schutzkuppel für KRITIS

Das Dome-Security-Konzept 
von Securiton Deutschland legt 
sich digital wie eine schützen-
de Kuppel über die Liegenschaft. 
Ergänzend zur Bodensicherung 
kann auch eine Überwachung 
des bodennahen Luftraums sinn-
voll sein. Die Technik kann feind-
liche Drohnen erkennen, abweh-

ren oder wahlweise überneh-
men und kontrolliert landen las-
sen. Die Detektion liefert Daten 
zu den Positionen von Pilot und 
Drohne, zu ihrer Flugbahn und 
Flughöhe – sogar den Modelltyp 
erkennt sie. 

Risiken bewerten  
Standards festlegen

Risiken und Wahrscheinlichkei-
ten müssen zunächst bewertet, 
Schutzziele bestimmt und prä-
ventive Maßnahmen definiert 
werden. Nicht alles, was tech-
nisch möglich ist, ist für jeden An-
wendungsfall ratsam. Betreiber 
müssen ihre Investitionen sorg-
sam planen – in Bezug auf Pla-
nungs-, Personal- und Kapital-
ressourcen. Das Dachgesetz sieht 
wenigstens eine Bewertung von 
Risiken, die Definition von Min-
deststandards und ein zentra-
les Störungsmonitoring vor. Ge-
fahrenabwehrsysteme von Secu-
riton Deutschland sind modular 
aufgebaut und können jederzeit 
auch erweitert werden. Der Si-
cherheitsexperte betreut bun-
desweit den gesamten Errich-
tungsprozess von der Beratung 
bis zur Wartung.

Über Securiton Deutschland

Securiton Deutschland mit 
Hauptsitz in Achern ist führen-
der Systemanbieter und Anwen-
dungsspezialist von Alarm- und 
Sicherheitssystemen mit einer 
Firmengeschichte von 45 Jahren. 
Die Experten sind spezialisiert 
auf elektronische Sicherheitslö-
sungen „Made in Germany“.

Die Lösungsvielfalt und das 
Applikations-Know-how an in-
tegrativen Gesamtsystemen für 
den Brandschutz sowie den Ob-
jekt- und Perimeterschutz zur 
Luft- und Bodensicherung reicht 
von vernetzten Brand- und Son-
derbrandmeldesystemen zur 
Brandfrühesterkennung über in-
telligente Videosicherheitssys- 
teme mit modularen Videoana-
lysen, hochmodernen Droh-
nensicherheitssystemen zur zu- 
verlässigen Detektion und kon-
trollierten Übernahme, Gefah-
ren- und Einbruchmeldesys- 
teme, Zaundetektionslösungen 
und Zutrittskontrolle bis hin zu 
Sicherheitsmanagementsyste-
men. Securiton schützt Leben 
und Sachwerte – in allen Anwen-
dungsumfeldern. � r

360-Grad-Schutz für Kritische Infrastrukturen umfasst Grundstücks-
grenze, Gelände und Luftraum sowie Gebäudeaußenhaut und Innen-
räume.	 Bild: Securiton DeutschlandKatastrophenschutztage  

in Schweinfurt
Beutlhauser liefert Know-how und Technik für den Ernstfall 

Schweinfurt. Katastrophen kündigen sich in der Regel nicht an. Sie 
kommen unerwartet und zwingen Hilfsorganisationen, Behörden 
und Kommunen zum sofortigen Handeln. Wie gelingt es, die Strom-
versorgung für die kritische Infrastruktur aufrechtzuerhalten? Wel-
che Maßnahmen stellen den Schutz der Bevölkerung sicher? Wie 
lässt sich eine kontinuierliche Versorgung mit Frischwasser gewähr-
leisten? Fehlen im Ernstfall die Antworten auf diese drängenden Fra-
gen, geht wertvolle Zeit verloren. „Deshalb ist Prävention im Kata- 
strophenschutz das Mittel der Wahl“, sagt Alexander Westermann, 
Vertriebsleiter des Geschäftsbereichs Baugeräte bei Beutlhauser in 
Schweinfurt. Er war es auch, der die ersten Katastrophenschutztage 
von Beutlhauser initiiert hatte. 

Im Februar waren Vertreter von 
Kommunen, Stadtverwaltungen, 
Energieversorgern, Bauhöfen so-
wie von Feuerwehren und Hilfs-
organisationen in die Schwein- 
furter Beutlhauser-Niederlassung 
eingeladen, um sich einen umfas-
senden Überblick über das The-
ma zu verschaffen. „Wir möchten 
für den Katastrophenschutz sen-
sibilisieren und vor allem eine ein-
heitliche Informationsbasis schaf-
fen, welche technischen Produk-
te für die Schadensabwehr benö-
tigt werden“, so Westermann. 

Verpflichtung  
ohne exakte Vorgaben

Katastrophenschutz ist kein 
neues Thema. In den letzten 
Jahrzehnten war es allerdings in 
den Hintergrund gerückt. Diver-
se Großschadensereignisse in 
der jüngeren Vergangenheit, dar- 
unter insbesondere das verhee-
rende Hochwasser im Ahrtal im 
Sommer 2021, sorgten schließ-
lich dafür, dass Katastrophen-
schutz auf der Prioritätenlis-
te wieder nach oben gerückt ist. 
„Plötzlich wurde hinterfragt, ob 
Hilfsorganisationen und Kommu-
nen mit der passenden Ausrüs-
tung ausgestattet sind“, berichte-
te Westermann. Zwar gilt nahezu 
bundesweit ein System, wonach 
Gemeinden und Kommunen ver-
pflichtet sind, im Katastrophen-
fall für Bürger Katastrophen-
schutz-Leuchttürme bereitstel-

len zu müssen. Das sind zentra-
le, notstromversorgte Gebäude, 
die Hilfesuchenden als Orientie-
rungspunkte und Anlaufstellen 
bei einem Stromausfall dienen. 

Das Problem: Sämtliche Vor-
gaben zum Katastrophenschutz 
werden derzeit nicht mit exak-
ten Anforderungsprofilen an die 
technische Ausrüstung unter-
mauert. Für Verantwortungsträ-
ger ist es schwierig, eine gut in-
formierte Entscheidung zu tref-
fen. Hier setzt Beutlhauser an: 
mit Know-how und der passen-
den Technik. „Wir wollen zei-
gen, was machbar ist, wenn man 
querdenkt und Baustellentech-
nologie mit Sicherheitstechnolo-
gie vereint. Die benötigten Ge-
rätschaften liefern wir aus einer 
Hand.“

Notstrom, Frischwasser  
und Notunterkünfte 

In Theorie und Praxis wurden 
die wichtigsten Themen beleuch-
tet. Beispielsweise teilten Mar-
kus Ullrich, Brandinspektor beim 
Landratsamt Bad Kissingen, und 
Christian Müller, Geschäftsführer 
der Ingenieurgesellschaft IDEAS, 
in Fachvorträgen ihr Wissen zur 
sicheren Notstromversorgung. 
Die Botschaft: Ein Stromgenera-
tor allein tut es nicht. Um Sach- 
und Personenschäden durch 
Überspannung zu vermeiden, ist 
die Ermittlung des richtigen Ag- 
gregats mithilfe von Messtechnik 

essenziell.
Das breite Portfolio an Strom- 

erzeugern und Pumpen, die bei 
einer Katastrophe wie einem 
Hochwasser benötigt werden, 
präsentierte ein Team von Atlas 
Copco – in Fachvorträgen, aber 
auch bei Live-Vorführungen. Zur 
Ausstellung zählte zudem ein La-
gercontainer mit 20 Fuß, in dem 
sich ein Edelstahlfrischwasser-
tank befand. „In den Behälter 
kann man frisches Wasser ein-
laufen lassen und den Container 
dann ins Katastrophengebiet fah-
ren. Über eine spezielle Filter- 
und Regeltechnik lässt sich vor 
Ort die Frischwasserversorgung 
sicherstellen“, erklärte Alexander 
Westermann. 

Container kommen auch zum 
Einsatz, wenn kurzfristig Notun-
terkünfte, Sanitär- und Sanitäts-
container oder weitere Unter-
bringungsmöglichkeiten benötigt 
werden. „In Ahrweiler haben wir 
in nur sechs Wochen sogar eine 
ganze Schule aus Containern auf-
gebaut.“ 

Proaktive Vorbereitung  
ermöglicht 

Darüber hinaus präsentierte 
Beutlhauser in Zusammenarbeit 
mit verschiedenen Partnern viele 
weitere Gerätschaften, die im Ka-
tastrophenschutz eine tragende 
Rolle spielen – von Rescue-Sägen 
über diverse Leuchtmittel und 
Trockentechnik bis hin zu mobilen 
Schutzwänden aus Kunststoff, die 
als Hochwasserschutz, Löschbe-
cken oder zur Wasserleitführung 
verwendet werden können. „Wir 
können Katastrophen nicht ab-
wehren. Aber wir können die ent-
sprechende Technik liefern, damit 
Feuerwehren, Gemeinden, Kom-
munen und grundsätzlich öffentli-
che Einrichtungen fortlaufend an 
der Grundversorgung teilnehmen 
können“, stellte Alexander Wes-
termann den Auftrag von Beutl-
hauser heraus. In Kombination 
mit dem gelieferten Hintergrund-
wissen ist bei den Besuchern nun 
der Grundstein gelegt, um für den 
Ernstfall gut gerüstet zu sein. � r

Zentraler Bestandteil der Katastrophenschutztage von Beutlhauser 
in Schweinfurt war eine Live-Vorführung mit verschiedenen Gerät-
schaften. Sie zeigte beispielsweise, wie es bei einem Stromausfall in 
der Nacht möglich ist, dass die Lichtquellen weiter zur Verfügung ste-
hen.	 Bild: Beutlhauser

Sicher feiern in Bayern
Mehr Sicherheit für Mädchen und Frauen auf Veranstaltungen

Großveranstaltungen, Festivals, Sportevents, Volksfeste und Kon-
zerte werden jährlich in Bayern von Millionen Menschen besucht, 
auch von vielen Frauen. Obwohl es verbindliche Sicherheitskonzep-
te für solche Veranstaltungen gibt, erleben viele Frauen dort Beläs-
tigungen und Übergriffe bis hin zu Straftaten. Die vorhandenen Si-
cherheitskonzepte enthalten keine verpflichtenden Regelungen und 
Maßnahmen für die Sicherheit von Frauen.

Konsum von Alkohol und Dro-
gen ist kein Freibrief für über-
griffiges Verhalten. Die Zahl der 
Übergriffe, zum Beispiel auf dem 
Oktoberfest, ist erschreckend 
hoch, wie die Aktion „Sichere 
Wiesn“ (https://sicherewiesn.de/
wordpress/jahreskurzbericht) be-
legt. Entsprechend hoch ist die 
Dunkelziffer bei Gewaltdelikten 
gegen Frauen auf solchen Veran-
staltungen. Viele der größeren 
Veranstaltungen treffen bislang 
keine Vorkehrungen zur Sicher-
heit von Frauen.

Bayerischer Landesfrauenrat 
fordert:

•	 Aufklärung und Prävention: 
Durchführung von Aufklärungs-
kampagnen in Zusammenarbeit 
mit den Veranstaltern, um mehr 
Bewusstsein für das Problem 
zu schaffen (Plakat-Aktionen im 
öffentlichen Raum, Hinweise 
auf Hilfsangebote und Notruf-
nummern in Sanitäreinrichtun-
gen und im öffentlichen Raum, 
„Postkarten“ zum Mitnehmen 
in Schulen, Lokalen, Clubs, etc.).
•	 Sicherheitskonzepte: Erarbei-
tung eines verbindlichen modula-
ren Sicherheitskonzeptes für ver-
schiedene Veranstaltungstypen 
in Anlehnung an die Konzepte 
der ‚Sichere Wiesn‘, wie z.B. Ein-

satz von geschultem Fachperso-
nal / Awareness-Teams, Einrich-
tung von Sicherheitsbereichen für 
Frauen (Safe Spaces), Zusammen-
arbeit mit der Polizei; Aufklärung, 
Nachsorge, etc.), App „SafeNow“.
•	 Schulung von Personal: Ver-
pflichtung der Betreiber von 
Veranstaltungen (Diskos, Clubs, 
Konzerte, etc.), ihr Personal 
(Service- und Sicherheitsper-
sonal) speziell für die Gefahren 
und die Sicherheitsbedürfnis-
se von Frauen zu sensibilisieren 
und für sofortige, erste Inter-
ventionen zu schulen.
•	 Großveranstaltungen: Ver-
bindliche Verpflichtung der Orga-
nisatoren von Großveranstaltun-
gen, das erarbeitete Sicherheits-
konzept umzusetzen und die ent-
sprechende Infrastruktur für die 
speziellen Sicherheitsvorkehrun-
gen für Frauen auf allen Großver-
anstaltungen bereitzustellen.

Der Bayerische Landesfrauen-
rat fordert alle politischen Akteu-
re auf, die geforderten Maßnah-
men ernsthaft zu prüfen und zü-
gig umzusetzen, um die Sicher-
heit von Mädchen und Frauen 
auf Veranstaltungen zu verbes-
sern, zum Beispiel in Form einer 
Verfahrensanweisung der Bayeri-
schen Staatsregierung zur Sicher-
heit von Mädchen und Frauen bei 
Großveranstaltungen. � r

https://www.securiton.de/produkte/videosicherheit.html
https://sicherewiesn.de/wordpress/jahreskurzbericht
https://sicherewiesn.de/wordpress/jahreskurzbericht
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich bin Erster Bürgermeister 
der Gemeinde Oberschneiding. 
Bei uns leben rund 3.300 Ein-
wohner.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Am 01.05.2002 habe ich mein 
Amt zum Bürgermeister der Ge-
meinde Oberschneiding ange-
treten. Dieses Amt habe ich an-
fangs 12 Jahre ehrenamtlich 
ausgeführt, seit 2014 bin ich 
hauptamtlicher Bürgermeister.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 

Grundsätzlich sicher die glei-
chen, wie in allen Gemeinden. 
Besonders Sorgen macht mir 
die zunehmende Entfremdung 
der Bürgerinnen und Bürger 
vom politischen Geschehen. 
Das betrifft uns ja nicht nur in 
Berlin, sondern auch in den Ge-
meinden.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Ich versuche immer wieder 
unserer Bürgerschaft klarzu-
machen, dass die Demokratie 
die beste Staatsform ist, die es 
gibt, dass sie aber nicht kosten-
los zu haben ist. Der Preis dafür 

Ewald Seifert
Erster Bürgermeister  

der Gemeinde Oberschneiding

bzw. üben Sie diesen nach wie vor aus?
Ich war vorher 25 Jahre lang Sozialversiche-

rungsfachangestellter bei der AOK Bayern. Seit 
der hauptberuflichen BGM-Tätigkeit übe ich mei-
nen ursprünglichen Beruf nicht mehr aus.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Ich wollte, dass in bestimmten Bereichen 
(Schuldenabbau, Bauplätze für junge Familien, 
Ansiedlungen) etwas vorwärts geht und zeigen, 
dass es tatsächlich auch geht, wenn man es rich-
tig anpackt.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Ich habe mich nicht speziell darauf vorbereitet. 
Vor meinem Amtsantritt war ich bereits sechs 
Jahre im Gemeinderat und im Kreistag tätig. Ich 
habe daher die Probleme schon gekannt, die auf 
mich zukamen.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Die Gemeinde hatte keine finanziellen Spiel-
räume. Es gab keine Ansiedlungsflächen für Be-
triebe und somit dementsprechend auch nur sehr 
geringe Gewerbesteuereinnahmen. Außerdem 
wanderten sehr viele junge Oberschneidinger ab, 
weil in ihrer Heimatgemeinde keine Bauplätze zu 
erwerben waren.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

ist regelmäßiges Interesse. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Wenn Ihr etwas für Eure Gemeinde tun wollt, 
nur zu. Es macht Spaß, etwas zu bewegen. Aber 
achtet immer auf Eure Unabhängigkeit. Politik 
sollte nie zum „Job“ werden.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Wir informieren breit gefächert auf allen Ka-
nälen. Wir verfügen über eine Gemeinde- 
App, haben eine Homepage und Social-Me-
dia-Kanäle. Es gibt dreimal jährlich ein Gemein-
deblatt, mindestens einmal jährlich eine Bürger-
versammlung, Informationsvideos über Gemein-
deratssitzungen und Berichte in der aktuellen 
Tagespresse. Derzeit sind wir gerade dabei ein 
Mitarbeiterinformationssystem einzuführen, um 
Informationen schnellstmöglich transportieren 
zu können. Außerdem nehme ich mir oft und ger-
ne auch Zeit für ein persönliches Gespräch.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Schwer zu sagen. Wir sollten sie auf alle Fäl-
le nutzen, um Informationen an die Frau oder an 
den Mann zu bringen. Die Digitalisierung führt 
auch dazu, dass sich viele nach zwei/drei Klicks 
im Internet bereits als Experte fühlen. Das macht 
allerdings vieles nicht wirklich einfacher. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Leben und leben lassen.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als anständiger Mensch auf den man sich je-
derzeit verlassen konnte.� r
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Aktion Zukunft+ und VKB  
schließen Kooperationsvereinbarung

Versicherer wird zweiter Kooperationspartner des Klimaschutz Crowdfundings  
der Landkreise München und Ebersberg 

Die Versicherungskammer Bayern schließt sich der Aktion Zukunft+ 
an und unterstützt das Klimaschutz-Crowdfunding ab sofort als Ko-
operationspartner. Damit gestaltet das Unternehmen den Klima-
schutz in der Region aktiv mit. Auch die eigenen Emissionen wird 
das Unternehmen künftig über die Aktion Zukunft+ ausgleichen. 
Landrat Christoph Göbel, Prof. Dr. Frank Walthes, Vorstandsvorsit-
zender der Versicherungskammer, und Dr. Markus Juppe, Bereichs-
leiter Konzernentwicklung der Versicherungskammer, unterzeichne-
ten Anfang März die Kooperationsvereinbarung. 

Vor rund zehn Monaten star-
tete der Landkreis München die 
Aktion Zukunft+ mit dem Ziel, 
Klimaschutzprojekte vor Ort im 
Landkreis München und welt-
weit gemeinschaftlich zu finan-
zieren. Nun bekommt die Crowd-
funding-Aktion für den Klima-
schutz, die im Januar 2024 auch 
auf den Landkreis Ebersberg aus-
geweitet wurde, weitere Unter-
stützung. Mit der Versicherungs-
kammer Bayern schließt sich ein 
weiteres namhaftes Unterneh-
men der Aktion Zukunft+ an. 

Landrat Christoph Göbel emp-
fing den neuen Kooperations-
partner im Landratsamt Mün-
chen am Mariahilfplatz und über-
reichte dem Vorstandsvorsitzen-
den, Prof. Dr. Frank Walthes, und 
dem Bereichsleiter Konzernent-
wicklung, Dr. Markus Juppe, ein 
aus Moos gestaltetes „Plus“-Zei-
chen als Symbol der künftigen Zu-
sammenarbeit. 

Spende für lokales  
Humusaufbauprojekt 

Die Vertreter des größten öf-
fentlichen Versicherers über-
reichten dem Landrat im Gegen-
zug eine symbolische Startspen-
de in Höhe von 1.000 Euro, mit 
der das Humusaufbauprojekt in 
den Landkreisen München und 
Ebersberg gefördert werden soll. 
Über dieses Projekt soll auf ei-
ner Gesamtfläche von 50 Hekt-
ar Kleegras anstelle von Mais an-
gebaut werden. Das fördert den 
Humusaufbau und erhöht die 
CO2-Bindung im Boden aufgrund 
der Wurzelprozesse der Legumi-
nosen. Durch die Spendenein-
nahmen erhalten die Landwirte 
eine Entschädigungssumme und 
fördern den Klimaschutz und die 
Bodenqualität. 

Knapp die Hälfte des Spenden-
betrags fließt zudem in ein Klima-
schutzprojekt in Indien. Das Pro-
jekt ermöglicht den Ausbau er-
neuerbarer Windenergie und er-
setzt somit die Notwendigkeit 
von Kraftwerken, die mit fossilen 
Brennstoffen betrieben werden. 

Ab 2025 wird das Unterneh-
men dann seine jährlichen Rest- 
emissionen mithilfe des Erwerbs 
von Zukunft+ Zertifikaten aus-
gleichen. Erstmalig wird dies im 
ersten Quartal 2025 rückwir-
kend für das Jahr 2024 erfolgen. 
Bei der Ermittlung der Höhe der 
auszugleichenden Emissionen 
wird der Versicherer von der Pro-
jektpartnerin Energieagentur 
Ebersberg-München beraten. 

Der CO2-Ausgleich ist Teil ei-
ner umfangreichen Nachhaltig-
keitsstrategie der Versicherungs-
kammer. Der Konzern hat im Jahr 
2022 seine Nachhaltigkeitsstrate-
gie verabschiedet. Ein Fokus liegt 
dabei auf der Vermeidung und 
Reduktion von CO2-Emissionen 
in allen drei Scopes des Green-
house Gas Protocols, also sowohl 
von direkten als auch von indirek-
ten Emissionen. Dies wird durch 
entsprechende wirksame Maß-
nahmen im Betrieb umgesetzt. 

Informationen zur  
Aktion Zukunft+  

Künftig wird in allen Geschäfts-
stellen der Versicherungskam-
mer Bayern Informationsma-
terial zur Aktion Zukunft+ und 
zum Erwerb der Zukunft+ Zerti-
fikate zu finden sein. Kundinnen 
und Kunden des Unternehmens 
können sich vor Ort oder im On-
line-Auftritt und den verschiede-
nen Kommunikationskanälen nä-
her über das Förderprogramm in-
formieren. 

„Ich freue mich sehr, dass mit 
der Versicherungskammer Bay-
ern nun ein weiteres namhaftes 
Wirtschaftsunternehmen mit un-
serer Aktion Zukunft+ kooperiert. 
Wir haben mit dem Zukunft+ Zer-
tifikat ein attraktives und wirk-
sames Instrument geschaffen, 
mit dem wir sowohl lokale Kli-
maschutzprojekte hier vor Ort in 
unserer Region fördern als auch 
weltweit durch die Stilllegung 
von CO2 Zertifikaten am freiwil-
ligen Markt etwas zum Klima-
schutz beitragen. Der Landkreis 
München ist – wie die gesamte 
Metropolregion München – eine 
prosperierende Wirtschaftsregi-
on. Davon profitieren wir, aber 
es bringt auch Pflichten mit sich. 
Wir brauchen Unternehmen und 
weitere Partner, die ebenfalls be-
reit sind, Verantwortung für den 
Klimaschutz zu übernehmen und 
dem Klimawandel mehr als nur 
ein Signal entgegenzusetzen“, so 
Landrat Christoph Göbel. 

Prof. Frank Walthes, Vor-
standsvorsitzender der Versi-
cherungskammer Bayern, be-
tont: „Das Angebot der Aktion 
Zukunft+ ergänzt unsere Aktivi-
täten und Vorhaben in idealer 
Weise. Dies besonders vor dem 
Hintergrund, als hier für konkre-
te Projekte in unserer Region 
Verantwortung übernommen 
wird“. � r

Die VKB ist neuer Kooperationspartner der Aktion Zukunft+. Anfang 
März unterzeichneten Landrat Christoph Göbel, Prof. Frank Walthes 
(r.), Vorstandsvorsitzender der Versicherungskammer Bayern, und Dr. 
Markus Juppe (l.), Bereichsleiter Konzernentwicklung der Versiche-
rungskammer, die Kooperationsvereinbarung.	 Bild: LRA München

Bezirk Niederbayern:

Neue Kriseninterventions-Station 
am Bezirksklinikum Mainkofen

Bezirkstagspräsident zeigt sich bei Besuch beeindruckt
Mainkofen. Das Bezirksklinikum Mainkofen betreibt seit Anfang Ja-
nuar 2024 eine eigene Kriseninterventions-Station. Auf der Station 
B6/O werden Patienten in einer akuten psychischen oder psychoso-
zialen Krise behandelt. Dazu gehören auch ersterkrankte Patienten 
mit langsamer Progression der Symptome sowie „erfahrene“ Pati-
enten, die die Warnsignale einer neuen Krankheitsphase erkennen. 
Ziel ist es, die Betroffenen frühzeitig zu stabilisieren und Strategien 
zu vermitteln, damit sie wieder mehr Kontrolle und Selbstwirksam-
keit erleben können.

Im Februar, vier Wochen nach 
Eröffnung, hat Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Olaf Heinrich die Station 
besucht und eine Führung sowie 
Einblicke und erste Erfahrungen 
durch Ärzte, Psychologen und 
Pflegende erhalten. Dabei zeig-
te sich Dr. Heinrich beeindruckt 
von dem Angebot: „Man merkt, 
wie leidenschaftlich und tatkräf-
tig die Belegschaft hier ihr neues 
Aufgabenspektrum anpackt. Das 
begrüße ich sehr, denn die neue 

Kriseninterventionsstation erfüllt 
eine unerlässliche Aufgabe: Men-
schen in psychischen Ausnahme-
situationen schnell, unbürokra-
tisch und kompetent zu helfen. 
Mit diesem Angebot beweist der 
Bezirk Niederbayern, dass er sich 
für eine moderne und leistungs-
fähige Gesundheitsversorgung in 
Niederbayern einsetzt.“

Die Station verfügt über ins-
gesamt 18 Betten. Die Dauer des 
Aufenthalts ist auf der Station 

B6/O grundsätzlich für alle Pati-
enten auf zehn Tage begrenzt. 
Während dieser Zeit wird durch 
ein multiprofessionelles Team 
im Rahmen eines hochfrequen-
ten Therapieprogramms intensiv 
an der Stabilisierung der Patien-
ten gearbeitet. Der Wochenplan 
umfasst unterschiedliche ärztli-
che, pflegerische, psychologische 
und sozialpädagogische Angebo-
te. Dazu gehören unter anderem 
tägliche Einzelgespräche mit Ärz-
ten, Psychologen und Bezugs-
pflege sowie zahlreiche Gruppen-
angebote. Darüber hinaus gibt es 
ergänzende Therapieangebote 
wie tägliche Bewegungstherapie 
(Nordic Walking), tiergestützte 
Therapie oder selbstverständlich 
auch Kunst- und Musiktherapie.

Gemeinsame Definition  
von realistischen Zielen

Die Patienten erarbeiten noch 
am Aufnahmetag gemeinsam mit 
dem Bezugstherapeuten und/
oder mit der Bezugspflege einen 
individuellen Therapieplan. Bei 
der gemeinsamen Definition von 
Zielen für den stationären Aufent-
halt wird darauf geachtet, dass 
diese innerhalb eines Zeitraums 
von zehn Tagen realistisch zu er-
reichen oder zumindest bedeut-
sam anzubahnen sind. Dabei wer-
den bis zu drei konkreten Zielen 
für den Aufenthalt definiert.

Im Rahmen des Entlassma-
nagements erfolgt eine detaillier-
te Überprüfung des Erreichungs-
grades der definierten Therapie-
ziele sowie eine umfassende Vor-

bereitung auf zukünftige Krisen. 
Zudem wird den Patienten ein in-
dividueller Krisenplan sowie ein 
zuvor angebahntes engmaschiges 
ambulantes Unterstützungs-Set-
ting an die Hand gegeben.

Einen Monat nach Eröffnung 
der neuen Station fällt das Fazit 
insgesamt positiv aus. „Das An-
gebot wird bisher sehr gut ange-
nommen, auch wenn wir noch 
nicht voll ausgelastet waren. Wir 
bekommen viele positive Rück-
meldungen von den Patienten, 
wobei das dichte und abwechs-
lungsreise Therapieangebot be-
sonders gut bewertet wird“, sagt 
Prof. Dr. med. Johannes Hamann, 
Ärztlicher Direktor des Bezirkskli-
nikums.

„Neben dem Therapiekonzept 
ist auch eine enge Vernetzung 
und Zusammenarbeit mit vorge-
schalteten und nachgeschalteten 
Behörden, Einrichtungen, Zuwei-

sern und Nachbehandlern uner-
lässlich. Dieses Netzwerk bauen 
wir stetig aus und davon profi-
tieren nun unsere Patienten“, er-
gänzt Dr. phil. Torsten Piendl, Lei-
tung Psychologischer Dienst.

Eigene Ressourcen  
bewusstmachen

„Wir haben in den ersten Wo-
chen unter anderem junge Pati-
enten mit Panikstörungen oder 
ohne Antrieb und fehlenden Le-
bensmut auf der Station gehabt. 
Dank unseres engagierten mul-
tiprofessionellen Teams und der 
engmaschigen Betreuung mit ei-
nem umfassenden Therapiekon-
zept konnten wir den Patienten 
eigene Ressourcen bewusstma-
chen und so für eine Verbesse-
rung und Stabilisierung ihres Zu-
stands sorgen“, erklärt Oberärz-
tin Dr. Sabine von Kovatsits. �- ca -

Nach dem Besuch auf der Krisen-Interventions-Station (v.li.): Agnes 
Kolbeck, Pflegedirektorin; Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich, 
Elisabeth Keil, Stationsleitung; Dr. phil. Torsten Piendl, Leitung Psy-
chologischer Dienst, Sandra Agler, stv. Stationsleitung; Xenia Kreuzer, 
Psychologin; Matthias Kaiser, Bereichsleitung (hinten); Dr. Sabine von 
Kovatsits, Oberärztin; Prof. Dr. Johannes Hamann, Ärztlicher Direktor; 
Uwe Böttcher, Krankenhausdirektor. 	 Bild: Huber, Bezirk Niederbayern
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Es ist ja klar, dass aus Sicht ei-
ner Katze die Menschen manch-
mal sehr sonderbare Verhal-
tensweisen an den Tag legen. 
Ich denke da heute zum Beispiel 
an das Verhältnis zum Nach-
wuchs. Arterhaltung und Fort-
pflanzung ist ja im Tierreich die 
Triebfeder des Lebens schlecht-
hin. Dabei gilt: Für den Wurf 
wird gesorgt, bis er auf eigenen 
Pfoten stehen kann und dann 
Tschüss.

Bei den Menschen habe ich das bisher immer 
etwas anders beobachtet. Da endet die Fürsor-
ge nicht, wenn die Jungen auf eigenen Füßen 
stehen. Man besucht sie weiterhin, fragt am Te-
lefon nach dem Befinden, macht teilweise auf-
wändige Geschenke zu allen möglichen Anläs-
sen, feiert mit ihnen und betreut sogar deren 
Nachwuchs, wenn die Jugend mal ausgehen will. 
Doch diese rührende Sorge ist auf die eigenen 
Nachkommen beschränkt. Sobald es abstrakt 

um die Zukunft oder das Wohlergehen der jün-
geren Generationen als solche geht, kümmert 
sich die Gesellschaft kein bisschen mehr.

Beispiel BAföG-Reform. Die Ausbildungsför-
derung für Schüler und Studenten soll sicherstel-
len, dass junge Menschen sich unabhängig von 
den Einkommensverhältnissen der Eltern die Zeit 
für eine hochwertige Ausbildung nehmen kön-
nen. OK, eine gute Ausbildung ist wichtig für ei-
nen selbst, aber die heutigen Schüler und Stu-
denten halten später einmal als Techniker, In-
genieure oder Ärzte die Gesellschaft am Laufen. 
Seit Jahren ist unbestritten, dass die BAföG-Sät-
ze zum Leben – vor allem in teuren Städten – viel 
zu gering sind. Werden sie also demnächst er-
höht, sagen wir um 12 Prozent wie das Bürger-
geld? Nein. Zwar bekommen zukünftig Studien-
anfänger ein Startgeld von 1.000 Euro, aber das 
mutet eher wie eine Maßnahme an, die dafür 
sorgen soll, dass ein paar Millionen Steuergelder 
sinnlos unters Volk gebracht werden. Was will 
man schon mit einem Tausender anfangen? Das 
reicht nicht mal für die Kaution für eine Bude. 
Fakt ist: Das Bürgergeld für Transferempfänger, 
also Leute, die keinen Beitrag für das Gemeinwe-
sen leisten, steigt um 12 Prozent, der BAföG-Satz 
für diejenigen, die eine gute Ausbildung wollen, 

bleibt gleich. Generationenge-
recht?

Stichwort Generationenkapi-
tal: In Zukunft macht der Bund 
Schulden, die er dann auf dem 
Kapitalmarkt, zum Beispiel in 
Aktien, investiert und will mit 
den Erträgen die gesetzliche 
Rentenversicherung bezuschus- 
sen, damit sie zukünftig Renten 
in einer Höhe auszahlen kann, 
die angesichts der sprunghaf-

ten Zunahme der Rentenberechtigten gegen-
über der sinkenden Zahl der aktiv im Erwerbs-
leben Stehenden utopisch hoch sind. Pferdefuß: 
Die Rendite aus der Aktienanlage muss zunächst 
mal so hoch sein, dass die Zinszahlungen ab-
gedeckt werden. Gelingt das nicht, müssen die 
künftigen Steuerzahler, also die Jungen von heu-
te, die Zinslast tragen. Sie müssten aber auch die 
Steuerzuschüsse zur Rentenversicherung tragen, 
hätte man das Generationenkapital nicht einge-
führt. Sie sind also in jedem Fall die Gelackmei-
erten, weil nicht an den Leistungen für die Älte-
ren gespart wird, sondern die Jungen belastet 
werden.

Nun soll jeder und jede im Alter gut und sor-
genfrei leben, gar keine Frage. Aber warum hilft 
man den Leuten nicht, selbst für das Alter vorzu-
sorgen? Hört man Vertreter*innen (sic!) der Ju-
sos oder Grünen Jugend zu, so sind Kapitaleigner 
Gottseibeiuns und Beelzebub in einem. Dabei 
könnte im Laufe eines Berufslebens angesam-
meltes Kapital (also richtig verdientes Geld, nicht 
vom Staat gepumptes) einen Beitrag zur Siche-
rung des Lebensstandards im Alter bieten. Kapi-
tal anzusammeln ist aber schwer, da die Erträge 
bei uns mit 25 Prozent besteuert und nur 1.000 
Euro pro Jahr steuerfrei gestellt werden. Als die 
Sozialdemokraten noch einem Aufstiegsver-
sprechung anhingen, haben sie in den 70er Jah-
ren den Gedanken der Vermögensbildung in Ar-
beitnehmerhand propagiert. Etwa durch vermö-
genswirksame Leistungen vom Arbeitgeber, die 
steuerlich begünstigt oder mit staatlichen Prä-
mien dauerhaft zur Vermögensbildung angelegt 
werden konnten. Wissen Sie, wieviel vermögens-
wirksame Leistungen ein Beamter bekommt? 
6,65 Euro im Monat, also 79,80 Euro pro Jahr, 
was 3.192 Euro nach 40 Dienstjahren ergibt. Ge-
nerationengerecht?

Irgendwie haben die jungen Leute bei uns kei-
ne Lobby. Gilt der Satz von Salvador Dalí noch: 
„Das größte Übel der heutigen Jugend besteht 
darin, dass man nicht mehr dazugehört?“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Der Jugend  
eine Lobby!

Bayerische Wahlergebnisse
Bei der Stichwahl um das Bürgermeisteramt in Thurmans-

bang (Landkreis Freyung-Grafenau) siegte Stefan Wagner 
(CSU) mit 65,3 Prozent der Stimmen. Damit tritt er die Nach-
folge von Martin Behringer an, der seit November 2023 für die 
Freien Wähler im Landtag sitzt. Fritz Kamm (UBL) erhielt 34,7 
Prozent. Die Wahlbeteiligung lag bei 67,2 Prozent.

Max Boneberger ist mit 95,7 Prozent der Stimmen zum neuen 
Rathauschef von Altusried (Landkreis Oberallgäu) gewählt wor-
den. Der von CSU und Freien Wählern unterstützte 41-Jährige 
hatte keinen Gegenkandidaten. Boneberger folgt auf Joachim 
Konrad, der für die CSU in den bayerischen Landtag gewählt wor-
den war. Wahlbeteiligung: 39,5 Prozent.

Ohne Gegenkandidaten wurde in Untergriesbach (Landkreis 
Passau) Bürgermeister Hermann Duschl (Christliche Wählerge-
meinschaft CWG) mit 95,4 Prozent der abgegebenen Stimmen in 
seinem Amt bestätigt. Duschl geht damit in seine vierte und letz-
te Wahlperiode. Wahlbeteiligung: 32,9 Prozent.

Hans Steinfelder wird neuer Rathauschef von Weitramsdorf 
(Landkreis Coburg). Mit nur fünf Stimmen setzte sich der CSU-Be-
werber in der Stichwahl denkbar knapp gegen 2. Bürgermeister 
Dominic Juck (SPD) durch. Wahlbeteiligung: 55,6 Prozent.

Michael Lorenz (CSU) wird künftig die Geschicke von Inzell 
(Landkreis Traunstein) leiten. Für den langjährigen 2. und 3. Bür-
germeister votierten 91 Prozent der Wählerinnen und Wähler. Er 
war der einzige Kandidat. Wahlbeteiligung: 39,3 Prozent.

Äußerst knappes Rennen

Edwin Klostermeier (SPD) bleibt Bürgermeister der Gemeinde 
Putzbrunn (Landkreis München). In einem äußerst engen Ren-
nen behielt der Amtsinhaber mit 52,8 Prozent der Stimmen ge-
gen seinen einzigen Herausforderer Tobias Stokloßa (CSU), der 
47,2 Prozent auf sich vereinte, die Oberhand. Wahlbeteiligung: 
53,6 Prozent.

Stefan Sommer (CSU) ist der neue Rathauschef in Waltenho-
fen (Landkreis Oberallgäu). Mit 53,2 Prozent der Stimmen be-
siegte der langjährige Gemeinderat und 2. Bürgermeister Amts- 
inhaber Eckhard Harscher (Wir für Waltenhofen), der sein Amt 
seit 2006 innehatte und 46,8 Prozent erzielte. Wahlbeteiligung: 
56,1 Prozent.

Abwahl auch in Lenting (Landkreis Eichstätt): Christian Con-
radt (CSU) lag mit 82,7 Prozent deutlich vor Amtsinhaber Chris- 
tian Tauer (SPD), der auf 17,3 Prozent der abgegebenen Stimmen 
kam und sein Amt nach zwölf Jahren abgeben muss. Die Wahlbe-
teiligung lag bei 59,1 Prozent.� DK

Landtagspräsidentin Ilse Aigner und Oberbürgermeister Andreas Starke enthüllen den Gedenkstein am 
Schillerplatz.	 Bild:Stadtarchiv Bamberg, Melina S. Knobloch

„Orte der Demokratie“: 

Landtagspräsidentin hebt Bambergs 
historische Bedeutung hervor

Eine Ausstellung des Bayerischen Landtags im Stadtarchiv würdigt Bamberg  
als zentralen Ort für die demokratische Verfassung

Landtagspräsidentin Ilse Aigner hat die Wanderausstellung „Orte 
der Demokratie in Bayern“ im Stadtarchiv Bamberg eröffnet. Die 
Ausstellung des Bayerischen Landtags beleuchtet insgesamt 13 aus-
gewählte Orte im ganzen Freistaat und würdigt ihre wichtigen Bei-
träge zur Entwicklung der freiheitlich demokratischen Grundord-
nung. Aigner unterstrich in ihrer Rede die besondere Rolle der Stadt: 
„In Bamberg steht die Wiege der bayerischen Demokratie, denn die 
erste demokratische Verfassung wurde hier aus der Taufe gehoben. 
Im Spiegelsaal der Bamberger Harmonie fanden 1919 die Beratun-
gen des Landtags und die Abstimmung über die erste wirklich demo-
kratische Verfassung Bayerns statt. Bamberg ist daher nicht nur ein 
Ort der Demokratie – Bamberg ist eine Keimzelle der Demokratie!“ 

Einen Bogen zur aktuellen La-
ge schlug Zweiter Bürgermeister 
Jonas Glüsenkamp in seiner Rede 
bei der Ausstellungseröffnung. 
„Demokratie muss nicht nur ge-
lebt werden, sie muss auch ver-
teidigt werden. Deshalb freue 
ich mich sehr, dass so viele Men-
schen in unserem Land – auch 
hier in Bamberg – seit Monaten 
ein klares Zeichen setzen und für 
unsere Demokratie eintreten“, 
betonte Glüsenkamp vor den ge-
ladenen Gästen aus dem Landtag 
und dem Bamberger Stadtrat. 
Er dankte auch Stadtarchivleiter 
Horst Gehringer für die Organisa-
tion und sprach die Hoffnung aus, 
dass die Ausstellung auch Anlass 
ist, um darüber nachzudenken, 
„was eine Demokratie ausmacht 
und wie Demokraten untereinan-
der umgehen sollten“. 

Sichtbare  
Demokratiegeschichte

Oberbürgermeister Andreas 
Starke hatte vor der Eröffnung 
der Ausstellung gemeinsam mit 
der Landtagspräsidentin das Ge-
denkobjekt am Schillerplatz ent-
hüllt, mit dem der Landtag wich-
tige Orte sichtbar machen will, an 
denen bayerische Demokratie-
geschichte geschrieben wur-
de. Die Stele mit dem goldenen 
Würfel am Schillerplatz, ange-
lehnt an den Verfassungswür-
fel und die Verfassung von 1818, 
erinnert zusammen mit der Ge-
denktafel am Harmonie-Gebäu-
de an das Jahr 1919, als in den 
Harmonie-Sälen die erste demo-
kratische Verfassung des Frei-
staats Bayern erarbeitet und ver-
abschiedet wurde. „Zum ersten 
Mal in seiner Geschichte erhielt 
Bayern eine parlamentarisch de-
mokratische Verfassung, die von 
einem aus allgemeinen, glei-
chen, freien und geheimen Wah-
len hervorgegangenen Landtag 
beschlossen wurde“, so OB Star-
ke. Erstmals betraten hier auch 
acht Frauen als Abgeordnete den 
Plenarsaal und konnten so an der 
demokratischen Willensbildung 
in der Harmonie teilhaben. Die 
Harmonie-Säle stellten den Rah-
men für die zahlreichen Sitzun-
gen des Landtags während seiner 
Anwesenheit in Bamberg dar.

Schon lange bevor Bayern ein 
Freistaat wurde, begann vieler-
orts ein Ringen um politische 
Teilhabe und Selbstbestimmung. 
Von Bauernaufständen im frühen 
16. Jahrhundert über die großen 
Revolutionen bis hin zu zivilge-
sellschaftlichem Engagement der 
jüngeren Vergangenheit – in ganz 
Bayern gab es über die Jahrhun-
derte hinweg bedeutende Ent-
wicklungsschritte unserer Demo-
kratie.

Die Aussstellung des Bayeri-
schen Landtags lädt ein zur ge-
danklichen Reise an die histo-
rischen Schauplätze, fragt aber 
auch nach der heutigen Bedeu-
tung der Orte. Zahlreiche Bil-
der, Quellentexte und nicht zu-
letzt das Darstellungselement 
mit Graphic Novel lassen diesen 
Streifzug lebendig werden: Zeit-
lich und räumlich weit auseinan-
derliegende Ereignisse sind in ei-
ner gemeinsamen Erzählung ver-
bunden. Ergänzt durch histori-
sche Exponate werden zentrale 
Ereignisse und Persönlichkeiten 
der Demokratiegeschichte aus al-
len Teilen Bayerns greifbar – ei-
ne Reise auf den Spuren unseres 
Weges zum Freistaat. Die Aus-
stellung ist bis zum 14. Juni 2024 
während der Öffnungszeiten des 
Stadtarchivs zu sehen. Ausstel-
lungsführungen sind nach Ter-
minvereinbarung (stadtarchiv@
stadt.bamberg.de) möglich. � r

Interkommunaler Ausschuss:

Vertiefung der Zusammenarbeit 
von Stadt und Landkreis Würzburg

Die Verzahnung zwischen Stadt und Landkreis Würzburg nimmt 
Fahrt auf. Im letzten Interkommunalen Ausschuss stadt.land.wü. 
(IKA) informierten Jacek Braminski (Persönlicher Mitarbeiter des 
Oberbürgermeisters) und Michael Dröse (Leiter der Stabsstel-
le des Landrats) über die bereits Ende 2023 beschlossene Erar-
beitung einer Zukunftsstrategie, die neue Felder der Kooperation 
zwischen Stadt und Landkreis ausleuchten wird. Der offen ange-
legte Prozess hat bereits mit einer Bestandsaufnahme begonnen. 
Die „Bildungsregion“, die Öko-Modellregion und die „Smarte Re-
gion“ sind aktuell die bekanntesten Erfolgsbeispiele interkommu-
naler Zusammenarbeit; unter dem Label „stadt.land.wü“ könnten 
aber noch viele weitere Partnerschaften entstehen. Oberbürger-
meister Christian Schuchardt: „Wir können uns auf zwei spannen-
de Jahre freuen. So strukturiert haben wir unsere Zusammenar-
beit, die über die Jahre immer intensiver geworden ist, noch nie 
bilanziert und neujustiert.“

In einem ersten IKA-Work-
shop im vergangenen Jahr wur-
den über 80 Kooperationsideen 
in den Handlungsfeldern „Um-
welt- und Naturschutz“, „Kultur, 
Schule und Sport“, „Wirtschaft 
und Wettbewerb“, „Bau und In-
frastruktur“ und „Jugend, Fami-
lie und Soziales“ zusammenge-
tragen. 

Schon diese Bandbreite zeigt: 
Die Analyse ist denkbar weit ge-
fasst, „Grenzüberschreitungen“ 
zwischen Stadt und Landkreis 
sind ausdrücklich erwünscht. 
Nun gilt es, Struktur in diese Ide-
ensammlung zu bringen. 

Datengrundlage  
mit Controllingsystem

Für die weitere Analyse wird ei-
ne noch größere Datengrundlage 
mit Controllingsystem etabliert. 

Dies kann im Verwaltungsalltag 
nicht eben nebenbei geschehen, 
auch wenn bereits im Dezember 
im Rathaus und Landratsamt ein 
Strategieteam an den Start ging. 

Durch eine erfolgreiche Förder-
mittelbeantragung beim Bayeri-
schen Staatsministerium für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und 
Energie stehen Mittel für ein ex-
ternes Beratungsbüro oder auch 
zahlreiche Bürgerbeteiligungsfor-
mate bereit. 90 Prozent der Ge-
samtkosten von rund 170.000 Eu-
ro kommen aus dem Fördertopf 
für Regionalentwicklung.

Pilotcharakter hat überzeugt

Landrat Thomas Eberth: „Die-
ser innovative Ansatz für eine 
interkommunale Zusammenar-
beit mit Pilotcharakter hat auch 
das zuständige Staatsministeri-

um überzeugt. Auch andere Re-
gionen blicken bereits seit Jahren 
auf die Zusammenarbeit unserer 
Gebietskörperschaften und wer-
den unseren Prozess sicher ge-
nau ansehen, welche Synergien 
sinnvoll sind und welche prakti-
sche Umsetzung sich jeweils an-
bietet.“

Ziel: konkrete und priorisierte 
Handlungsempfehlungen

Das Beratungsbüro soll den 
Prozess baldmöglichst begleiten, 
am Ende sollen konkrete und pri-
orisierte Handlungsempfehlun-
gen beschlossen werden. Im wei-
teren Verlauf gilt es, möglichst 
viele Mitstreiterinnen und Mit-
streiter zu finden: in der Politik, 
in den Verwaltungen, aber na-
türlich primär auch in der Bürger-
schaft. 

Die größten Potentiale für ei-
ne Vertiefung der Zusammen-
arbeit werden vor allen Dingen 
dort gesehen, wo die Bürgerin-
nen und Bürger einen großen 
praktischen Nutzen haben. Bür-
gerbeteiligungsformate sind fes-
ter Bestandteil des Strategiepro-
zesses und sind in der ganzen Re-
gion geplant. Wenn beispielswei-
se der Weg zum Wertstoffhof 
kürzer wird, weil man künftig alle 
Standorte in dieser Region nut-
zen kann. Oder der Behörden-
gang nicht nur am Wohnort, son-
dern auch dort erledigt werden 
kann, wo der Arbeitsort liegt. �r
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Vorschau auf GZ 7
In unserer Ausgabe Nr. 7/2024, die am 28. März 2024  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 IT, E-Government, Breitband, Mobilfunk
•	 Arbeitsplatz Kommune
•	 Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
•	 Abfall, Entsorgungsmanagement, technische Lösungen
•	 Kommunalfahrzeuge, Fuhrpark
•	 Fachliteratur, Kommunale Rechtsfragen

 Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de
Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg

Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Altersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Länderfahnen

Gemeindefahnen

Maste

Bekleidung

uvm.

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

Ihr Systempartner für
multifunktionale
Wärmerückgewinnung

SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, The Charles 
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Wärmerückgewinnung

Nachrüstbar im 
laufenden Betrieb

Montage vor Ort durch 
modulare Bauweise

Keim- und schadstoff- 
übertragungsfrei

Werkseigener 
Kundendienst

Systemverantwortung 
durch Gesamtplanung

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Teichrett ung

WENIGER ALGEN.
INTAKTE GEWÄSSER.

WIR MACHEN DAS!

WWW.MIKROBIOM-LAB.DE

Stadt Stein:

Ehemaliges Trafohaus  
wird zum Artenschutzturm

Das ehemalige Trafohaus im Steiner Ortsteil Oberbüchlein lag 
seit Jahren brach. Nun wurde es erfolgreich zu einem Arten-
schutzturm umgebaut und Verantwortliche – darunter auch der 
Erste Bürgermeister von Stein, Kurt Krömer – trafen sich vor Ort, 
um das Ergebnis zu begutachten. 

Hintergrund: Nachdem das 
Trafohaus seine Funktion ver-
loren hatte, plante der Netzbe-
treiber den Rückbau und Abriss. 
Wolfgang Schaffrien, der Leiter 
des städtischen Bauamtes, er-
kannte das Potenzial für den Ar-
tenschutz und die Stadt Stein er-
warb das Gebäude. Die Elektrik 
wurde im Zuge dessen entfernt. 
Bei einer Ortseinsicht im Jahr 
2022 mit Vertretern von Bauamt, 
Untere Naturschutzbehörde des 
Landkreises Fürth und vom Land-
schaftspflegeverband Mittelfran-
ken e.V. wurde schließlich das 
vorhandene Aufwertungspoten-
zial festgestellt. 

Umsetzung: Der Landschafts-
pflegeverband Mittelfranken plan-
te die Realisierung des Arten-
schutzturms und beantragte För-

dermittel. Die Maßnahme wird 
zu 90 Prozent vom Freistaat Bay-
ern (Bayerisches Staatsministeri-
um für Umwelt und Verbraucher-
schutz) gefördert, die Stadt Stein 
trägt 10 Prozent der Kosten. Die 
langfristige Betreuung der Käs-
ten ist durch den LBV – Kreisgrup-
pe Fürth geplant. Die Nistmöglich-
keiten wurden rechtzeitig zur be-
ginnenden Vogelbrutsaison 2024 
vom städtischen Bauhof ange-
bracht. 

Erfolgte Aufwertungen an der 
Außenfassade: Mauerseglerkäs-
ten, Spaltenquartiere für Fleder-
mäuse und Nistmöglichkeiten für 
Mehlschwalben, Stare und Sper-
linge wurden geschaffen. 

Aufwertungen im Turminne-
ren: Ein Schleiereulen-Kasten mit 
eigenem Einflugloch wurde an 

der Ostseite angebracht, ebenso 
wie Spaltenquartiere für Fleder-
mäuse in Deckennähe. Das Glas-
bausteinfenster an der Südseite 
wurde als Einflugmöglichkeit für 
Fledermäuse geöffnet, verdun-
kelt und als taubensicheres Ein-
flugfenster gestaltet. Um War-
tungs- und Kontrollarbeiten an 
den Kästen durchführen zu kön-

Vertreter des Landschaftspflegeverbandes, des LBV und städtische 
Mitarbeiter freuen sich mit Ersten Bürgermeister Kurt Krömer (Mitte) 
über die gelungene Umsetzung.	 Bild: Stadt Stein

nen, wurde eine weitere Ebene 
eingebaut.  

Gemeinsame Kräfte  
für die Natur 

Die Realisierung des Arten-
schutzturms ist das Ergebnis einer 
erfolgreichen Zusammenarbeit 
zwischen der Stadt Stein, insbe-
sondere dem Bauhof, der Unteren 
Naturschutzbehörde, dem Land-
schaftspflegeverband Mittelfran-
ken und dem Landesbund für Vo-
gelschutz. Schon bald wird sich zei-
gen, wie gut der neue Artenschutz-
turm angenommen wird. � r

Stadt Bamberg:

Wichtiger Beitrag  
für Bildungsgerechtigkeit

vhs-Förderverein spendet der KulturTafel 4000 Euro
Studien belegen es immer wieder: Kinder von Eltern, die ein ge-
ringes Einkommen besitzen oder anderweitig aus sozial schwa-
chen Schichten kommen, haben signifikant schlechtere Chancen 
auf einen positiven Bildungserfolg. Einen wichtigen Beitrag für 
Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit in der Domstadt  
leistet der Förderverein der Volkshochschule Bamberg Stadt. Er 
spendete der KulturTafel Bamberg des Diakonischen Werks Bam-
berg-Forchheim vhs-Gutscheine im Wert von 4.000 Euro, die alle 
erfolgreich vermittelt werden konnten.

„Nicht die Herkunft und der 
Geldbeutel einer Person soll-
ten über ihre Zukunft entschei-
den, sondern ihr Wunsch nach 
individueller Weiterbildung“, be-
tonte Vorsitzende Ulrike Sieben-
haar bei der Spendenübergabe. 
Die Gäste der KulturTafel, die sich 
für vhs-Angebote interessieren, 
konnten sich dank der Gutschei-
ne kostenlos für Sprach- oder 

PC-Kurse, für Angebote der Ge-
sundheitsbildung oder auch kre-
ative und kulturelle Angebote an-
melden.

Fred Schäfer, Leiter Soziale 
Dienste bei der Diakonie: „Mir 
ist bayernweit keine gleicharti-
ge Unterstützung einer KulturTa-
fel bekannt, wie sie der Förder-
verein der Volkshochschule hier 
in Bamberg leistet“, bedankte er 

sich. „Danke, dass Sie seit Jahren 
ein zuverlässiger Partner für uns 
als Träger sind“, würdigte er das 
herausragende Engagement des 
vhs-Fördervereins.

250 Personen in fünf Jahren

„Seit 2020 haben wir der Kul-
turTafel Gutscheine im Wert von 
insgesamt 10.000 Euro zur Verfü-
gung gestellt“, rechnete die stell-
vertretende Vorsitzende Mari-
on Zachert die finanzielle Unter-
stützung für Bildungsgerechtig-
keit zusammen. In den Jahren 
zuvor hatte die Volkshochschule 
der KulturTafel bereits freie Plät-
ze in ausgewählten Kursen für 
ihre Gäste angeboten, erinner-
te vhs-Leiterin Dr. Anna Scher-

baum. Fast 250 Menschen hätten 
dieses Angebot binnen fünf Jah-
ren genutzt. Das Engagement des 
städtischen Bildungs- und Kultur-
zentrums für soziale und kultu-
relle Teilhabe erklärt Dr. Scher-
baum so: „Wir wollen Bildung für 
alle anbieten und mit unseren 
Teilnehmenden die ganze Gesell-
schaft abbilden.“ Sie verwies zu-
dem auf zahlreiche kostenlose 
Bildungsangebote im Programm 
– zu Themen wie Verbraucher-
schutz, Energiesparen, Medien-
nutzung, politische Bildung, in-
terreligiöse Verständigung, Ge-
schichte und Kultur.

„Für nur 25 oder 100 Euro Mit-
gliedsbeitrag können Privatper-
sonen bzw. Firmen die Bildungs-
arbeit der Volkshochschule im 
Förderverein unterstützen“, sag-
te Schriftführerin Andrea Grodel. 
Mehr Mitglieder sowie Spenden 
bedeuteten einen größeren fi-
nanziellen Spielraum für neue Un-
terstützung. Eine Beitrittserklä-
rung gibt es auf www.vhs-bam-
berg.de/foerderverein. � r

http://www.vhs-bamberg.de/foerderverein
http://www.vhs-bamberg.de/foerderverein

